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E I N L E I T U N G

Die Panorama-Sendung am 2.10.1984 brachte unter anderem ei¬
nen Beitrag über die Sterilisation geistig behinderter Mädchen. Da¬
mit wurde öffentlich gemacht, was schon jahrelang praktiziert
wurde. Daß die Sendung ein heikles Thema berührt hatte, zeigten
die Reaktionen. So fühlte sich z.B. die "Lebenshilfe für geistig Be¬
hinderte e.V." diffamiert und zu Unrecht in die Nähe der Zwangs¬
sterilisationen im Nationalsozialismus gerückt.

Sowohl der Panorama-Beitrag als auch die in der Folgezeit erschie¬
nenen Zeitungsartikel zeigten, wie schwierig die Rechtslage hier
ist, wie selbstverständlich es aber andererseits ist, daß geistig Be¬
hinderte sterilisiert werden. Oft geschieht dies in sehr jungen Jah¬
ren, so war z.B. das in der Panorama-Sendung gezeigte Mädchen
zum Zeitpunkt der Sterilisation 11 Jahre alt.

Alle Veröffentlichungen erweckten den Anschein, als ob die Steri¬
lisation minderjähriger geistig Behinderter weit verbreitet wäre.
Genaue Zahlen wurden allerdings von keiner Seite vorgelegt, sie
w a r e n n i c h t z u b e k o m m e n .

Die Befürworter dieser Maßnahmen weigern sich hartnäckig, sich
mit der Geschichte der Zwangssterilisation auseinanderzusetzen.
Die Geschichte habe nichts mit der heutigen Situation zu tun, wird
gesagt, und die Sterilisationen, die heute durchgeführt werden,
seien keine Zwangssterilisationen. Ebenso werden Vermutungen,
daß vor allem die geistig behinderten Mädchen von diesen Sterilisa¬
tionen betroffen sind, zurückgewiesen.

Aus dieser Situation ergaben sich die Fragestellungen für diese Ar¬
beit. Es stellt sich also die Frage, ob tatsächlich vor allem die weib-
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liehen geistig Behinderten sterilisiert werden und ob es sich hierbei
um Zwangssterilisationen handelt.

Dazu ist es zunächst notwendig, das nachzuholen, was in der öf¬
fentlichen Diskussion oft unterbleibt, nämlich die Aufarbeitung
der Geschichte der Zwangssterilisation. Es muß untersucht wer¬
den, welche Positionen die Behindertenpädagogik zur Sterilisation
geistig behinderter Menschen einnimmt. Gleichzeitig werden die
dortigen Einstellungen zur Sexualität geistig behinderter Menschen
mituntersucht, da diese auch die Einstellungen zur Sterilisation
mitbeeinflussen. Auf den ersten Blick erscheint es etwas weit her¬
geholt, sich in diesem Kontext mit der Behindertenpädagogik aus¬
einanderzusetzen, es hat jedoch direkten Bezug zur Fragestellung.
Der Umgang mit geistig behinderten Menschen wird von den Päda¬
gogen mitbestimmt, und Sonderschullehrer waren im Faschismus
an der Sterilisation ihrer Schüler beteiligt. Auch heute sind sie in
diesem Zusammenhang von Bedeutung, indem sie z.B. die Eltern
geistig behinderter Menschen für oder gegen eine Sterilisation ihrer
K i n d e r b e r a t e n .

Sodann soll die besondere Betroffenheit geistig behinderter Frauen
und Mädchen von bevölkerungspolit ischen Maßnahmen wie
Zwangssterilisation aufgezeigt werden. Dies soll sowohl am Bei¬
spiel des Nationalsozialismus als auch am Beispiel der Bundesrepu¬
blik Deutschland geschehen.

Befürwortet wird die Sterilisation geistig behinderter Menschen in
der öffentlichen Diskussion vor allem von den Organisationen, die
im Bereich der Versorgung geistig behinderter Menschen tätig sind.
Exemplarisch sollen hier zwei Organisationen vorgestellt werden.
Die Innere Mission ist vor allem in der stationären Versorgung tä¬
tig, wohingegen die "Lebenshilfe für geistig Behinderte e.V." für
den nichtstationären Bereich der Versorgung geistig Behinderter
außerordentlich wichtig ist.

Die Innere Mission hat eine mehr als 125-jährige Geschichte und
ist von daher auch unter dem Gesichtspunkt der eventuellen Kon¬
tinuität interessant. Die Lebenshilfe ist dagegen eine junge Organi¬
sation, aber maßgebend im Bereich der Förderung und Betreuung
geistig behinderter Menschen in der Bundesrepublik Deutschland.
Beide Organisationen haben sich in den 70er Jahren für eine ge-
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setzliche Neuregelung der Sterilisation geistig behinderter Men¬
schen eingesetzt. Die "Lebenshilfe" ist auch heute wieder sehr en¬
gagiert in dieser Diskussion. Es soll sowohl die Geschichte beider
Organisationen als auch die Entwicklung Ihrer Einstellung zur
(Zwangs-)Sterilisation geistig behinderter Menschen dargestellt
w e r d e n .
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HISTORISCHE ENTWICKLUNG DES
(ZWANGS-)STERILISATIONSGEDANKENS
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Die Entstehung des Gedankens, bestimmte Menschen von der
Fortpflanzung auszuschließen, z.B. durch Zwangssterilisation, ist
in engem Zusammenhang mit Sozialdarwinismus, Eugenik und
Rassenhygiene zu sehen. Diese Theorien sowie ihre Aufnahme in
Deutschland sollen im folgenden dargestellt werden.

Der Sozialdarwinismus leitet sich —wie der Name nahelegt —von
Charles Darwin und seiner Evolut ionstheorie her. 1859 hatte er
On the Origin of Species by Means of Natural Selection or the

Preservation of Favoured Races in the Struggle for Life" (1) veröf¬
fentlicht, dessen erste Auflage von 1.250 Stück noch am selben
Tag vergriffen war.

Seiner in diesem Buch vorgestellten Theorie zufolge waren Variabi¬
lität und Selektion die Triebkräfte der Evolution, wobei die Selek¬
tion das an sich "plan- und richtungslose Variieren (...) in be¬
stimmte Bahnen" lenkte (Nowak 1980,11). D.h. die den Umwelt¬
bedingungen am besten angepaßten Varianten einer Rasse konnten
sich im "Kampf ums Dasein" behaupten und somit auch stärker
vermehren, was im Laufe der Zeit zu immer leistungsfähigeren In¬
dividuen führte. Der "Kampf ums Dasein" war der Kampf der In¬
dividuen um beschränkte Ressourcen.
"Da mehr Individuen erzeugt werden, als möglicherweise fortbe-
stehen können, so muß in jedem Fall ein Kampf um die Existenz
eintreten, entweder zwischen den Individuen einer Art oder zwi¬
schen den Arten oder zwischen ihnen und den äußeren Lebensbe¬
dingungen. Es ist die Lehre von Malthus (2) in verstärkter Kraft
auf das gesammte Thier- und Pflanzenreich übertragen (.../"(Dar¬
win, zit. nach Nowak 1980, 11).
Der Sozialdarwinismus reduzierte Darwins Abstammungslehre auf
die Selektionstheorie —bekanntgeworden als "Survival of the Fit¬
test" —und übertrug sie auf die menschliche Gesellschaft. Damit
hatte man ein biologisches Erklärungsmodell für die gesellschaftli¬
chen Mißstände, die durch den expandierenden Kapitalismus im¬
mer deutlicher zutage traten (und ihrerseits ein Erstarken der Ar¬
beiterbewegung bewirkten). Der Sozialdarwinismus lieferte den
Herrschenden die Begründung dafür, daß sie etwas besseres waren
als das Volk .

t t

Es wurde gefordert, man müsse —wie in der Natur —nur die Tüch¬
tigen begünstigen und -um der "natürlichen Selektion" nicht ins
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Handwerk zu pfuschen —den Schwachen keine Unterstützung an¬
bieten. Sozialfürsorge und Wohlfahrtspflege —u. a. Errungen¬
schaften der Arbeiterbewegung —wirkten der "natürlichen” Ausle¬
se genauso entgegen wie die moderne Medizin, denn sie erhielten
die Schwachen. Kriege und Revolutionen sah man ebenfalls als der
"natürlichen" Auslese entgegenwirkend an, da sie zu viele der
Wertvollen dahinrafften. Es wurde befürchtet, daß die Schwachen
—von denen behauptet wurde, daß sie sich überproportional ver¬
mehrten —eines Tages die Oberhand gewinnen könnten. Hatte
Darwin selbst noch von einem "Instinkt der Sympathie" gespro¬
chen, der den Menschen dränge, "den Hülflosen Hülfe zu widmen"
(zit. nach Nowak 1980, 14), so daß die Vermehrung der Schwa¬
chen ertragen werden müsse, war von diesem Instinkt bei den So¬
zialdarwinisten nichts mehr zu bemerken.

Aus diesem Gedankengut heraus schuf Francis Galton die "Euge¬
nik", wie er seine Erbgesundheitslehre nannte. Das Wort "Euge¬
nik" kommt aus dem griechischen und bedeutet soviel wie: von
guter Abstammung, Veranlagung. Nach v. Verschuer hat Galton
1904 Eugenik folgendermaßen definiert: "Eugenik ist die Wissen¬
schaft, die sich mit allen Einflüssen befaßt, welche die angebore¬
nen Einflüsse einer Rasse verbessern und welche diese Errungen¬
schaften zum größtmöglichen Vorteil der Gesamtheit zur Entfal¬
tung bringen" (v. Verschuer 1966,10).

Sowohl die Sozialdarwinisten als auch die Eugeniker waren völlig
auf die Erbanlagen fixiert. Hier wurden Biologie und Gesellschafts¬
lehre zu einem Ganzen vermischt, bei dem die Gesellschaft zum
"Überorganismus" (H. Spencer, zit. nach Nowak 1980, 15) erho¬
ben wurde, dem sich der einzelne bedingungslos unterzuordnen
h a t t e .

Galtons Eugenik beinhaltet eine negative und eine positive Aus¬
richtung. Die "positive Eugenik" bedeutete Unterstützung und
Förderung der Fortpflanzung der Wertvollen, die "negative Euge¬
nik" sah die Verhinderung der Fortpflanzung der weniger Wertvol¬
len vor, die als erblich belastet bezeichnet wurden. Der Begriff der
"erblichen Belastung" wurde nie klar definiert, so daß er, ebenso
wie der Psychopathiebegriff, immer mehr zum Sammelbegriff auch
für soziale Auffälligkeiten werden konnte.
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Die Diskussion um Eugenik bzw. Rassenhygiene, wie sie hier ge¬
nannt wurde, wurde in Deutschland voi; allem von zwei Werken in
Gang gesetzt: 1891 erschien "Über die drohende Entartung der
Kulturmenschheit" von Wilhelm Schallmeyer und 1895 veröffent¬
lichte Alfred Ploetz seine "Grundlinien einer Rassenhygiene: 1.
Theil: Die Tüchtigkeit unserer Rasse und der Schutz der Schwa¬
c h e n " . I n t e r e s s a n t e r w e i s e s t e l l t e n b e i d e A u t o r e n i h r e n B ü c h e r n Z i ¬
tate von Nietzsche (3) voran; Schallmeyer: "Der Übermensch liegt
mir am Herzen, er ist mein erstes und einziges —und nicht der
Mensch"; bei Ploetz hieß es: "Aufwärts geht unser Weg, von der
Ar t zu r Übera r t " .

Die Zielsetzung dieser "Wissenschaft" war also klar. Ploetz sagte
ganz klar, daß das Allgemeinwohl über das Wohl des Einzelnen ge¬
he, die Rassenhygiene über die Individualhygiene. Seine "rassenhy¬
gienischen Forderungen für die Vervollkommnung und Vermeh¬
rung" besagen: 1. "Erzeugung möglichst vieler besserer Devarian-
ten; 2. Schärfere Ausjätung des schlechten Theils der Convarianten
(...); 3. Keine Contraselektion, d.h. keine Ausmerzung gerade der
guten und besonderer Schutz der schlechten Convarianten (...)
(Ploetz 1895, 116). Diese Ziele sollten erreicht werden, indem die

Ausjäte" der Keimzellen schon vor der Zeugung verstärkt werden
sollte, z.B. durch Indienstnahme des um sich greifenden Verhü¬
tungswesens —das zu Ploetz' Leidwesen jedoch hauptsächlich von
den "guten Convarianten" in Anspruch genommen wurde. Außer¬
dem sollten alle "nonselektorischen Schädlichkeiten" (gemeint
sind z.B. schädliche Umwelteinflüsse) soweit wie möglich aufgeho¬
ben werden, und außer Krankenpflege sollte es keine "Contrase¬
lektion" mehr geben. Ploetz war es auch, der 1904 die "Gesell¬
schaft für Rassenhygiene" —1914 in "Deutsche Gesellschaft für
Rassenhygiene" umbenannt —gründete.

Bereits 1900 hatte Friedrich Krupp ein Preisausschreiben (!) veran¬
staltet zum Thema: "Was lernen wir aus den Prinzipien der Des¬
zendenztheorie in Bezug auf die innerpolitische Entwicklung und
Gesetzgebung der Staaten?". Als Preis waren 50.000 Reichsmark
ausgesetzt —woran man sieht, daß auch die Wirtschaft an der Ras¬
senhygiene interessiert war. Der stolze Gewinner dieses Preisaus¬
schreibens war der bereits erwähnte Dr. med. Wilhelm Schallmeyer
mit seiner Arbeit: "Vererbung und Auslese im Lebenslauf der Völ¬
ker". Sie wurde 1903 gedruckt und war bis zum Tode des Autors
1919 das führende Fachbuch für Eugenik.

t t
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Um die Jahrhundertwende wurden die Mendelschen Regeln wie¬
derentdeckt, wodurch sich das Interesse der Wissenschaft an der
Vererbung noch verstärkte.

Die Entwicklung der Eugenik stand im Zusammenhang mit der zu¬
nehmenden Technisierung, in deren Folge Individuum und Gesell¬
schaft gesehen wurden wie die Maschine und ihre Teile. So wie die
einzelnen Teile einer Maschine nur den Zweck haben, der Maschi¬
ne zu nützen und ihre Leistung zu erhöhen, so war das Individuum
nur so lange wertvoll, wie es dem Ganzen, also Industrie und Wirt¬
schaft, nützte, "Gesundheit wurde zum Wirtschaftsgut" (Nowak
1980, 22).

Parallel zu Rassenhygiene und Eugenik entwickelten sich die Ras¬
sentheorien, die —von Arthur de Gobineaus' 1857 veröffentlich¬
tem "Versuch über die Ungleichheit der Rassen" ausgehend —die
Vorherrschaft der weißen Rasse behaupteten und mehr oder weni¬
ger wissenschaftlich zu begründen versuchten. Waren die Rassen¬
theorien ursprünglich die ideologische Verteidigung des Adels ge¬
wesen, so blieben sie zusammen mit der Eugenik/Rassenhygiene —
nachdem der Adel gesellschaftlich bedeutungslos geworden war —
doch aristokratische Theorien. Ihr Anliegen war "die moralische
Position der mittleren und oberen Klassen, die durch die sozialisti¬
sche Agitation erschüttert wurde, wissenschaftlich zu rechtferti¬
gen, indem sie nachzuweisen versuchten, daß sie den unteren Klas¬
sen genetisch überlegen seien" (Bemal, zit. nach W. Jantzen 1982,
63), d.h., daß diese Theorien von Anfang an gegen jegliche Form
der Emanzipation der unteren Klassen gerichtet waren. Bastian
nennt sie die "Parole des Besitzbürgertums" (Bastian 1981, 40).
Aus diesem stammten die meisten Ärzte und Wissenschaftler.

Bis zum 1. Weltkrieg wurden diese Theorien in der deutschen Öf¬
fentlichkeit kaum diskutiert, sondern hauptsächlich in elitären Zir¬
keln. Die "Gesellschaft für Rassenhygiene" z.B. hatte 1914 —10
Jahre nach ihrer Gründung -nur ganze 350 Mitglieder, allerdings
waren dies hauptsächlich Professoren. Ihre Forderungen nach
xueller Zuchtwahl", d.h. Eheverbot und Zwangssterilisation für die
einen, wirtschaftliche Anreize und die Pflicht zum Kinderkriegen
für die anderen, zogen noch keine allzuweiten Kreise in der Öffent¬
lichkeit, wurden aber natürlich in Vorlesungen, Veröffentlichun¬
gen u.a. verbreitet und beeinflußten so eine ganze Generation von
Medizinern und anderen Wissenschaftlern.

s t
s e -
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Mit der Verschärfung der ökonomischen Krise und dem siebeglei¬
tenden Kulturpessimismus wurden immer mehr eugenische Maß¬
nahmen gefordert. So gab 1914 ein gewisser Bruno Lacquer das
Buch "Eugenik und Dysgenik" heraus. Darin stellte er die finan¬
zielle Belastung des Staates durch die "Asozialen" dar und forder¬
te dazu auf, gegen die "Minusvarianten der Rasse" vorzugehen. Mit
Hilfe einer "restriktiven, viele Generationen durchhaltenden" ne¬
gativen Eugenik sollte die "Ausmerzung der asozialen Linien"
(Lacquer, zit. nach Bastian 1981,37) erreicht werden. Dies zeigt
deutlich, daß schon lange vor der eigentlichen faschistischen Ära
Forderungen dieser Art gestellt wurden, Worte wie "Ausmerze"
und "Ausjäte" schon längst zum "wissenschaftlichen" Vokabular
gehör ten .

Eine regelrechte Blüte erlebte die Eugenik in Deutschland nach
dem Ersten Weltkrieg. Der Krieg hatte nach Meinung der Eugeni-
ker bzw. Rassenhygieniker seine vielfach beschriebene kontraselek-
torische Wirkung getan, d.h. er hatte die "Besten" überproportio¬
nal und die "Minderwertigen" zu wenig dahingerafft.

Es wurde nun vor allem die negative Eugenik in ihrer ganzen Band¬
breite diskutiert, von Asylierung über Zwangssterilisierung bis hin
zur "Freigabe der Tötung lebensunwerten Lebens", wie das gleich¬
namige Buch von Binding und Hoche, das 1920 erschien, hieß. Ein
Vertreter des Asylierungsgedankens war der -heute noch als "Va¬
ter der Sozialmedizin" angesehene —Mediziner Alfred Grotjahn.

Auch die Psychiatrie interessierte sich schon seit längerem für das
Thema. Auf der Jahresversammlung des "Deutschen Vereins für
Psychiatrie" 1925 hielt Robert Gaupp ein Referat mit dem Titel:
"Die Unfruchtbarmachung geistig und sittlich Kranker und Min¬
derwertiger". In diesem Referat wurde auch deutlich, was dieser
Thematik zugrunde lag. Nicht ärztliche Sorge um das Wohl Kran¬
ker oder die zur eigenen Entlastung vorgeschobene Begründung,
Leid mindern oder verhindern zu wollen, leitete das Handeln die¬
ser Arzte und Wissenschaftler, sondern es ging schlicht und einfach
ums Geld. Konnte man es sich überhaupt noch leisten, solche "Bal¬
lastexistenzen" weiterhin durchzufüttern? Hinzu kam, daß diese
Wissenschaftler stark fortschrittsgläubig waren. Es waren damals
gerade einige neue Therapien entwickelt worden, mit denen man
glaubte, geistige und psychische Behinderungen heilen zu können.
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So sollte z.B. Röntgenbestrahlung das Down-Syndrom und "ere-
thischen Schwachsinn" heilen können. Der Einsatz dieser Thera¬
pien bewirkte, daß die Patienten in zwei Gruppen zerfielen: auf
der einen Seite die Heilbaren, bei denen sowohl Heilungs- als auch
wissenschaftliche Anerkennungserfolge zu erzielen waren und auf
der anderen Seite die Unheilbaren, bei denen die Behandlungen
nichts fruchteten. So fiel den Medizinern die Selektion leicht, zu¬
mal es für nach Erfolg strebende Mediziner ohnehin nicht ruhm¬
bringend ist, sich mit hoffnungslosen Fällen zu beschäftigen.

Die Veröffentlichungen zur Zwangssterilisation "Minderwertiger
mehrten sich, ebenso die Tagungen zu diesem Thema. 1930 fand
die Internationale Hygiene-Ausstellung in Dresden statt, in Halle 4
wurde unter dem Motto "Seelische Hygiene" ausgestellt. Hierzu
schrieben Paul Nitsche und Carl Schneider das Programmheft. Dar¬
in hieß es u.a.: "(...) erstrebt die Rassenhygiene (die) Verhinde¬
rung der Fortpflanzung Untüchtiger und Förderung der Fortpflan¬
zung Tüchtiger (...)" (zit. nach Bastian 1981,80). Die Autoren for¬
derten "eine zielbewußte und umfassende Bevölkerungspolitik
(ebd.), die im Einvernehmen mit den gesetzgebenden Instanzen
durchgeführt werden müsse. Mit derartigen Äußerungen wurde die
weitere Entwicklung —also der Faschismus —geradezu herbeige¬
sehnt und vorweggenommen.

Praxis und Gesetzgebung der (Zwangs-)Sterilisation bis 1933

Sterilisation —außer zu Heilzwecken, die sog. medizinische Indika¬
tion —war nach dem Gesetz des Deutschen Reiches strafbar. Sie
erfüllte den Tatbestand der Körperverleteung nach dem Reichsge¬
setz von 1871. Diese Tatsache war jedoch für einige Mediziner kein
Hinderungsgrund.

Der erste, der in Deutschland an psychisch kranken Frauen
Zwangssterilisationen vornahm, war der Heidelberger Gynäkologe
Kehrer 1897. In der Schweiz begann der Psychiater Auguste Forel
damit schon 1892. Im allgemeinen war man der Zwangssterilisa¬
tion gegenüber jedoch noch nicht sehr aufgeschlossen. Als Forels
Schüler Ernst Rüdin 1903 die Sterilisierung unheilbarer Trinker
forderte, stieß er damit auf wenig Gegenliebe. Die Zeit war noch
n i c h t r e i f d a f ü r .

t f
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1907 war in Indiana/USA ein Gesetz erlassen worden, das die Ste¬
rilisation von Verbrechern, Blöd- und Schwachsinnigen auch ohne
deren Einwilligung erlaubte. Andere amerikanische Bundesstaaten
folgten; 1933 verfügten 14 über ein solches Gesetz. Diese Gesetzge¬
bung stellte G^za von Hofman 1913 in seinem Buch: "Die Rassen¬
hygiene in den Vereinigten Staaten von Amerika" in Deutschland
vor. Nach Hofmans Meinung war das Problem In den USA vorbild¬
lich gelöst worden. Was er allerdings seinen Lesern verschwieg, war
die Tatsache, daß diese Gesetze in einigen Staaten gar nicht in
Kraft getreten waren und in den anderen kaum angewendet wur¬
den. Er erweckte vielmehr den Eindruck, als seien in den USA Ste¬
rilisationen aus eugenischer Indikation an der Tagesordnung. (4)
So begann man sich auch in Deutschland Gedanken über eine ge¬
setzliche Regelung der Sterilisation aus eugenischer Indikation zu
machen. 1914 wurde ein Gesetzentwurf für den Reichstag erstellt,
der die -allerdings freiwillige -Sterilisation sowohl aus medizini¬
scher als auch eugenischer Indikation erlauben sollte. Der Entwurf
wurde 1918 noch im Reichstag eingebracht, kam allerdings nicht
durch.

(sjach dem Ersten Weltkrieg war man, wie bereits geschildert, für
rassenhygienische Gedanken viel empfänglicher geworden. Es wur¬
de eine "steigende Flut der Entartung" befürchtet {Muckermann,
zit. nach Nowak 1980, 40). Es gab durchaus unterschiedliche Vor¬
stellungen davon, wie dieser "Flut" begegnet werden sollte. Muk-
Icermann selbst sah den Weg in der Hebung der Zeugungsfreudig¬
keit des ganzeri Volkes, änderte sahen die Lösung in der Propagie¬
rung von Leitbildern wie: "Glückliche Familie —glückliches Volk"
(ebd.).
Medizinalrat Boeters aus Zwickau hielt mehr vom Sterilisieren.
Aus der Zeit von 1921 bis 1925 sind 63 Eingriffe bekannt, die auf
ihn zurückgehen. 1924 veröffentlichte er einen Aufruf an die deut¬
sche Ärzteschaft, in dem er die Straffreiheit von Sterilisationen bei
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters forderte. Er erarbeitete
neun Grundsätze, die er 1925 als "Lex Zwickau" dem Reichstag
vorlegte. Seinem Entwurf war ebenso wenig Erfolg beschieden wie
einem ähnlichen Gesetzentwurf, der zur gleichen Zeit im hessi¬
schen Landtag eingebracht wurde. Bis 1933 wurden noch mehrere
Gesetzentwürfe zur Regelung der Sterilisation auf Grund eugeni-

-scher Indikation bei unterschiedlichen Stellen eingereicht -durch¬
weg ohne Erfolg.
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1 nzwischen befaßten sich auch einige namhafte Organisationen mit 
dieser Problematik. 1925 wurde der "Deutsche _\/erein_Jücsoz.iale 
Hygiene" gegründet, dersicncl7el'Ausmerzungll aUer "Volksschäd­
linge" als erkTartes Ziel gesetzt hatte. 1931 - darauf wird noch zu­
rückzukommen sein - fand eine Fachkonferenz der Inneren Mis­
sion statt, Thema: "Eugenik und Wohlfahrtspflege". Die Konfe­
renz sprach sich zwar gegen "Euthanasie", aber für (Zwangs-)Steri­
lisationen aus. Hier war also - im Gegensatz zur katholischen Kir­
che, die sich eindeutig gegen solche Eingriffe aussprach - kein Wi­
derstand zu erwarten. 

1932 wurde noch einmal ein Gesetzentwurf zur Legalisierung der 
Sterilisation - erarbeitet von einem Ausschuß des Preußischen 
Landgesundheitsrates - im Reichstag eingebracht, er wurde dort 
jedoch nicht mehr behandelt. Dieser Entwurf sah die Einwilligung 
der betreffenden Person zu ihrer Sterilisation vor. 

Die Deutsche Gesellschaft für Rassenhygiene ( Eugenik) stellte 
1932 14 Leitsätze zur Rassenhygiene auf. Gleich im ersten wurde 
festgeschrieben, daß "alle menschliche Leistung ( ... ) auf der 
Grundlage der erblichen Veranlagungen" entsteht (zit. nach v. Ver­
schuer 1966, 18f). Daran orientierten sich die weiteren Forderun­
gen. Die Familie als "unentbehrliche Grundlage für das Gedeihen 
eines Volkes" sollte geschützt werden, denn "Tendenzen, die auf 
eine Lockerung von Ehe und Familie hinauslaufen, sind als volks­
feindlich zu verwerfen" (ebd.). Um das Volk vor "Entartung" zu 
bewahren, sollten die "Erbtüchtigen" mehr Kinder bekommen. Sie 
sollten nur ihresgleichen heiraten - so früh wie möglich - und so­
viele Kinder wie mögliche bekommen. Als "Ausgleich der Fami­
lienlasten" wurden Steuervor-bzw. -nachteile bei Kinderlosigkeit 
vorgeschlagen. "Untüchtige" sollten an der Fortpflanzung gehin­
dert werden, als das geeignetste Mittel dafür wurde die Sterilisation 
- mit Einwilligung der betroffenen Person oder ihres gesetzlichen
Vertreters - empfohlen. Darüber hinaus sollte die Wohlfahrtspfle­
ge - um unnütze Ausgaben für "erblich Belastete" zu sparen - eu­
genisch orientiert werden. Die Schulen sollten "eugenische Beleh­
rung und Erziehung" einführen und die Hochschulen Lehrstühle
für Rassenhygiene schaffen. Dies alles sollte "das Blühen der Fami­
lie bis in ferne Geschlechter" (ebd.) gewährleisten. Von solchen
Gedanken war es dann nur noch ein kleiner Schritt zu den rassen­
hygienischen Programmen der Nazis.
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In der faschistischen Bewegung waren rassenhygienische Maßnah¬
men schon länger diskutiert worden. In der Sterilisationsfrage wur¬
de frühzeitig für eine radikale Lösung plädiert. So schrieb Hitler
1925 in "Mein Kampf": "(Der völkische Staat) hat, was irgendwie
ersichtlich krank und erblich belastet und damit weiter belastend
ist, für zeugungsunfähig zu erklären und dies auch praktisch durch¬
zuführen" (Hitler 1924, 447). Er glaubte, "eine nur sechshundert¬
jährige Verhinderung der Zeugungsfähigkeit und Zeugungsmöglich¬
keit seitens körperlich Degenerierter und geistig Erkrankter würde
die Menschheit nicht nur von einem unermeßlichen Unglück be¬
freien, sondern zu einer Gesundung beitragen, die heute kaum faß¬
bar erscheint" (ebd., 448). 1931 wurde bereits deutlich, daß er
diese "humanste Tat der Menschheit" (ebd., 279) nicht nur Ex¬
t r e m f ä l l e n z u k o m m e n l a s s e n w o l l t e .

Andere spätere Nazi-Größen beschäftigten sich auch frühzeitig mit
der Zwangssterilisation. Rosenberg, einer der wichtigsten geistigen
Repräsentanten des Nationalsozialismus —er schrieb den "Mythos
des 20. Jahrhunderts", ein absolutes Nazi-Standardwerk -z.B.
wollte zusätzlich zu den Erbkranken, die nicht näher definiert
wurden, auch noch die rückfälligen Verbrecher zwangssterilisieren
lassen. Walter Darre, der spätere Reichsbauernführer, plante für al¬
le Frauen ein "Vierklassensystem". Die in die beiden unteren Klas¬
sen eingestuften hielt er für nicht fortpflanzungswürdig. Auch viele
andere weniger bekanntgewordenen Autoren arbeiteten sich an
dieser Thematik ab, und so gab es eine Flut pseudowissenschaftli¬
cher Bücher und Broschüren, die das nationalsozialistisch geprägte
rassenhygienische Gedankengut verbreiten halfen. Es kann davon
ausgegangen werden, daß das "Gesetz zur Verhütung erbkranken
Nachwuchses" bei den Nationalsozialisten schon vor 1933 be¬
schlossene Sache war.

Auch am Beispiel der Zwangssterilisation zeigt sich, daß die Nazis
im wesentlichen nichts Neues "erfanden". Sie griffen vielmehr be¬
stehende Gedanken und Forderungen auf und spitzten sie noch z u .
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Zwangssterilisation im "Dritten Reich": das Gesetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses 

Kaum an die Macht gekommen, machten sich die Nationalsoziali­
sten sofort daran, alle Lebensbereiche auf rassische Belange auszu­
richten. Das erste Gesetz, das in diesem Zusammenhang erlassen 
wurde, war das "Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses" 
(GzVeN). Es war bereits am 20.5.1933 vom "Sachverständigenbei­
rat für Bevölkerungs- und Rassenpolitik" beraten worden. Verab­
schiedet wurde es dann am 14.7.1933, in der gleichen Reichstags­
sitzung, in der auch das Konkordat mit dem Heiligen Stuhl - die 
Zusicherung der freien Religionsausübung - gebilligt wurde. Um 
keine Proteste seitens der katholischen Kirche, die bekannterma­
ßen gegen jede Sterilisation war, auszulösen, wartete man jedoch 
einige Tage mit der Veröffentlichung. Das GzVeN lautete folgen-
dermaßen: 

� 
 1 (1) Wer erbkrank ist, kann durch chirurgischen Eingriff un­

uchtbar gemacht (sterilisiert) werden, wenn nach den Erfahrun­
 gen der ärztlichen Wissenschaft mit großer Wahrscheinlichkeit zu 

erwarten ist, daß seine Nachkommen an schweren körperlichen 
oder geistigen Erbschäden leiden werden. 
(2) Erbkrank im Sinne dieses Gese'tzes ist, wer an einer der folgen­
den Krankheiten leidet: 1. angeborenem Schwachsinn, 2. Schizo­
phrenie, 3. zirkulärem (manisch-depressiven) Irresein, 4. erblicher 
Fallsucht, 5. erblichem Veitstanz (Huntingtonsche Chorea), 6. erb­
licher Blindheit, 7. erblicher Taubheit, 8. schwerer körperlicher 
Mißbildung. 
(3) Ferner kann unfruchtbar gemacht werden, wer an schwer�\     Alkoholismus leidet." 

\ ( Reichsgesetzblatt vom 25. Juli 1933) 
Das GzVeN fußte auf dem preußischen Gesetzentwurf von 1932, 
allerdings kam hier eine neue Qualität hinzu. War im preußischen 

Entwurf noch Freiwilligkeit die Voraussetzung gewesen, so sah das  
GzVeN durchaus die Ste, rilisation "auqt:!_gegen _g.@.o.-WiUsn_des-UA- 

fruchtbatiumachencten-, --(eod-.,- § l2� ( 1 )) vor. Erstellt wurde es 
' voncie��n� dfefiintemerauc:li die Durchführungsbestimmungen festlegten: Gütt, Rüdin und Ruttke. In den Durchführungsbestim­

mungen wurden als Kriterien für eine zu erfolgende Sterilisation 
angeführt: "Störung sozialer Funktionen durch körperliche Mißbil­
dungen, welche die 'Lebensanpassung' erschweren, 'die das betref­
fende Individuum zu außergewöhnlichen Leistungen des Lebens 
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unfähig machen, die (...) Leistungen im Krieg, bei Überwindung
von Gefahren unmöglich machen, die also als Entartung aufzufas¬
sen sind, die dem Individuum nur in einem zivilisierten Staat ein
Parasitenleben ermöglichen' "(zit. nach Güse/Schmacke 1984,54).
Rüdin g^tand interessanterweise 1938 ein, daß die ganze Verer¬
bungslehre, mit der das GzVeN begründet wurde, noch auf recht
tönernen Füßen stand. Das heißt: es war überhaupt nicht klar, daß
eugenische Maßnahmen wirklich zur zahlenmäßigen Abnahme der
"Entarteten" führen würden. Allerdings meinte er, man könne mit
den eugenischen Maßnahmen nicht so lange warten, bis die Erb¬
lichkeitshypothese bewiesen sei, und so habe das GzVeN nichtsde-
stotrotz seine Daseinsberechtigung.

Personen, die sterilisiert werden sollten (oder wollten), mußten zu¬
nächst einen Antrag beim Erbgesundheitsgericht stellen bzw. wur¬
den dort angezeigt, z.B. von Ärzten, Amtsärzten, Lehrern, An¬
staltsleitern. Das Erbgesundheitsgericht entschied dann, ob die be¬
treffende Person unfruchtbar gemacht werden sollte. Gegen diese
Urteile konnte zwar Einspruch erhoben werden —der Fall wurde
dann an das Erbgesundheitsobergericht weitergeleitet -, es sind je¬
doch kaum Fälle bekannt geworden, in denen das zur Aufhebung
des Sterilisationsbeschlusses geführt hätte.

War der Beschluß rechtskräftig geworden, mußte sich die betref¬
fende Person innerhalb einer bestimmten Frist beim zuständigen
Krankenhaus einfinden, um den Eingriff vornehmen zu lassen. Tat
sie das nicht, wurde sie zwangsweise —per Polizei oder Gestapo,
die mitunter sogar bei den Operationen anwesend waren, um zu
überprüfen, ob die Sterilisationen auch wirklich durchgeführt wur¬
den —dorthin gebracht.

Gleichzeitig lief über die Gesundheitsämter verstärkt 6\e rassenhy¬
gienische Erfassung des ganzen Volkes an, die in einigen Städten,
wie z.B. Hamburg, schon in der Weimarer Republik angefangen
worden war. Es wurden sog. Sippenkarteien angelegt, in denen alle
Daten, die rassenhygienisch interessant waren, festgehalten
den. Zu diesem Zweck kooperierten die Gesundheitsämter mit al¬
len anderen staatlichen Stellen wie z.B. Krüppel-, Wanderer- und
Armenfürsorge und auch mit der Polizei. Dadurch wurde es für den
einzelnen immer schwieriger, dem Zwangsapparat zu entkommen.
Dem GzVeN folgten noch weitere rassenhygienische Gesetze, so

w u r -
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z.B. das Gesetz zur Gleichschaltung des Gesundheitswesens vom
29.9.1933, das die o.g. Erfassung überhaupt erst ermöglichte. Es
folgten die "Nürnberger Rassengesetze" am 15.9.1935 (Blut¬
schutz- und Reichsbürgergesetz) und am 18.10. des gleichen Jahres
das Ehegesundheitsgesetz, nach dessen Erlaß nur noch Personen
heiraten durften, die im Besitz eines "Eheg^undheitszeugnisses
w a r e n .

Es zeigte sich bald, daß es nicht nur darum ging. Erbkranke im en¬
geren Sinne des Wortes zu sterilisieren, sondern alle diejenigen, die
in irgendeiner Form unangepaßt waren. Hierfür bot sich die Dia¬
gnose des "angeborenen Schwachsinns" an, der später noch um die
Kategorie "moralischer Schwachsinn" erv^ieWerX. wurde, so daß nun
auch die sog. "Asozialen" darunter fielen.

Das GzVeN erfuhr auch noch andere Erweiterungen. So wurde mit
der Gesetzesänderung vom 26.6.1935 die Zwangsabtreibung mit
anschließender Zwangssterilisierung legalisiert. Reichsärzteführer
Wagner hatte —von Hitler ermächtigt —den Ärzten schon in ei¬
nem Schreiben vom 13.9.1934 Straffreiheit für Abtreibungen bei
Frauen, die sterilisert werden sollten, zugesichert. Allerdings hatte
Wagner weder die Staatsanwaltschaft noch die zuständigen Mini¬
sterien von diesem Schreiben unterrichtet, so daß Abtreibung offi¬
ziell immer noch als strafbar galt, bis das Gesetz geändert wurde.
Diese Gesetzesänderung war also nur die Legalisierung der vorhan¬
denen Praxis.

Mit einer weiteren Gesetzesänderung wurde am 25.2.1936 die
Zwangssterilisation durch Röntgen- und Radiumstrahlen gestattet.
Diese Gesetzesänderung bildete die Voraussetzung für die geplan¬
ten Massensterilisationen an Jüdinnen und Juden sowie an den sog.
"Ostarbeitern/innen", die der faschistische Staat zwar als Arbeits¬
kräfte behalten wollte, deren Fortpflanzung jedoch unmöglich ge¬
macht werden sollte. Versuche zu diesen Massensterilisationen
wurden in den KZs durchgeführt, so z.B. im KZ Ravensbrück. Hier
wurden Methoden für Sterilisation und Kastration mit Röntgen¬
strahlen an Kindern (!) und Erwachsenen ausprobiert. Da man auf
der Suche nach einer billigen, unauffälligen und in großem Maß¬
stab abwendbaren Sterilisationsmethode war —die Betroffenen
sollten möglichst gar nicht mitbekommen, was mit ihnen gesche¬
hen war —boten sich die unsichtbaren Röntgenstrahlen an. Die
Umsetzung in die Praxis stellte man sich dann z.B. so vor:

t t
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"Ein Weg der praktischen Durchführung wäre z.B., die abzuferti¬
genden Personen vor einen Schalter treten zu lassen, an dem sie
Fragen gestellt erhalten oder Formulare auszu füllen haben, was un¬
gefähr 2-3Minuten aufha l ten so l l . Der Beamte, der h in ter dem
Schalter sitzt, kann die Apparatur bedienen (...). In einer Anlage
mit 2Röhren könnten also demgemäß pro Tag 150 -200 Personen
sterilisiert werden, mit 20 Anlagen also bereits 3.000 -4.000 pro
Tag (...). Zusammenfassend darf also gesagt werden, daß es nach
dem augenblicklichen Stand der Röntgentechnik ohne weiteres
möglich ist, eine Massensterilisation mit Röntgenstrahlen durchzu¬
führen (Brack, zit. nach Mitscherlich/Mielke 1978,214).
Zum Glück für Mill ionen von Juden/Jüdinnen und Ostarbeitern/in¬
nen wurde d iese Methode n icht im großen Maßstab —wie ur¬
sprünglich geplant —eingesetzt.
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Doch selbst diese Gesetze reichten nicht immer aus, so fand z.B.
die Zwangssterilisation der sog. "Rheinlandbastarde" in einer ille¬
galen Aktion statt.

D i e s e " R h e i n l a n d b a s t a r d e " w a r e n d i e 3 8 5 K i n d e r d e u t s c h e r F r a u ¬
en und farbiger französischer Soldaten, die nach dem Waffenstill¬
s t a n d v o n 1 9 1 8 v o n d e n A l l i i e r t e n z u r K o n t r o l l e d e s l i n k e n R h e i n ¬
ufers eingesetzt worden waren.
Die farbigen Kinder waren einigen Leuten schon früh ein Dorn im
Auge. So fragte der Landverweser der Rheinpfalz, ein gewisser
Herr Jolas, bereits 1927 beim Reichsgesundheitsamt in Berlin
nach, ob es nicht möglich wäre, die Fortpflanzung dieser "schwar¬
zen Schmach" durch Steri l isation zu verhindern. Daraufhin tei l te
Berlin mit, daß dies bei der derzeitigen Rechtslage nicht möglich
s e i .

Auch nach der Einführung des GzVeN war eine Sterilisation zur
Reinerhaltung der Rasse" nicht zulässig. So wurde 1935 auf ei¬

nem geheimen Treffen von Nazi-Rassenspezialisten zunächst erwo¬
gen, die Mischlingskinder mit je 10.000 Reichsmark versehen au¬
ßer Landes zu bringen. Da dies jedoch sehr teuer geworden wäre,
zog man es vor, eine illegale Sterilisierungsaktion zu starten. Im
Rahmen dieser Aktion, durchgeführt von NSDAP-Ärzten, wurden
a l le 385 "Rhe in landbas ta rde" - zw ischen 7und 17 Jah re a l t -
zwangssterilisiert, nachdem die "Einwilligung" der Mütter z.T. un¬
ter KZ-Androhung von der Gestapo erpreßt worden war.

Bis zum Juni 1937 waren bereits 197.419 Menschen nach dem
GzVeN zwangssterilisiert worden, 95.165 Frauen und 102.218
Männer. Es wurden jedoch nicht nur Erwachsene sterilisiert, son¬
dern auch Kinder, denn It. Artikel 1der Durchführungsverordnung
vom 5.12.1933 war die Zwangssterilisation schon vor der Ge¬
schlechtsreife möglich. Gestorben waren dabei mindestens 362
Frauen und 70 Männer. Hauptdiagnose vwir "Schwachsinn". 1934
wurden 53 %aller Sterilisationen auf Grund dieser Diagnose
durchgeführt, 57,3 %aller Zwangssterilisierten waren Frauen (Pro¬
jektgruppe Volk &Gesundheit 1983,150).

Mit Ausbruch des 2. Weltkrieges wurde am 1.9.1939 ein bedingter
Sterilisationsstop erlassen, das GzVeN sollte von da an nur noch
bei "großer Fortpflanzungsgefahr" zur Anwendung kommen. Die-
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ser Erlaß hatte vor allem personelle Gründe: es wurden von nun an
alle verfügbaren Ärzte an der Front benötigt. Insgesamt wurden in
der Zeit vom Inkrafttreten des Gesetzes am 1.1.1934 bis zum En¬
de des "Dritten Reiches" am 8.5.1945 mindestens 400.000 Men¬
schen nach den Bestimmungen des GzVeN zwangssterilisiert.

Es soll hier nur kurz darauf hingewiesen werden, daß die Zwangs¬
sterilisation nur ein Teil der Politik der Nazis gegen Menschen war,
für die der "völkische Staat" keine Verwendung hatte. Diese Poli¬
tik läßt sich am einfachsten auf die Formel "Asylieren -Sterilisie¬
ren -Vernichten" bringen. Behinderte waren hiervon besonders
betroffen, da sie nicht einmal über eine wirtschaftlich ausnutzbare
Arbeitskraft verfügten. Jantzen hat diesen Sachverhalt in folgender
Gleichung zusammengefaßt: "Behinderung =Arbeitsunfähigkeit =
Vernichtung (Jantzen 1977, 132). Das Sterilisierungsprogramm
war die Vorstufe zur planmäßigen Vernichtung sog. "lebensunwer¬
t e n L e b e n s " .

Sterilisation und Zwangssterilisation nach 1945

Das GzVeN wurde nach dem Zusammenbruch des "Dritten Rei¬
ches" von den Alliierten außer Kraft gesetzt, obwohl zBdie Ame¬
rikaner ein ähnliches Gesetz für durchaus diskutierbar hielten. D.h.
formal bestand das Gesetz zwar noch, kam aber nicht mehr zur
Anwendung. Endgültig beseitigt wurde es erst 1973 (i) mit dem 5.
Strafänderungsgesetz.

1947 gaben die Amerikaner bei Werner Villinger -zu Villinger
später noch mehr -, der im "Dritten Reich" an der Zwangssterili¬
sation beteiligt war, den Entwurf für ein neues Sterilisationsgesetz
in Auftrag, dieses kam aber über das Stadium des Entwurfs nicht
hinaus. Villinger blieb aber in der Diskussion: so wurde er z.B.
1961 vor dem Wiedergutmachungsausschuß des Deutschen Bun¬
destages angehört. Es ging um die Entschädigung für die Opfer des
GzVeN, und Villinger sprach sich dagegen aus. Zur Geschichte der
Wiedergutmachung für die Opfer des GzVeN hier nur soviel- Das
GzVeN wurde lange nicht als nationalsozialistisches Unrechtsge¬
setz eingestuft. Die Opfer galten folglich auch nicht als Verfolgte
des Nationalsozialismus. Erst 1980 wurde ein Sonderfonds einge¬
richtet, aus dem Personen, die nachweisen können daß sie nach
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dem GzVeN sterilisiert worden sind, eine einmalige Zahlung von
DM 5.000,-- erhalten, womit sie jedoch nicht als Verfolgte des Na¬
tionalsozial ismus anerkannt s ind. Erst 1986 war von den GRÜ¬
NEN und der SPD noch einmal eine Initiative gestartet worden,
die Opfer des GzVeN —und andere Gruppen Verfolgter, die bisher
aus der Wiedergutmachung herausfielen, so z.B. Sinti, Roma,
Schwule u.a. —in die Wiedergutmachung einzubeziehen. Auch
sollte diese auf eine andere Basis gestellt werden, so sollten z.B.
nicht mehr die Antragssteller beweisen müssen, daß sie verfolgt
wurden und was sie erlitten haben, vielmehr hätte die Behörde ih¬
nen das Gegenteil beweisen müssen. Diese Initiative scheiterte je¬
doch Ende des Jahres, womit die Wiedergutmachung und Anerken¬
nung als NS-Opfer für die genannten Gruppen wohl endgültig —zu¬
mindest so lange, wie diese konservative Regierung existiert -vom
Tisch ist. Ebenso scheiterte eine lokale Initiative der Bremer GRÜ¬
NEN, dort einen Härtefonds für NS-Opfer einzurichten, aus dem
Wiedergutmachungsleistungen an die o.g. Gruppen hätten gezahlt
werden sollen.

Die Tatsache, daß das GzVeN außer Kraft und kein neues Gesetz
in Kraft getreten war, bedeutete eigentlich, daß Sterilisationen
strafbar waren. Dieser Umstand hinderte aber nach wie vor einige
Ärzte nicht daran, doch aus eugenischen Gründen zu sterilisieren.
So ist aus dem Bereich der niedersächsischen Ärztekammer be¬
kanntgeworden, daß dort bis 1962 mehr als 2.500 Sterilisationen
nach den Bestimmungen des GzVeN (!) vorgenommen wurden.
Die Tatsache, daß dies zumeist in Verbindung mit Abtreibungen
geschah, zeigt deutlich, daß hier hauptsächlich Frauen betroffen
w a r e n .

1966 erfolgte eine Entscheidung des Bundesgerichtshofes zur Ste¬
rilisation. Danach war die Sterilisation mit Einwilligung der betrof¬
fenen Personen nicht strafbar. In der Entscheidung wurde betont,
daß diese Einwilligung nur durch die Person selbst, also nicht
durch Gericht, Pfleger oder Vormund erfolgen könne, es sei denn,
es bestünde Lebensgefahr für die Frau (!). Eine Sterilisation ohne
Einwilligung gilt als schwere Körperverletzung und kann mit Ge¬
fängnis bis zu 10 Jahren bestraft werden. Es scheint jedoch so, als
ob diese Regelungen erst ab dem 18. Lebensjahr gelten würden
und die Zeit davor ein "rechtsfreier Raum" sei. Somit werden die
meisten (Zwangs-)Sterilisationen vor Vollendung des 18. Lebens¬
jahres durchgeführt.
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1972 erstellte die SPD/FDP-Koalition einen Referentenentwurf
Reform des §226 StGB (schwere Körperverletzung), der so¬

wohl bei der Lebenshilfe als auch bei der Diakonie heftige Proteste
auslöste. Der Entwurf sah vor, Sterilisationen erst ab dem 26. Le¬
bensjahr zuzulassen und auch dann nur bei vorliegender Einwilli¬
gung. Dieser Entwurf erlangte jedoch nicht Gesetzeskraft.
Kurz darauf (1975) machte die Lebenshilfe selbst einen Vorstoß
für ein Gesetz, das die (Zwangs-)Sterilisation geistig behinderter
Menschen ermöglichen sollte. Sie hatte jedoch keinen Erfolg da¬
m i t .

Während der ganzen Zeit wurde weiterhin ohne Einwilligung steri¬
lisiert bzw. zwangssterilisiert. Man nutzte den vermeintlichen
"rechtsfreien Raum". Nach Auffassung einiger Richter erfüllen
diese Eingriffe jedoch genauso den Tatbestand der schweren Kör¬
perverletzung wie nach Vollendung des 18. Lebensjahres. Aber:
Wo kein Kläger ist, ist auch kein Richter. Der Tatbestand wurde
von denen, die es wußten, stillschweigend geduldet und ansonsten
—in der Öffentlichkeit —totgeschwiegen.

Ein Loch in diese Mauer des Schweigens riß dann die Panorama-
Sendung am 2.10.1984, in der die Praxis der (Zwangs-)Sterilisation
geistig behinderter Menschen dargestellt wunde. Diese Sendung lö¬
ste heftige Diskussionen und Kontroversen aus und führte auch da¬
zu, daß die Lebenshilfe in Heft 1/85 ihrer Vierteljahresschrift
Geistige Behinderung" ein "Rechtsgutachten zur Sterilisation gei¬

stig behinderter Menschen" veröffentlichte, auf das noch zurück¬
zukommen sein wird.

z u r

t »
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Die Entwicklung der Heilpädagogik (auch Sonder- oder Heilpäda¬
gogik genannt) war von Anfang an eng mit der Kinder- und Ju-
gendpsychatrie verknüpft und, ebenso wie diese, beeinflußt von
zeitgenössischen Strömungen bzw. Entwicklungen in der Philoso¬
phie, Psychologie, Wissenschaft, Politik und Gesellschaft.

Da eine ausführliche Behandlung dieser Thematik den Rahmen des
vorliegenden Buches weit übersteigen würde, werde ich mich auf
einen groben Abriß beschränken.

Die Heilpädagogik entwickelte sich aus der Taubstummenpädago¬
gik, wobei die Entwicklung im wesentlichen in zwei Bahnen ver¬
lief. Man kann dabei grob unterscheiden in biologistische, bil¬
dungspessimistische —und damit aussondernde —Ansätze auf der
einen Seite und ganzheitliche bildungsoptimistische auf der ande¬
r e n .

Die Einführung der allgemeinen Schulpflicht im Kaiserreich schuf
die Voraussetzung für die verstärkte Aussonderung von Kindern
und bewirkte damit die Etablierung des Hilfsschulwesens in
Deutschland. Diese Kinder, die auf Grund ihrer Lernprobleme aus¬
gesondert wurden, unterschied man in Schwachsinnige, die noch
als bildungsfähig galten, und Blödsinnige, die man für bildungsun¬
fähig hielt. Beim Schwachsinn wurde ungefähr seit 1850 die Ein¬
teilung in Idiotie, Imbezillität und Debilität verwendet, allerdings
nicht wie heute in Abhängigkeit von bestimmten Intelligenzquo¬
tienten, sondern hauptsächlich von moralisch-sittlichen Kriterien.

Die Philosophie dieser Epoche —außenpolitisch gekennzeichnet
durch den Imperialismus -war der Irrationalismus, in Deutsch¬
land vor allem in Form der Lebensphilosophie. Kennzeichnend für
den Irrat ional ismus war die Zurücknahme aufklärer ischer Inhal te
wie z.B. der Erkennbarkeit der Welt und eine verstärkte Biologisie-
rung gesellschaftlicher Zusammenhänge. Die auf der Lebensphilo¬
sophie aufbauenden Persönlichkeitstheorien sahen den Menschen
nicht als gesellschaftliches Wesen, sondern als kaum entwicklungs¬
fähiges "Mängelwesen" (Gehlen, zit. nach Kuhn, in: Reichmann
1984, 428). Max Scheler, auf dessen Theorie viele andere, wie z.B.
Gehlen, aufbauten, bezeichnete den Menschen sogar als "erblich
krankes Tier" (ebd.).
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D i e S c h i c h t t h e o r i e n d e r P e r s ö n i i c h k e i t s i c h e r t e n d i e a r i s t o k r a t i ¬
sche Erkenntnistheorie der Lebensphilosophen ab, nach der Er¬
kenntnis nur einer kleinen Elite zugänglich war. Scheler hielt

Geist" für das spezifisch Menschliche. In seiner Persönlichkeits¬
t h e o r i e w a r e n d i e S c h i c h t e n d e r P e r s ö n l i c h k e i t v e r t i k a l ü b e r e i n a n ¬
der angeordnet: zuunterst die vegetative Stufe, darüber der In¬
stinkt gefolgt von gewohnheitsmäßigem Verhalten und praktischer
Intelligenz, und zuoberst der Geist. Da nun "Geist" das spezifisch
Menschliche ausmachte, waren folglich diejenigen, die diese Stufe
nicht erreichten, keine Menschen im eigentlichen Sinne.

Alle später entstandenen Schichttheorien der Persönlichkeit orien¬
tierten sich im wesentlichen an Schelers Schema. Die jeweiligen
Autoren -z.B. Psychiater oder Pädagogen -befanden sich dabei
natürlich immer in der obersten Schicht, wohingegen die Masse der
Bevölkerung und besonders die Behinderten und psychisch Kran¬
ken zum Verharren in den unteren Schichten verurteilt waren. Die¬
se Schichttheorien der Persönlichkeit fanden auch Eingang in die
Heilpädagogik.

Die Psychiatrie war —wie die Pädagogik auch —eine von Grund
auf bürgerliche Wissenschaft, die bürgerlichen Vernunfts- und Hu¬
manitätsidealen nachhing, ohne sich mit gesellschaftlichen Wider¬
sprüchen auseinanderzusetzen. Ihre weitere Entwicklung vollzog
sich im Zeichen zunehmender Biologisierung. 1891 erschien "Der
Idiot und der Imbezille" von Sollier. Der Idiot wurde darin als
der 'unbildbare Asoziale', automatenhaft, bestenfalls der Dressur

zugänglich" geschildert (Jantzen 1982,65f). "Der Imbezille ist der
'geborene Antisoziale': Er lügt, stiehlt, betrügt, ist schmutzig, mo¬
ralisch verkommen, geil, achtet nicht die gesellschaftliche Vertei¬
lung des Eigentums, mordet (...)" (ebd.). Bei Sollier fand sich auch
die Kategorie des "moralischen Schwachsinns".

Der Idiot und der Imbezille" hatte in Deutschland große Wir¬
kung. So wurde z.B. der Debilitätsbegriff der Hilfsschulpädagogik
—1899 von Ziehen entwickelt —davon beeinflußt. Der von Krae-
pelin entwickelte Psychopathiebegriff zielte in die gleiche Rich¬
tung .
"Durch die geselischaftliche Ausdifferenzierung von Fürsorgeerzie¬
hung und Hilfsschulbereich, von Idiotenschulen und Gefängnissen
differenziert sich auch der Tatbestand des 'Antisozialen' als Sinn-

t t

t t

u

3 4



bUd der Bedrohung der Bourgeoisie durch das Proletariat unter
Kraepeiin weiter aus und findet seine Differenzierung in verxhie-
denen Teilbereichen von Kraepelins Nosologie, die im wesentii-
chen(...)die der drei großen Gruppen der Oligophrenie, der Psycho¬

sen und der Psychopathien/Neuropathien (Neurosen) endgültig de¬
finiert. Die Ordnung der psychiatrischen Symptome gemäß den
Dogmen der Unerziehbarkeit, Bildungsunfähigkeit und Unver¬
ständlichkeit ist damit abgeschlossen" (ebd. 86).
Frühe Vertreter der bildungsoptimistischen Linie waren die auf der
Basis des sensualistischen Materialismus arbeitenden und von der
Aufklärung beeinflußten französischen Taubstummenlehrer Jean
Itard (1774 -1838) und Edouard S^guin (1812 -1880). Itard,der
durch die Erziehung des "Wilden von Aveyron", eines sog. "Wolfs¬
kindes" bekannt wurde, hielt Isolierung sozialer und pädagogischer
Art für die Ursche von Geistesschwäche. Er war der Auffassung,
daß sie durch Übung und Zuwendung gebessert werden könne. Se-
guin verfaßte 1846 das erste Lehrbuch über die Behandlung der
Idiotie. Er stellte fest, "kein Behinderter sei so schwer behindert,
als daß der Pädagoge nicht versuchen müsse, eine Besserung herbei¬
zuführen" (Jantzen, in: Reichmann 1984, 90). Diese Theorien
schlugen sich jedoch in der deutschen Idiotenerziehung (geistig Be¬
hinderte nannte man damals Idioten) kaum nieder.

Parallel zur biologistisch-psychiatrischen Hauptlinie der Heilpäda¬
gogik gab es immer wieder Vertreter der aufklärerischen Linie. Zu
diesen gehörten auch die Heilpädagogen Georgens und Deinhardt,
die 1861/1863 eine Heilpädagogik für Idioten veröffentlichten, in
der sie u.a. feststellten, daß es zwar medizinische Unheilbarkeit,
aber keine pädagogische Unbeeinflußbarkeit gäbe. Auch der Psych¬
iater Griesinger ist dieser Linie zuzurechnen. Er hielt -im Gegen¬
satz zur herrschenden Meinung —Geisteskrankheiten für Gehirn¬
krankheiten, bei deren Entstehung auch soziale Faktoren eine
wichtige Rolle spielten. Den dritten "großen Entwurf in der Ge¬
schichte des Fachs" (Jantzen 1982,120) stellt Hanselmanns "Ein¬
führung in die Heilpädagogik" von 1932 dar. Seine hirnphysiolo¬
gisch und sensualistisch ausgerichtete Heilpädagogik hatte auf die
Praxis jedoch nur einen vergleichbar geringen Einfluß.

1898 wurde der "Verband der Hilfsschulen Deutschlands" gegrün¬
det, der ab 1908 die Zeitschrift "Die Hilfsschule" herausgab, wo¬
durch die Verbreitung der Heilpädagogik vorangetrieben wurde.
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Die Weimarer Republik brachte trotz Rezession und Krise die
"Blütezeit der Heilpädagogik" (ebd. 103) mit sich. In dieser Zeit
wurden auch verstärkt Hilfsschulen gegründet.

Die 1923 gegründete "Gesellschaft für Heilpädagogik" vertrat vor
allem die Hauptlinie der Hilfsschulpädagogik. Auch dort fühlte
man sich frühzeitig dazu berufen, den Verfall des Volkes zu verhin¬
dern, zunächst jedoch nur durch Fürsorgemaßnahmen. Die Gesell¬
schaft für Heilpädagogik war hauptsächlich kinder- und jugend-
psychiatrisch orientiert. Es wurden zunehmend lebensphilosophi¬
sche Positionen aufgenommen, die die Heilpädagogik in eine biolo¬
gistische und bildungspessimistische Richtung beeinflußten. So
nimmt es nicht wunder, daß die deutsche Hilfsschullehrerschaft
sich bereitwillig in den Dienst der rassenhygienisch ausgerichteten
Politik der Nazis stellte und sich vehement für deren Ziele einsetz¬
te. (Es gab aber auch in der Gesellschaft für Heilpädagogik Vertre¬
ter fortschrittlicher Auffassungen, so z.B. die der sog. "Psychopa¬
thenfürsorge".)
Die Machtergreifung durch die Nationalsozialisten bereitete der
Hilfsschullehrerschaft somit keine großen Probleme. Der Vorstand
des Verbandes der Hilfsschulen Deutschlands bereitete selbst seine
Aufnahme in den Nationalsozialistischen Lehrerbund (NSLB)
Die Rassenpolitik der Nazis wurde begrüßt, so besagte z.B. die
neue Satzung:
In Verfolgung rassisch-völkischen Denkens wiii der Vorstand an

der Ausrnerzung ungesunder Erbgänge im Erbgefüge der deutschen
Voiksheit als Maßnahme negativer Ausiese mit aiier Energie mit¬
wi rke n " .

Die Fachschaft V(Sonderschulen) des NSLB erklärte folgerichtig
das GzVeN zum "Fachschaftsgesetz". Dementsprechend waren
auch viele Hilfsschullehrer an der Zwangssterilisierungskampagne
beteiligt. Obwohl sie nicht wie Ärzte und einige andere Berufs¬
gruppen zur Anzeige "Erbkranker" verpflichtet waren, zeigten vie¬
le ihre Schüler bei den Erbgesundheitsgerichten an. Wie Wagner
feststellt, hat sich die Hilfsschullehrerschaft "genau diese, ihr von
den Nazis zunächst nicht zugedachte und in dem Gesetz und den
Ausführungsbestimmungen auch nicht vorgesehene Funktion ange¬
dient" (Wagner 1981,167).

Dieses Kapitel in der Geschichte der deutschen Heilpädagogik wur¬
de nie richtig aufgearbeitet. Erst in den letzten Jahren ist diesbe-

v o r .
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züglich geforscht worden. So baut die deutsche Heilpädagogik
—wie viele andere gesellschaftliche Bereiche auch —auf ihrer un-
hinterfragten Vergangenheit auf. Die Zeit des Nationalsozialismus
repräsentiert sich in der Geschichtsschreibung des Fachs als

s c h w a r z e s L o c h " .4 4

Und so finden sich auch heute noch in der Behindertenpädagogik
—wie im folgenden am Beispiel der Sexualpädagogik für geistig
Behinderte gezeigt werden soll —Elemente aus dieser Vergangen¬
h e i t .

Sexualpädagogik für geistig behinderte Menschen

Die Sexualpädagogik als eigenständiger Bereich der Pädagogik, wie
auch der Behinderten Pädagogik, ist noch sehr jung. Sie entstand in
den 70er Jahren u.a. unter dem Druck der Studentenbewegung
und der in ihrem Gefolge auftretenden "sexuellen Befreiung".
Sexualpädagogik für geistig behinderte Menschen war vorher kein
Thema gewesen. Praktiziert wurde sie aber dennoch. Diese "Päda¬
gogik" bestand in der Unterdrückung der Sexualität bzw. in ihrer
Ignorierung. Dies war auch relativ einfach, da unter den Lebensbe¬
dingungen in den Anstalten, in denen die meisten geistig Behinder¬
ten lebten, die Entfaltung der Sexualität ohnehin erschwert bis
verunmöglicht war, so z.B. durch die allgemein übliche Geschlech¬
tertrennung. Wurde doch eine Sexualität praktiziert, entsprach sie
natürlich nicht den Vorstellungen von "normaler" Sexualität und
wurde als behinderungsspezifische Andersartigkeit interpretiert.
Diese Andersartigkeit war dann noch ein Grund mehr, geistig be¬
hinderte Menschen einzusperren und von den "Normalen" fernzu¬
h a l t e n .

In der neu entstandenen Sexualpädagogik für geistig Behinderte
gab es "zwei scheinbar gegenläufige Strömungen" (Wilms, in:
Reichmann 1984, 565), die repressive und die (schein)liberale Se¬
xualpädagogik.

Die Vertreter der repressiven Sexualpädagogik schrieben im Prin¬
zip das nieder, was vorher schon lange Praxis gewesen war. Sexuali¬
tät wurde als schwer kontrollierbare Naturgewalt dargestellt, gegen
die angekämpft werden mußte. Dieses "triebdeterministische Ver-
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ständnis von Sexualität" (ebd.) spaltete den Menschen in Eros und
Sexus, Leib und Seele auf. Fähigkeit zu wirklicher Liebe setze vor¬
aus, daß alle diese Bereiche intakt seien. Da die Seelen der geistig
behinderten Menschen jedoch "Qualitätsminderungen" (ebd.) auf¬
wiesen, seien sie nicht fähig zu wahrer Liebe, ergo könne ihnen
auch die sexuelle Betätigung nicht gestattet werden. Geistig Behin¬
derte seien unfähig, dauerhafte Beziehungen aufzubauen, noch
könnten sie ihren Trieb beherrschen. Diese traditionell-repressive
Sexualpädagogik kam hauptsächlich aus dem kirchlichen Bereich.

In ihr finden sich einige "alte Bekannte" wieder, so z.B. das "Dog¬
ma der Unerziehbarkeit". Es wurde als Tatsache betrachtet, daß
geistig behinderte Menschen zu bestimmten Dingen nicht in der
Lage seien. Die Gründe für dieses scheinbare Unvermögen —z.B.
die Aneignungsbedingungen —wurden nicht hinterfragt. Auch An¬
klänge an die Schichttheorien der Persönlichkeit finden sich hier:
die Triebe sollten durch etwas Höherrangiges kontrolliert werden.
Hier hieß es nicht —wie bei Scheler —Geist, sondern Seele. Ist die
obere Schicht, die die Kontrollinstanz für die niederen darstellt,
defekt, so verfällt der Betreffende rettungslos seinen Trieben.

Unhinterfragt wird das überkommene Triebmodell, das sog.
Dampfkesselmodell" übernommen. Danach ist es mit den sexuel¬

len Bedürfnissen wie mit einem Kessel, der ständig unter Druck
steht und ab und zu —um nicht zu platzen —Dampf ablassen
muß. Die sozialen Dimensionen sexueller Bedürfnisse und sexuel¬
len Erlebens gehen in dieses Modell nicht ein. Dabei ist es nach
Schmidt erst die —durch die traditionelle Tabuierung der Sexuali¬
tät hervorgerufene -emotionale Aufladung mit Schuld und Angst,

die Sexualität zu etwas Explosivem, zu etwas Drängendem von
unheimlicher Faszination (macht), gegen das man ankämpfen
muß" (Schmidt oJ., 5). Das heißt die Unterdrückung, mit der die
gefürchteten "Triebe" in Schach gehalten werden sollen, produ¬
ziert sie eigentlich erst.

Die Scheinliberale Sexualpädagogik für geistig behinderte Men¬
schen nimmt die allgemeine gesellschaftliche Liberalisierung der
Sexualität auf und gesteht auch geistig Behinderten Sexualität zu.
Hinter dieser fortschrittl ichen Fassade bleiben aber die alten se¬
xualfeindlichen Einstellungen bestehen und die scheinbar fort¬
schrittlichen Forderungen und Ansichten werden —gewissermaßen

$ s
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"hintenherum" —wieder zurückgenommen, wie sich im folgenden
noch zeigen wird.

So warnt Wilms davor, diese "vordergründige Libertinage" (Wilms,
in: Reichmann 1984, 567) überzubewerten. Sexualität werde hier
vor allem unter Verwertungsgesichtspunkten gesehen, also Sexuali¬
tät als Ware. Dies könne sich gerade für Behinderte negativ auswir¬
ken, da sie unter "sexuellen Leistungsdruck" (ebd.) gestellt wür¬
den, wodurch sich das Normalisierungsprinzip in eine "Diktatur
der Normali tät" (ebd.) verkehre.

Die Scheinliberale Einstellung zur Sexualität geistig Behinderter
zog übrigens im Verlaufe des "Normalisierungsprogrammes" auch
die Diskussion um die Ehefähigkeit geistig behinderter Menschen
nach s i ch .

Bei der Durchsicht der zeitgenössischen Literatur zum Thema "Se¬
xualität und geistige Behinderung" fällt zunächst auf, daß niemand
mehr geistig behinderten Menschen ihre Sexualität abspricht. Es
vertritt also niemand mehr eine offen restriktive Sexualpädagogik.
Speck schreibt z.B., daß es inzwischen einer Banalität gleichkom¬
me, wenn eigens hervorgehoben werde, daß auch Menschen mit
geistiger Behinderung eine Sexualität haben.

So wird auch für diesen Personenkreis die Wichtigkeit der Sexuali¬
tät für die Entfaltung der Persönlichkeit ebenso anerkannt wie die
Notwendigkeit von Sexualerziehung. Die Behindertenpädagogik in¬
teressiert sich dabei vor allem für letztere. Auffällig ist die "bewe¬
gende Wortwahl": So spricht Sporken davon, daß "die Verwirkli¬
chung des Mann- oder Frauseins einen wesentlichen Bestandteil
des ganzen Menschwerdungsprozesses, in Selbstentfaltung und zwi¬
schenmenschlicher Beziehung" bildet (Sporken 1974, 159). Speck
hält die "Geschlechtererziehung" (Speck 1977,130) für einen ele¬
mentaren Teil der Integration, und auch Bach hält die Sexualerzie¬
hung für eine Voraussetzung zur "weitmögliche(n) Selbstverwirkli¬
chung in sozialer Eingliederung" (Bach 1981,29).

Bei genauerer Durchsicht der Literatur ist jedoch zu bemerken,
daß es einige Abstriche bei der selbstverständlichen Akzeptierung
der Sexualität geistig behinderter Menschen gibt. Die vorgebrach¬
ten Argumente gegen die uneingeschränkte Auslebung der Sexuali-
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tät bei geistig Behinderten lassen sich mitunter direkt auf alte bio¬
logistische Denkweisen, wie z.B. die Schichttheorien der Persön¬
lichkeit, zurückführen. Es ist jedoch oft schwer, diese hinter dem
Geschriebenen zu erkennen, da fast alle Autoren vordergründig —
dem Trend der Zeit folgend —Sexualität und Sexualerziehung für
geistig behinderte Menschen begrüßen.

Behinderter gegen
N a c k t h e i t : M o r d

stade (dpa). Ein 26jähriger Bewohner eines
B e h i n d e r t e n h e i m s d e s D e u t s c h e n R o t e n K r e u ¬
zes in Stade (Niedersachsen) hat gestanden,
die 29jährige Mitbewohnerin Anita Mäcker in
der Nacht ziun Donnerstag erwürgt zu haben.
Nach den Ermittlungen der Polizei hatte Anita
M ä c k e r a m M i t t w o c h a b e n d e i n G r i l l f e s t i n
d e m B e h i n d e r t e n h e i m n a c h 2 3 U h r v e r l a s s e n .
Später sei auch der Sechsundzwanzigjährige
wegen der großen Hitze nach dratißen gegem-
gen. Wie der Täter in seinem Geständnis aus¬
sagte, hab er Anita Mäcker auf einer Bank
e n t d e c k t B e i d e h ä t t e n s i c h u n t e r h a l t e n . A u f
dem Rückweg habe die Frau vorgeschlagen,
noch in ein nahes Kornfeld zu gehen. Dort ha¬
be sie sich ausgezogen und ihn ebenfalls dazu

ihrige, für
ssage im¬

mer „etwas Böses" war, bat sie statt dessen,
sich wieder anzuziehen. WeU sie das nicht tat
hat der Behinderte nach eigenem Geständnis
d i e F r a u m i t i h r e m U n t e r h e m d e r d r o s s e l t

D i e A u s w i r k u n g e n r e p r e s ¬
siver Sexualerziehung in
I n s t i t u t i o n e n . . .
( B r e m e r N a c h r i c h t e n
7 . 7 . 1 9 8 6 )

den e ine nack te F rau nach se iner

Am direktesten zeigt Holzinger in seiner 1979 erschienenen "Son¬
derpädagogik" seine Geringschätzung der Sexualität geistig Behin¬
derter. Die Beiträge "Triebe" und "Sexualität" umfassen in dem
336 Seiten starken Werk ganze 2Seiten. Zwar hält auch Holzinger
Aufklärung bei geistig Behinderten für wichtig, denn sie schütze
die Behinderten vor Ausnutzung. Großes Vertrauen in die Pädago¬
gik hat er allerdings nicht, denn er schreibt: "Nur bei lückenloser
Überwachung läßt sich der Mißbrauch geistig behinderter Mädchen
durch gesunde Erwachsene vermeiden" (Holzinger 1979, 292).
(Die Mißbrauchsproblematik wird weiter hinten noch ausführlicher
behandelt.) Für Holzinger sind geistig Behinderte völlig von ihren
Trieben beherrscht, als da wären: Selbsterhaltungs-, Freß-, Gel-
tungs- und Machttrieb sowie der Sexualtrieb. Zwar sagt er einer-
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seits, dieser sei bei geistig Behinderten nicht stärker ausgeprägt als
bei Nichtbehinderten, jedoch straft er sich gleich selber Lügen, in¬
dem er sich lang und breit über die Auswüchse der Triebe bei gei¬
stig Behinderten ausläßt. Diesen fehle ganz offensichtlich die hö¬
here Instanz zur Beherrschung dieser Triebe. Auch kommt bei Hol-
zinger deutlich die weiter vorn beschriebene elitäre Einstellung
z u m A u s d r u c k . S o s c h r e i b t e r m i t d a n k e n s w e r t e r D e u t l i c h k e i t :

Sie (die geistig Behinderten, S.K.) übernehmen oft kritiklos das
Sexualverhalten der Unterschicht" (ebd., 291), was von ihm ein¬
deutig als negativ gewertet wird und zu verhindern sei.

t t

Vor allem an ihrer Haltung zur Masturbation läßt sich bei einigen
Autoren feststellen, daß sie recht restriktive Einstellungen zur Se¬
xualität geistig behinderter Menschen haben. Holzinger hält Ma¬
sturbation vor der Pubertät für eine zufällig ausgelöste Form von
Überaktivität, die nicht mit Lustgewinn verbunden sei. Dieser trete
erst nach den ersten Ejakulationen ein, was impliziert, daß Mäd¬
chen entweder gar nicht masturbieren oder zumindest keinen Lust¬
gewinn dabei haben können. Dieser müsse ohnehin unterbunden
werden, denn: "Jeder Lustgewinn wirkt verstärkend und kann
zum Onaniezwang werden" (ebd., 292), was dann zu verminderter
Leistungsfähigkeit führe. Um dem vorzubeugen, werden Gegen¬
maßnahmen vorgeschlagen: Medikamente zum Einschlafen, "har¬
tes Lager, Vermeidung sexuell aufregender Erlebnisse vor dem Ein¬
schlafen" und tagsüber ständige Beschäftigung sowie "medikamen¬
töse Reduktion der sexuellen Spannungen" (ebd.).

Ist Holzinger in seiner offensichtlichen, plumpen Restriktivität
auch ein Einzelfall, so äußern sich doch auch andere Autoren be¬
züglich der Masturbation in ähnlicher Weise. Für einige zeigt häu¬
figes Masturbieren ein Steckenbleiben in der sexuellen Entwick¬
lung an, andere erkennen zwar die soziale Bedingtheit dieses
"Steckenbleibens", fordern aber nichtsdestotrotz Maßnahmen wie
die oben beschriebenen. Auch Bach gibt im Rahmen seiner "kri¬
tisch-progressiven sexuellen Erziehung" (5) Ratschläge "bezüglich
genitaler Triebregelung" (Bach 1981,38).

Eine andere Form der Unterdrückung der Sexualität —sozusagen
durch die Hintertür —ist die Beschränkung der Sexualität auf den
sog. "Mittelbereich", der laut Sporken Zärtlichkeit, Intimität und
Erotik umfaßt (Sporken 1974, 161). Mit diesem "Mittelbereich / /
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sind die Kommunikationsformen gemeint, die zwischen zwei Men¬
schen möglich sind, ohne daß es zur genitalen Sexualität kommt.
Diese ist ausdrücklich vom "Mittelbereich" ausgenommen. Ebenso
wie Sporken warnt auch Bach die Erzieher davor, "schlafende
Hunde zu wecken". In seinen "Prinzipien der sexuellen Erzie¬
hung" (Bach 1981, 52ff) heißt Punkt vier "Helfen statt antrei¬
ben". Dort führt er aus, es sei "nicht ratsam, seine (des Behinder¬
ten, S.K.) genitalen Impulse zu wecken, zu erregen, zu stimulieren
{...)" (ebd., 54).

Biologistische Auffassungen über die Sexualität geistig behinderter
Menschen zeigen sich auch auf anderen Gebieten. So stellt Money
fest, daß "Behinderte auf eine noch ungeklärte Weise" (Money, in:
De LaCruz/La Veck 1975, 31 f) stärkere Tendenzen zur Homose¬
xualität hätten als Nichtbehinderte. Zum gleichen Thema kann
man im gleichen Buch weiter lesen: "Viele männliche Behinderte
demonstrieren ihre Unfähigkeit, pervertierte Formen des Sexual¬
triebs zu kontrollieren, wie Exhibitionismus, homosexuelle Belästi¬
gungen oder Vergehen gegen Kinder (...)" (Scally, in: De LaCruz/
La Veck 1975, 122). Der letzte Teil des Satzes enthält ein inzwi¬
schen wissenschaftlich widerlegtes Vorurteil: daß nämlich männli¬
che geistig Behinderte häufiger sexuelle Straftaten begehen würden
als Nichtbehinderte. Der gesamte Satz impliziert jedoch etwas an¬
deres. Da geistig behinderte Menschen auf Grund ihrer defekten
Ausstattung nicht in der Lage sind, ihre Triebe selbst zu kontrollie¬
ren, müssen die Pädagogen diese Funktion übernehmen. Bach
nennt es "lebenslanges Geleit" (Bach 1981, 28). Damit ist dann
auch die Möglichkeit zu lebenslanger Kontrolle gegeben, so daß
sich die Sexualität wohl wirklich nur noch im "Mittelbereich" ab¬
spielen kann.

Die Halbherzigkeit in ihrer Einstellung zur Sexualität geistig behin¬
derter Menschen zeigt sich bei einigen Autoren auch darin, daß sie
sich zwar einerseits für Sexualerziehung bei geistig behinderten
Kindern und Jugendlichen aussprechen. Sie heben sogar nach¬
drücklich deren Wichtigkeit für die Entwicklung der Persönlichkeit
hervor, äußern sich jedoch andererseits mit keinem Wort zur Aus¬
übung der Sexualität. So ist z.B. Stöckmann durchaus für Sexualer¬
ziehung, andererseits warnt er jedoch davor, geschlechtliche Re¬
gungen zu wecken. Dies könne z.B. durch Bilder, Filme, Gespräche
und ähnliches geschehen, weshalb die Erzieher darauf zu achten
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hätten, daß die geistig Behinderten mit dergleichen nicht in Berüh¬
rung kommen. Da Geschlechtlichkeit verhindert werden soll, er¬
gibt sich für ihn auch nicht die Notwendigkeit, sich Gedanken dar¬
über zu machen, wie unter den Bedingungen des Lebens im Heim
-Stöckmann bezieht sich nur hierauf —Sexualität adäquat entfal¬
tet werden kann, bzw. welche Bedingungen hierfür geschaffen wer¬
d e n m ü ß t e n .

Eine ähnliche Tendenz findet sich bei Sandre/Raute, die sich zwar
ausführlich psychoanalytisch über die Entwicklung der Sexualität
auslassen und für eine Sexualerziehung plädieren, die das Akzeptie¬
ren der eigenen Sexualität zum Ziel haben soll. Über die darausfol¬
gende praktizierte Sexualität wird jedoch nichts gesagt. Es stellt
sich hier die Frage, wozu eine Sexualerziehung gut sein soll, wenn
die Ausübung der Sexualität dann doch unterbunden, bzw. in ei¬
nem eng gesteckten Rahmen gehalten wird.

Die einzigen Autoren, die sich auch mit den Interessen der geistig
behinderten Menschen auseinandersetzen, sind Feuser und Walter.
Beide steilen sinngemäß fest, "daß das Problem der Sexualität gei¬
stig Behinderter im allgemeinen weit weniger ein Problem für die
behinderten Menschen selbst, sondern für die Betreuer und Erzie-
her ist" (Walter 1983, 11). Feuser schreibt hierzu, Behinderung
wurde als Alibi benutzt, Unsicherheiten und Probleme mit der ei¬
genen Sexualität auf die Behinderten.  z u p r o j i z i e r e n u n d s i e v e r ¬
meintlich erziehend an diesen abzureagieren" (Feuser 1980, 195).
Beide Autoren gehen auch ausführlich auf die Entstehungsbedir.
gungen sog. "abweichenden" Sexualverhaltens geistig behinderter
Menschen ein und stellen fest, daß sich diese oft in einer schier
ausweglosen Situation befinden: Auf der einen Seite wird von ih¬
nen erwartet, daß sie Kinder bleiben, und sie wollen dieser Erwar¬
tung natürlich entsprechen, um weiterhin Zuwendung zu erhalten.
Auf der anderen Seite stehen jedoch ihre sexuellen Bedürfnisse.
Aus diesem Widerspruch entsteht ein regelrechter Teufelskreis:
"Hier stehen dann sexuelle Empfindungen und Wünsche in unauf¬
lösbarem Widerspruch zu Forderungen, die an ihn gestellt werden,
so daß sich die Klammer der Ausweglosigkeit in dem Sinn um ihn
legt, daß er, ganz gleich wie er handelt, entweder seinen oder den
Ansprüchen anderer, die für ihn lebensnotwendig sind, nicht ent¬
sprechen kann" (Feuser 1980, 204).

i n -
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Auch ein anderer Teufelskreis wird angesprochen:
"Erst durch die lang praktizierte Unterdrückung der Sexualität gei¬
stig Behinderter oder deren Negation wurden Voraussetzungen da¬
zu geschaffen, daß sich Sexualität nicht sozial vermittelt und nicht
in die Persönlichkeit integriert, sondern sich aggressiv und destruk¬
tiv wie auch ersatzbefriedigend-konsumtiv äußern kann, d.h. sich
auch gewaltsam gegen andere wenden oder zerstörend auf sich
selbst zurückzuwirken vermag" (ebö., 207).
Seitens dieser Autoren wird auch nicht versucht, geistig Behinderte
auf eine bestimmte Sexualität zu reduzieren, sie versuchen viel¬
mehr, die Mechanismen, die hinter diesen Restriktionen stehen,
a u f z u d e c k e n .

Bezüglich der Nachkommenschaft geistig behinderter Menschen
sind sich jedoch alle Autoren einig: "daß im allgemeinen Nach¬
kommen von geistig behinderten Ehepaaren vermieden werden
müssen" (Sporken 1974, 182). (Hier drängt schon der Sprachge¬
brauch die geistig Behinderten in eine passive Rolle.) Diese Ableh¬
nung wird jedoch unterschiedlich begründet, und es bestehen auch
unterschiedliche Vorstellungen darüber, wie der Nachwuchs zu ver¬
hindern sei.

Viele halten diesen Tatbestand offensichtlich für so selbstverständ¬
lich, daß es keiner weiteren Begründung mehr bedarf. So heißt es
bei Maria Egg ganz lapidar: "Eine Empfängnis ist für unsere Töch¬
ter aus verschiedenen naheliegenden Gründen ohnehin uner¬
wünscht" (Egg 1975, 41). Frau Egg ist die einzige eindeutig christ¬
lich ausgerichtete Autorin in der von mir berücksichtigten Litera¬
tur. Das Zusammensein mit den "Geistesschwachen" hält sie für
bereichernd, es bringe psychologische und philosophische Erkennt¬
nisse. Die geistig Behinderten seien die Stiefkinder der Natur, de¬
nen man den "Ledigenstand" -der hier wohl gleichbedeutend mit
Enthaltsamkeit sein dürfte —am besten damit schmackhaft mache,
daß sie bei "Mama" bleiben dürften, denn "in Wirklichkeit wollen
sie von der Mama nicht fort". (Frau Egg hält anscheinend alle gei¬
stig behinderten Menschen für Kinder.) Die Erziehung müsse auf
gute Gewohnheiten -also angepaßtes Wohlverhalten —ausgerich¬
tet werden. Geistig Behinderte hätten jedoch nur wenig Geistes¬
stärke und Willenskraft, um sich dementsprechend zu verhalten,
deshalb müsse "statt der Bewährung die Bewahrung in den Vorder¬
grund treten", also lebenslängliche Kontrolle im Namen der Näch¬
s t e n l i e b e .
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Sporken, von Haus aus Moraltheologe, jedoch nicht theologisch ar¬
gumentierend, begründet seine Ablehnung der Elternschaft geistig
Behinderter mit der Verantwortung des einzelnen gegenüber seinen
eigenen Interessen, denen des Kindes und denen der Gesellschaft,
die bei geistig behinderten Eltern deren Aufgaben übernehmen
müsse.

Auch Bach schließt sich der Argumentation im Interesse der unge¬
borenen Kinder an: "Gegen eine Schwangerschaft bei geistiger Be¬
hinderung sprechen neben genetischen Gründen vor allem die Pro¬
bleme der Erziehung und Betreuung des Kindes" (Bach 1981,46).
Bach ist der einzige Autor, der eine eugenische Begründung an¬
führt. Die anderen verweisen in der Regel darauf, daß es gerade
nicht eugenische Gründe seien, die gegen Nachwuchs bei geistig Be¬
hinderten sprächen. Auch sei das genetische Risiko bei geistig be¬
hinderten Menschen nicht höher als bei anderen.

Bei Schröder ist Elternschaft etwas, vor dem geschützt werden
muß: "Wenn allerdings Sexualität ausschließlich im Sinne von
Fortpflanzung und Arterhaltung verstanden wird, dann sollte man
alles versuchen, geistig behinderte Menschen vor diesen ihren Mög¬
lichkeiten zu schützen" (Schröder in: Walter 1983, 100). Leider
wird nicht ausgeführt, warum davor geschützt werden muß. Diese
Argumentation beinhaltet jedoch, daß die ergriffenen Maßnahmen
zum Wohle der Behinderten, in ihrem ureigensten Interesse ergrif¬
f e n w e r d e n .

Einzig Feuser begründet seine Ablehnung der Elternschaft geistig
behinderter Menschen damit, daß es hierzulande keine Hilfen bei
der Erziehung und Betreuung der Kinder gibt. Er bedauert, daß
sich auch niemand diesbezüglich Gedanken macht.

Wenn also kein Nachwuchs aus den sexuellen Beziehungen geistig
behinderter Menschen entstehen soll, muß verhütet werden. Bevor
ich näher auf die (Zwangs-)Sterilisation eingehe, noch ein paar
Worte zu anderen Verhütungsmitteln.
Einige Autoren trauen geistig Behinderten deren Gebrauch über¬
haupt nicht zu. Andere hingegen verweisen darauf, daß geistig Be¬
hinderte sehr wohl damit umzugehen wissen, so z.B. Goodman, bei
dem es heißt: "Ich sehe kein wesentliches Problem bei der Inan¬
spruchnahme dieser Leistungen (der Verhütungsmittel, S.K.). Ich
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sehe das Hauptproblem darin, wie die Menschen die für sie wichti¬
gen Informationen erhalten" (Goodman, in: De LaCruz/La Veck
1975, 59). Er verweist auf ein Geburtenkontrollprogramm in Min¬
nesota/USA, an dem auch geistig Behinderte erfolgreich teilgenom¬
men hätten. Im gleichen Tenor schreibt Feuser, daß geistig Behin¬
derte nach entsprechender Anleitung im Umgang mit empfängnis¬
v e r h ü t e n d e n M i t t e l n
"genauso sicher und selbständig (sind), wie in vielen anderen Berei¬
chen. Was auch diesbezüglich als individuelles Unvermögen konsta¬
tiert wird, ist nichts anderes als das Resultat nicht ermöglichten
Lernens" (?euser 1980,206).
Eine Möglichkeit zur Verhütung ist die (Zwangs-)SteriUsation. Auf¬
fällig ist in diesem Zusammenhang, daß bei Nichtbehinderten —
vor allem bei Frauen —immer auf die breite Palette der vorhande¬
nen Verhütungsmittel verwiesen wird, Sterilisationen dagegen fast
unmöglich gemacht werden. Bei geistig behinderten Menschen ver¬
kehrt sich das ins Gegenteil. Steht bei Nichtbehinderten die Sterili¬
sation als Möglichkeit zur Verhütung an letzter Stelle, reduziert
sich für geistig Behinderte die Palette der Verhütungsmittel und
-methoden auf diese als "Mittel der Wahl".
So distanziert sich auch keiner der Autoren von dieser Methode.
Dies ist um so problematischer, als Sterilisation bei geistig behin¬
derten Menschen auch immer impliziert, daß es sich nicht um eine
freiwillige Entscheidung, sondern um eine Zwangsmaßnahme han¬
delt, da vielen Einsichtsunfähigkeit unterstellt wird. In der Ge¬
wichtung der Sterilisation gegenüber anderen Verhütungsmitteln
gibt es bei den verschiedenen Autoren allerdings Unterschiede.

So rät Holzinger gleich zur Sterilisation: "Die Sterilisation ist der
einzige Weg der Empfängnisverhütung, da andere Mittel wegen In¬
dolenz oder Mangel an Verständnis kaum zielführend sind" (Hol¬
zinger 1979,292).

Für Feuser kommt hingegen Sterilisation nur dann in Frage, wenn
keine Alternative zu Gebot steht" (Feuser 1980, 206). Leider

führt er nicht aus, wann dieser Fall eintritt und wie dann mit der
zu sterilisierenden Person umgegangen wird. Oft wird sie nämlich
einfach belogen.

n

Zur Begründung der Notwendigkeit der Sterilisation geistig behin¬
derter Menschen werden drei Argumentationsstränge angeführt.
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Der erste heißt "Sterilisation zum Schutz der Betroffenen", bei
diesen handelt es sich hier hauptsächlich um Mädchen. Es wird be¬
hauptet, die "Sterilisation sei ein Schutz vor Mißbrauch", was na¬
türlich nicht wahr und obendrein noch zynisch ist.

Die zweite —ebenfalls von Zynismus gekennzeichnete —Argumen¬
tation für die (Zwangs-)Sterilisation geschieht ebenfalls im "Inter-
^se der Behinderten". Hierin wird Sterilisation zur Grundlage der
Ausübung der Sexualität. Diese Argumentation taucht sowohl bei
Sporken auf als auch bei Schröder, der die (Zwangs-)Sterilisation
sogar als Fortschritt verkauft:
"Mußte man früher bei schweren Intelligenzminderungen, allein
aus Hilflosigkeit gegenüber der Nachwuchsfrage heraus, Sexualität
tabuisieren, kann man sich heute den Problemen der Sexualität,
aufgrund vielfältiger Stillegungsmöglichkeiten der generativen Fä¬
higkeiten durch medizinisch-pharmakologische Maßnahmen (u.a.
auch Sterilisation, S.K.), überhaupt erst bewußt an nehmen und
Lösungswege suchen" {Schrööer, in: Walter 1983, 104).
Auch Bachmann begründet in seinen "Marginalien zur Sterilisation
geistig Behinderter" die (Zwangs-)Sterilisation mit dem "Anspruch
des Behinderten aufseine Sexualität" (Bachmann 1979, 132). Die¬
se Argumentation ist so wenig neu oder originell wie Bachmanns
Wortschatz und E ins te l lung. Im h is tor ischen Überb l ick zur
Zwangssterilisation, den er seinen "Marginalien" voranstellt, be¬
hauptet er Z.B., daß Malthus "Überbevölkerungstheorie" sich ange¬
sichts der bis zum Ende des 20. Jahrhunderts gigantischen Bevöl¬
kerungsexplosion in der Welt als richtig erweist .Die Realität die¬
ser "Überbevölkerung" und ihre Abhängigkeit von den jeweiligen
Produktions- und Besitzverhältnissen ist jedoch inzwischen mehr¬
fach nachgewiesen worden.

Erschreckend ist auch Bachmanns Vokabular: Zum Beispiel ist von
dem amerikanischen Arzt Sharp die Rede, dessen "Verdienst" es
gewesen sei, "die Vasektomie zur Verhütung minderwertigen
Nachwuchses eingeführt zu haben". Und in dem Verweis auf Keh¬
rer, der 1897 eine Frau ster i l is ierte, "die schon mehrere minder¬
wertige, zum Teil blödsinnige Kinder zur Welt gebracht hatte",
hielt er es nicht für nötig, das Adjektiv "minderwertig" in Anfüh¬
rungsstriche zu setzen, was m.E. für sich spricht.

Der dritte Argumentationsstrang stellt die Sterilisation als "kleine-
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res Übel" dar: Sterilisierung statt Asylierung. Das hört sich an, als
sei Sterilisation ein revolutionärer Vorgang, f/er Schritt zur sexuel¬
len Befreiung geistig behinderter Menschen. Aber: Mit dem Ver¬
sprechen auf anschließende Entlassung hatten schon die Nazis An¬
staltsinsassen/innen dazu gebracht, sich "freiwillig" sterilisieren zu
lassen. Anschließend wurde ihnen jedoch die versprochene Freiheit
nicht gewährt. Vielmehr wurden sogar Personen, insbesondere
Frauen, die vor ihrer Sterilisation außerhalb von Anstalten lebten,
nach dem Eingriff —aus Angst vor ihrer nun "enthemmten" Sexu¬
alität —eingewiesen. Viele davon fielen dann später der "Euthana¬
sie" zum Opfer.

Auch heute hält diese Argumentation nicht, was sie verspricht,
denn wie Frau Egg schreibt, wolle man ja die Mädchen nicht nur
vor unerwünschten Schwangerschaften, sondern auch vor "unschö¬
nen Erlebnissen oder gar einem liederlichen Lebenswandel" (Egg
1975, 43) beschützen. Also bleibt alles wie gehabt: Kontrolle auch
nach der Sterilisation, natürlich wieder nur im Interesse der Betrof¬
fenen selbst.
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(ZWANGS-)STERILISATION GEISTIG BEHINDERTER
M Ä D C H E N U N D F R A U E N
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Auf den ersten Blick erscheinen Sozialdarwinismus und Eugenik
sowie ihre Verbindung mit dem Nationalsozialismus als zwar aus¬
sondernd, diskriminierend, menschenverachtend, aber geschlechts¬
neutral. Bei näherer Betrachtung zeigt sich jedoch, daß Frauen von
ihren Auswirkungen wesentlich stärker betroffen sind als Männer.

Ähnlich verhält es sich mit den gesetzlichen Regelungen bzw. Vor¬
schlägen zur gesetzlichen Regelung der (Zwangs-)Sterilisation.
Auch hier sind in erster Linie Frauen die Adressatinnen.

Staatl ich sanktionierte Steri l isation —und das war Steri l isation im¬
mer —ist ein Bestandteil von Bevölkerungspolitik. Sie funktioniert
immer über den Körper von Frauen, denn sie gebären die Kinder.
Es ist gleich, ob zu viele, zu wenig oder die "falschen" Kinder ge¬
boren werden, staatliches Eingreifen in den Fortpflanzungsprozeß
—nichts anderes ist Bevölkerungspolitik —betrifft immer in erster
Linie die Frauen.

Hinsichtlich der Zwangssterilisation zeigt sich, daß geistig und psy¬
chisch behinderte Frauen und Mädchen immer zuerst und am in¬
tensivsten betroffen sind. Sie werden als völlig hilflos und entschei¬
dungsunfähig angesehen und haben keinerlei Rechte. Ihnen gegen¬
über bestehen offensichtlich die wenigsten Hemmungen, in ihr Le¬
ben und ihre Gesundheit einzugreifen.

Ich möchte diese frauenspezifische Seite der Zwangssterilisation
geistig behinderter Menschen zunächst am Beispiel des Nationalso¬
zialismus aufzeigen. Bezüglich der Frauenfeindlichkeit "erfanden
die Nazis auch nichts Neues und vieles überlebte den Nationalso¬
zial ismus.

Daran anschließend werde ich auf die Situation geistig behinderter
Frauen und Mädchen in der Bundesrepublik eingehen; dies vor al¬
lem im Hinblick auf die (Zwangs-)Sterilisation. Zum besseren Ver¬
ständnis wird diesen beiden Abschnitten eine kurze Darstellung
der allgemeinen Situation von Frauen in dem jeweiligen Gesell¬
schaftssystem vorangestellt.

9 t
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Zwangssterilisation geistig behinderter Frauen und Mädchen im
Nationalsozialismus

Die Theorien, auf denen die Bevölkerungspolitik der Nazis aufge¬
baut war, waren —wie in allen anderen Bereichen auch —von
Männern "erdacht. Frauen war es gar nicht möglich, an diesem Pro¬
zeß teilzuhaben, in der Wissenschaft so wenig wie in der Politik.
Sie mußten "ausbaden", was die Männer erdacht und geplant hat¬
t e n .
Frauen durften überhaupt erst spät studieren, und die wenigsten
gelangten in einflußreiche Positionen. Die Nazis erließen dann im
Grunde wieder ein Studierverbot für Frauen: nur 10 %aller Stu¬
dierenden durften Frauen sein, bei gleichzeitigem Ausschluß von
der Ausübung von Berufen wie Richterin, Staatsanwältin u.ä.

Hinsichtlich der politischen Einflußnahme erging es den Frauen
unter den Nazis noch schlechter. Kaum hatten sie das aktive und
passive Wahlrecht erhalten und 1919 sogar stolze 9,5 %weibliche
Reichstagsabgeordnete vorzuweisen, wurde ihnen nach der Macht¬
ergreifung der Nazis das Recht, sich wählen zu lassen, wieder abge¬
sprochen. Als Stimmvieh wurden sie noch gebraucht, aktive Mitbe¬
stimmung war jedoch unerwünscht.

Die Frauen wurden auf ihre Rolle als Hausfrau und Mutter redu¬
ziert. Sie wurden erst als verheiratete Frauen und somit potentielle
Mütter "für voll" genommen: "Das deutsche Mädchen ist Staatsan¬
gehörige und wird mit ihrer Verheiratung erst Bürgerin", so Hitler
in "Mein Kampf" (zit. nach Schmidt/Dietz 1983,76).

Es gab vielfältige Maßnahmen, um die Frauen aus dem öffentli¬
chen Leben zu verdrängen. So wurden Ehestandsdarlehen
den Mann ausgezahlt und auch nur, wenn die Frau ihre Berufstä¬
tigkeit aufgab. Ab 1935 gab es Erwerbseinschränkungen für verhei¬
ratete Frauen —1939 bekamen Frauen für die gleiche Arbeit bis

50 %weniger Lohn als die Männer. Hinzu kamen Gesetze, die
eindeutig auf die Kontrolle weiblicher Sexualität ausgerichtet wa¬
ren, wie das zur Erleichterung der Scheidung. Es ermöglichte ab
1937/38 vereinfachte Scheidungen bei Fortpflanzungsvenweige¬
rung, Verweigerung des Beischlafes und Unfruchtbarkeit der Frau.
Gleichzeitig wurde die freie und bezahlte Sexualität verboten. So
wurde die polizeiliche und medizinische Kontrolle der Prostituier-

n u r a n

z u
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ten zunächst verschär f t , und ab 1937 kamen d iese "en tar te ten
Frauen im Rahmen der "vorbeugenden Verbrechensbekämpfung
in Arbeitslager, die registrierten lesbischen Frauen ebenfalls.

f r

r r

M i t d i e s e r K o m b i n a t i o n v o n R a s s i s m u s u n d S e x i s m u s m a c h t e n s i c h
die Nazis die Frauen für ihre Politik verfügbar. Es entstand für die
Frauen ein ständig wachsender Anpassungsdruck, ohne aufzumuk-
ken in finanzieller und sexueller Abhängigkeit vom Ehemann zu le¬
ben, seine Kinder zu bekommen und unbezahlt seinen Haushalt zu
führen, denn Auflehnung hätte zur Etikettierung "minderwertig
geführt.

r r

Die Frauen hatten eigentlich nur noch die Möglichkeit, sich über
ihre Mutterschaft zu definieren; das war auch einerseits das Ziel
dieser Politik und andererseits die Voraussetzung für ihr Funktio¬
nieren. Mutterschaft wurde ein Mittel zur Disziplinierung der Frau¬
en, denn die Kehrseite der Medaille "Gebärzwang" war Gebärver¬
bot. Mit Gebärverbot —also Zwangssterilisation —belegt wurden
alle Frauen, die sich aus irgendwelchen Gründen nicht in die unbe¬
zahlte Haus-, Erziehungs- und Gebärarbeit fügten. Aus diesem
Grunde betrafen Gesetze wie das GzVeN Frauen auch viel stärker
als Männer, denn es setzte direkt bei ihrer Identität an.

Eine besonders krasse Variante der manschen- und frauenverach¬
tenden Politik und Praxis der Nazis waren die Menschenexperi¬
mente in den KZs, z.B. für die geplanten Massensterilisationen. Die
Kastration mit Röntgenstrahlen wurde an Männern und Frauen

ausprobiert", die Frauen mußten darüber hinaus noch Versuche
zur "Sterilisation durch Einspritzung einer Reizflüssigkeit in die
Gebärmutter" (Mitscherlich/Mielke 1978, 246) übersieh ergehen
lassen. Hier schreckte man nicht einmal vor Experimenten an Kin¬
dern zurück. Diese Frauen waren endgültig nicht mehr Menschen,
sondern Experimentierobjekte, "Material", das benutzt, verschlis¬
sen und anschließend weggeworfen wurde.

Die Bevölkerungspolitik der Nazis hatte —trotz des hohen propa¬
gandistischen Aufwands —nicht den gewünschten Erfolg. Die an¬
gebotenen Belohnungen für mehrfache Mutterschaft und das "Ab¬
kindern" —Nachlaß der Rückzahlung proportional zur Kinder¬
zahl —der Ehestandsdarlehen waren anscheinend für die meisten
Frauen genausowenig ein Anreiz zum Kinderkriegen wie die

n
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Strafsteuer", die es ab 1938 für Ehepaare gab, die nach fünf Jah¬
ren Ehe immer noch kinderlos waren.

i i

Neben Organisationen wie das "Hilfswerk Mutter und Kind", des¬
sen Hilfe gleich mit Kontrolle verbunden war, gab es ab 1936 den

Lebensborn e.V.". Dieser unter persönlicher Führung Himmlers
stehende Verein sollte gewährleisten, daß alle Quellen, aus denen
der Staat "hochwertige" Kinder erhalten konnte, auch ausge¬
schöpft wurden. War bei der Gründung noch das Ziel, für "hilfsbe¬
dürftige Mütter und Kinder guten Blutes" sorgen zu wollen,angege-
ben, so wandte man sich bald der regelrechten Züchtung "hoch¬
wertiger" Menschen zu. BDM-Mädchen oder andere "Arierinnen
wurden mit SS-Männern verkuppelt und "durften" dann "dem
Führer ein Kind schenken".

t »

9 9

Zwar wurden auf diese Weise zwischen 1936 und 1945 ca. 12.000
Kinder geboren, doch das reichte den nordischen Rassenfanatikern
noch nicht. So startete der "Lebensborn e.V." nach Ausbruch des
Krieges eine gigantische Kinderverschleppung in den besetzten Ge¬
bieten, das sog. "Germanisierungsprogramm", in dessen Rahmen
m i n d e s t e n s — w a h r s c h e i n l i c h w e i t a u s m e h r — 2 0 0 . 0 0 0 " a r i s c h
aussehende Kinder ins "Reich" verschleppt wurden. Diese Kinder
wurden zunächst auf ihre "rassische Tauglichkeit" hin untersucht.
Die "rassisch minderwertigen" Kinder wurden in der Regel der
Sonderbehandlung" zugeführt, die "gutrassischen" zur "Eindeut¬

schung" in Kinderheime oder deutsche Familien gegeben. Dabei
gab es sogar ein Umtauschrecht: "Kinder, die nicht einschlagen,
sind den Eltern zurückzugeben" (H. Himmler am 16.4.41), dies be¬
deutete die Vernichtung dieser Kinder. Waren die Kinder als "wie¬
dereindeutschungsfähig" eingestuft, wurde ihre bisherige Identität
systematisch zerstört: Sie erhielten neue Vor- und Familiennamen,
Geburtsdaten und -orte und wurden gezwungen, deutsch zu spre¬
chen. So wissen viele dieser Menschen bis heute nicht, wer sie
w i r k l i c h s i n d .

9 9

i i

Eine Frau mußte also gefolgsam, untertänig, fleißig, nicht-jüdisch,
gesund etc. sein, um das Etikett "arisch" bzw. "gemeinschaftsfä¬
hig" zu erhalten. Damit verbunden war allerdings die Pflicht, soviel
Kinder wie möglich zu bekommen. Abtreibung, Verhütung und
Steril isation waren diesen Frauen verboten.
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War eine Frau jedoch nicht angepaßt, sondern vielleicht politisch
engagiert, emanzipiert, leistungswillig, Sintiza, Jüdin oder behin¬
dert, so mußte sie damit rechnen, in die Kategorien "erbkrank",

asozial" oder "gemeinschaftsunföhig" eingeordnet zu werden.
Das bedeutete dann Zwangssterilisation und -abtreibung. Unter
Umständen bedeutete es auch physische Vernichtung durch
Zwangsarbeit, Sich-zur-Verfügung-stellen-müssen für "medizini¬
sche" Versuche oder Tod durch "Euthanasie". Die Bevölkerungs¬
politik war also ein Instrument sozialer Kontrolle über Frauen; Ge¬
bärzwang und Gebärverbot waren
"die zwei Seiten einer kohärenten Poiitik, mit der die seit dem 19.
Jahrhundert von Männern betriebene Unterwerfung der weibiichen
Gebärfähigkeit ihren Höhepunkt fand, in dem der Nationaisozialis-
mus sie staatlich organisierte" (Schmidt/Dietz 1983,96).
Zwischen diesen beiden Extremen gab es noch ein relativ breites
Spektrum der "Gebärerlaubnis", bzw. der "Gebärduldung", die je¬
doch immer vom drohenden Gebärverbot überschattet waren und
somit stark disziplinierend wirkten.
"Wer nicht erbkrank im Sinne des Gesetzes zur Verhütung erb¬
kranken Nachwuchses ist, braucht noch lange nicht erbgesund und
fortpflanzungswürdig zu sein" (Linden, zit. nach Bock 1986,457,
vgl. auch ebd., 461).
Geistig behinderte Mädchen, Frauen und Männer wurden natürlich
der Kategorie "minderwertig" zugeordnet. Sie wurden als "entar¬
tet" und "erbkrank" angesehen und ihre Fortpflanzung sollte auf
jeden Fall verhindert werden. Das Hauptinteresse der Rassenhygie¬
niker lag auf der Verhinderung der Fortpflanzung der Frauen.

n

Schon 1929 hatte Kankeleit in seinem Buch "Die Unfruchtbarma¬
chung aus rassenhygienischen und sozialen Gründen" geschrieben:
"Die Zahl der entarteten Individuen, die geboren werden, hängt
hauptsächlich von der Zahl fortpflanzungsfähiger entarteter Frau¬
en ab. Die Sterilisation der Frau ist deshalb rassenhygienisch wich¬
tiger als die des Mannes" (z\\. nach Schmidt/Dietz 1983,96f).
Zum Thema "Geistig behinderte Mädchen und Frauen unter dem
Nationalsozialismus" gibt es leider kaum Literatur. Zwar gab es in
der letzten Zeit viele Veröffentlichungen über Zwangssterilisation
und Nationalsozialismus, auch zur speziellen Betroffenheit von
Frauen durch die rassenhygienisch ausgerichtete Bevölkerungspoli¬
tik der Nazis. Behinderte Frauen und speziell geistig behinderte
sind jedoch völlig unterrepräsentiert. Zwar sind sie in der Gruppe
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der als "minderwertig" eingestuften Frauen immer mitenthalten,
mit ihrer speziellen Problematik setzt sich jedoch kaum ein(e) Au-
tor(in) auseinander. Sie waren dem Zugriff und der Kontrolle des
Staates in besonderem Maße ausgeliefert. In der Regel waren sie
bereits behördlich erfaßt, oft auch asyliert und rechtlos, so daß sie
kaum eine Chance hatten, der Zwangssterilisation zu entgehen.

Nach der herrschenden Auffassung galten weibliche geistig Behin¬
derte als besonders "fortpflanzungsgefährlich", wie auch Gütt, Rü-
din und Ruttke in ihrem Kommentar zum GzVeN betonten. Wur¬
de z.B. bei stark pflegeabhängigen geistig behinderten Männern öf¬
ters von einer Sterilisation abgesehen, war bei Frauen dieselbe Dia¬
gnose erst recht ein Grund zur Sterilisation, da gerade bei "hoch¬
gradig Schwachsinnigen die Gefahr einer Schwängerung nicht uner¬
heblich" sei. Institutionen, wie z.B. Hilfsschulen und Fürsorgean¬
stalten, wurden gezielt auf die besondere "Fortpflanzungsgefähr¬
lichkeit" der Mädchen hingewiesen, was für diese Zwangssterilisa¬
t i o n b e d e u t e t e .

Darüber hinaus wurde behördlicherseits angeregt, Anstaltsinsassen
z u m

dies eine Scheinargumentation war, um Männern eine folgenlose
Vergewaltigung zu ermöglichen und damit die herrschende sexuel¬
le Gewalt gegen Frauen festzuschreiben, ist offensichtlich. Verge¬
waltigung führte nicht zur Bestrafung des Täters, sondern des Op¬
fers. Wurde eine nicht sterilisierte Frau vergewaltigt, wurde sie an¬
schließend zwangssterilisiert.

Schutz" vor Vergewaltigungen sterilisieren zu lassen. Daß

leichter behinderte Frauen, denen man versprochen hatte, sie
nach der Sterilisation zu entlassen, konnte eine Vergewaljgung-oder auch nur bestehende "Vergewaltigungsgefahr -Reasylie-
rung bedeuten, natürlich nur zu "ihrem Schutz Dies war jedochein Vorwand. Der wahre Grund für die häufige Reasylierung bzw.
Nichtentlassung sterilisierter geistig behinderter Frauen war Asylie-
rung zum "Schutz der Allgemeinheit .Es wurde unterstellt, daß
die Sterilisation bei Frauen eine sexuelle Enthemmung nach sich
zöge. Eine derartige sexuelle Selbstbestimmung von Frauen konnte
nicht zugelassen werden und wurde mit Einsperren erfolgreich ver¬
hindert. Die sich aus der Sterilisation möglicherweise ergebende
Enthemmung von Männern und die von ihnen ausgehende Verge¬
waltigungsgefahr wurde nicht diskutiert. Bock stellt fest, daß in

F ü r
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der Sterilisationsdebatte nach 1933 die Kontrolle der Frauen —
nur der Frauen -nach ihrer Sterilisation zu einem Hauptmotiv
w u r d e .

Abschließend kann gesagt werden, daß Frauen, und insbesondere
geistig behinderte Frauen, in besonderem Maße von Zwangssterili¬
sierungen nach dem GzVeN betroffen waren. Besonders in der
Gruppe der wegen "Schwachsinn" sterilisierten war der Frauenan¬
teil größer als der der Männer. Dies erklärt sich durch die sexisti¬
sche Diagnostizierung, die Schvrachsinn bei Frauen an einem star¬
ren Patriarchiaiischen Frauenbild festmachte. Abweichungen von
diesem, wie z.B. Verweigerung oder ungenügende Ausführung der
Hausarbeit, führten ebenso zur Etikettierung "schwachsinnig" wie
ein Sexual verhalten, das den von Männern gesetzten Normen nicht
entsprach.

Aufgrund der breiten Palette weiblichen "Schwachsinns" und des
mir vorliegenden Zahlenmaterials kann ich die Zahl der geistig be¬
hinderten Mädchen und Frauen, die nach dem GzVeN zwangssteri¬
lisiert wurden, nicht ermitteln. Erschwerend kommt hinzu, daß ein
großer Teil dieser Frauen dem "Euthanasieprogramm" zum Opfer
gefallen ist, also ermordet wurde.
Bock weist nach, daß die "Euthanasie" in Bezug auf die Frauen
keine qualitativ neue Stufe der rassenhygienischen Bevölkerungs-^Nazis war. Der Tod von "minderwertigen" Frauen sei

bei den Zwangsabtreibungen und -Sterilisationen
Politik der
v o n A n f a n g
billigend in Kauf genommen worden. So waren 90 %der bei den
Eingriffen oder an den Folgen Verstorbenen Frauen.
"Ihr Tod war nicht ein mißliches 'Nebenprodukt'einer 'nicht'auf
Mord abzielenden Geburtenpolitik, sondern geplanter und bewuß¬
ter Massenmord. Für Frauen war die Sterilisationspolitik nicht
Vorstufe sondern Beginn und erste Etappe der Massenmorde an
Frauen und Männern. (...) Für Tausende von Frauen war die ras¬
senhygienische Unterscheidung zwischen 'Fortpflanzungsauslese'
und 'Vernichtungsauslese'hinWUg" (Bock 1986,380).
Abschließend muß noch angemerkt werden, daß Frauen nicht nur
Opfer der Nazis waren, sondern auch zu Täterinnen wurden. So
waren sie z.B. KZ-Wärterinnen, von denen sich einige durch beson¬
dere Brutalität "auszeichneten", sie waren auch als giftspritzende
oder Nahrung verweigernde Krankenschwestern an der "Euthana-
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sie'' beteiligt und vor allem im Verwaltungsbereich - z.B. als Für­
sorgerinnen - an der Erfassung aller als abweichend empfundenen 
Individuen beteiligt, wodurch diese dann ihrer "Behandlung" zu­
geführt wurden. 

(Zwangs-)Sterilisation geistig behinderter Mädchen und Frauen in 
der Bundesrepublik Deutschland 

Die aktuelle Situation in der Bundesrepublik Deutschland ist ge­
kennzeichnet durch eine seit den 70er Jahren andauernde ökono­

mische Krise. Diese bewirkt zum einen eine ständig steigende Ar­
beitslosigkeit und zum anderen einen kontinuierlichen Abbau im 
sozialen Bereich und in der Gesundheitsversorgung. Gleichzeitig 
kann ein Wiedererstarken der Eugenik beobachtet werden. 

Die Politik, mit der angeblich die Auswirkungen der Krise auf dem 
Arbeitsmarkt aufgefangen werden soll, bedeutet für die Frauen ei­
ne immer konsequentere Vertreibung aus dem Erwerbsleben hin 
zum heimischen Herd. Ein Beispiel dafür ist das sog. "Erziehungs­
geld" von 600,-- DM monatlich, das seit dem 1.1.1986 an denjeni­
gen Elternteil gezahlt wird, der ein Jahr lang unter Verzicht auf die 
Berufstätigkeit das Kind versorgt. Theoretisch können also Männer 
und Frauen dieses Geld in Anspruch nehmen. In der Praxis werden 
es wohl hauptsächlich Frauen sein. Kinder werden traditioneller­
weise ohnehin von der Mutter versorgt und der finanzielle Verlust 
durch die Aufgabe der Berufstätigkeit wird bei Frauen in der Regel 
geringer sein als bei den Männern. Auch wurde das "Erziehungs­
geld'' speziell den Frauen damit "schmackhaft" gemacht, daß vor 
seiner Einführung das Mutterschaftsurlaubsgeld um ein Drittel ge­
kürzt wurde. Frau steht sich mit dem Erziehungsgeld jetzt besser 
als mit dem Mutterschaftsurlaubsgeld. Zwar beinhaltet die Erzie­
hungsgeldregelung das Freihalten des Arbeitsplatzes bis nach Ab­
lauf des Jahres. Dies wird sich jedoch langfristig zu Lasten der 
Frauen auswirken, denn Arbeitgeber werden kaum noch an der 
Einstellung von Frauen interessiert sein, wenn sie diesen im Fall ei­
ner Schwangerschaft ein Jahr lang den Arbeitsplatz freihalten müs­

sen. 

So trägt auch diese Maßnahme dazu bei, Frauen aus dem Erwerbs­
leben zu drängen. Ihre Perspektive ist die Arbeitslosigkeit, was in 
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den meisten Fällen zu einer Verarmung der Frauen führt. So waren
z.B. 1984 60 %aller Sozialhilfeempfänger Frauen.

Eine Ausweichmöglichkeit für diese Frauen sind Beschäftigungen,
bei denen sie meist nicht versichert sind, wie z.B. die Heimarbeit
am Bildschirm. Die wohl am häufigsten "gewählte" Möglichkeit
heißt Hausfrau und Mutter, woran man von Regierungsseite her
besonders in te ress ie r t i s t .

Von dort wird eine auf konservativer Familienideologie basierende
Bevölkerungspolitik mit der Tendenz "Gebären um jeden Preis
durchgesetzt. Erwünscht sind jedoch nur gesunde und deutsche
Kinder. Seit einigen Jahren mehren sich die Stimmen jener, die —
mal wieder —das Aussterben des deutschen Volkes bzw. seine

Überfremdung" befürchten (vgl. z.B. Heidelberger Manifest
1981). Auch heute wird noch —oder schon wieder —differenziert
in Frauen mit Gebärzwang -Gebärerlaubnis -Gebärverbot. Sol¬
len erstere mit allen Mitteln zum Gebären gebracht werden -eine
freiwillige Sterilisation wird ihnen z.B. fast unmöglich gemacht —,
müssen letztere damit rechnen, evtl, sogar mit Maßnahmen gegen
ihren Willen, wie etwa einer Zwangssterilisation, daran gehindert
zu werden. Hiervon sind vor allem psychisch und geistig behinder¬
te, also zumeist entmündigte und damit entrechtete, Frauen be¬
t r o f f e n .

t t

i t

Für die erwünschten Mütter gibt es einerseits "Bonbons" wie das
Erziehungsgeld und das "Babyjahr" der Rentenversicherung, ande¬
rerseits wird jedoch eine Hetzkampagne gegen die Abtreibung be¬
trieben und der §218, vor allem im Bereich der sozialen Indika¬
tion, immer mehr eingeschränkt. Die "soziale Notlage" wird auf ei¬
ne wirtschaftliche reduziert, und damit sich keine Frau mehr dar¬
auf berufen kann, wurde die "Stiftung Mutter und Kind" —die
Nazis hatten eine Stiftung mit fast dem gleichen Namen —einge¬
richtet. Ihr Ziel ist die Verhinderung von Abtreibungen durch das
Auszah len von Geld an werdende Müt ter mi t w i r tschaf t l i chen
Schwierigkeiten. Ihre Mittel sind jedoch knapp bemessen, und die
Zahlungen bewirken keine Sicherung der Existenz von Mutter und
Kind, so daß die Entscheidung von Frauen für oder gegen ein Kind
dadurch kaum beeinflußt wird.

Ein weiteres Beispiel für die Ideologie des "Gebären(s) um jeden
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Preis'' sind die neuen Reproduktionstechnologien, die auch sog. 
"unfruchtbaren" Frauen ermöglichen sollen, Kinder zu bekom­
men. Dieser Aspekt der Reproduktionstechnologen dient jedoch 
hauptsächlich zur Sicherung der sozialen Akzeptanz dieser Tech­
nologien. Ansonsten arbeiten die Reproduktionstechnologen mit 
Humangenetikern und Gentechnologen an der Herstellung des 
"perfekten" Menschen, der unter allen vorstellbaren Bedingungen 
einwandfrei tunktioniert und dem Staat keine Kosten verursacht. 
Alle drei Wissenschattszweige erfreuen sich großzügiger Unterstüt­
zung durch den Staat; es werden weder Kosten noch Mühen ge­
scheut, um Abweichungen von der Norm, z.B. Erbkrankheiten, 
auszurotten. 

1 mmer mehr Krankheiten werden auf "defekte" Genstrukturen zu­
rückgeführt und somit als anlagebedingt eingestuft. Gleichzeitig 
werden neue Methoden zum Erkennen von Erbkrankheiten ent­
wickelt, wobei der Rahmen dessen, was man als "Erbkrankheit" 
deklariert, immer weiter gesteckt wird. Es wird versucht, Metho­
den zu entwickeln, mit denen man diese genetischen Abweichun­
gen schon am Embryo "heilen" kann (Gentherapie). Dafür werden 
die "übriggebliebenen" Embryonen der Reproduktionstechnolo­
gen benötigt, die Wissenschaftler arbeiten hier sozusagen Hand in 
Hand. 

Auch die Methoden der pränatalen Diagnostik - also das Erken­
nen von Abweichungen schon vor der Geburt - werden ständig 
verbessert. War es bisher mit der Amniozentese erst ab der 15. 
Schwangerschaftswoche möglich, Aussagen über die Beschatfen­
heit des sich entwickelnden Kindes zu machen ist dieser Zeit­
punkt heute durch die Chorionzottenbiopsie bis 

1

in die 7. Woche 
vorverlegt. Bei der Amniozentese wird mit einer Hohlnadel, die un­
ter ständiger Ultraschallkontrolle durch die Bauchdecke der Frau 
in die Gebärmutter gestoßen wird, etwas Fruchtwasser entnom­
men. Im Fruchtwasser befinden sich abgeschilferte Zellen des Fö­
tus, mit denen Zellkulturen angelegt werden. Vor der 15. Schwan­
gerschaftswoche sind dafür jedoch noch nicht genügend Zellen im 
Fruchtwasser vorhanden. Bei der Chorionzottenbiopsie ist man auf 
das Vorhandensein dieser Zellen nicht mehr angewiesen. Hierbei 
wird - ebenfalls unter Ultraschallkontrolle - ein Katheter in die 
Vagina eingeführt und damit Zellen aus der den Embryo umgeben­
den Membran, dem Chorion, entnommen. Die so gewonnenen Zel-
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len können auch wesentlich schneller auf mögliche genetische De¬
fek te h in un te rsuch t werden a l s d ie be i de r Amn iozen tese en tnom¬
menen, da mit ihnen keine Kultur angelegt werden muß.

Durch die Verfeinerung und immer breitere Anwendung der Me¬
thoden wächst auf die Frauen der Druck, diese auch in Anspruch
zu nehmen. Die Ärzte sind verpflichtet, schwangere Frauen ab 35
auf diese Untersuchungsmethode hinzuweisen. Im Herbst 1986
wurde z.B. eine Bremer Frauenärztin zu lebenslanger Unterhalts¬
zahlung für ein Mädchen mit Down-Syndrom verurteilt, weil sie
dessen Mutter vor der Geburt nicht eindringlich genug zur Amnio¬
zentese geraten hatte, obwohl sie bereits 35 Jahre alt war. Im Ur¬
teil wurde das Kind zu einem Schadensfall, der verhindert hätte
werden können. In naher Zukunft wird vielleicht keine Frau diese
Untersuchungen mehr verweigern können. So gibt es z.B. Überle¬
gungen, Mütter für durch "Fahrlässigkeit" an ihren Kindern ent¬
standene "Schäden" haften zu lassen. "Fahrlässigkeit" wäre es
dann unter Umständen auch, die pränatale Diagnostik zu verwei¬
gern und ein behindertes Kind zur Welt zu bringen. Es könnte be¬
deuten, daß der Staat und die Krankenkassen sich weigern, für die¬
ses Kind aufzukommen. Aus den USA wird bereits berichtet, daß
Müttern von Kindern mit Down-Syndrom die Sozialhilfe für diese
mit der Begründung verweigert werden kann, daß die Geburt dieser
Kinder hätte vermieden werden können. Die Krankenkassen inter¬
essieren sich schon aus finanziellen Erwägungen für eine verstärkte
Inanspruchnahme der pränatalen Diagnostik. Zugrunde liegt eine
klare Kosten-Nutzen-Analyse: lieber viele, relativ billige, vorge¬
burtliche Untersuchungen bezahlen als die Folgekosten für die be¬
hinderten Kinder, die geboren werden. So werben die Krankenkas¬
sen in ihren Hauspostillen eifrig für die Methoden der pränatalen
Diagnostik nach dem Motto: "Behinderung kann man vermeiden",
was so natürlich gar nicht stimmt.

Wurde eine pränatale Untersuchung vorgenommen und dabei fest¬
gestellt, daß das Kind voraussichtlich behindert sein wird, so be¬
steht bereits heute ein sozialer "Zwang" zur Abtreibung dieser
defekten" Föten. Hier wird ganz klar eine Grenze zwischen le¬

benswert und lebensunwert gezogen.

Die Humangenetischen Beratungsstellen sind auch in anderer Hin¬
sicht von Bedeutung: Sie arbeiten an einer erbbiologischen Erfas-

n
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sung der gesamten Bevölkerung, die dann mit weiteren Gesund­
heitsdaten der einzelnen Personen kombiniert wird. So werden Da­
ten aus den Bereichen der Psychiatrie, Krebsregister, Behinderten­
fürsorge und vielen anderen herangezogen. Meldungen über Miß­
bildungen bei Neugeborenen werden bereits zentral beim Statisti­
schen Bundesamt in Wiesbaden ausgewertet. Dank der schon vor­
handenen Computerisierung und Verdatung ist zu befürchten, daß 
diese "Erbgesundheitskartei" wesentlich genauer und umfassender 
sein wird als die seinerzeit von den Nazis angestrebte. Dasselbe 
wird auch für die Möglichkeiten des staatlichen Zugriffs auf den 
einzelnen zutreffen. 

Alle diese Entwicklungen haben einen ✓-Mythos der Machbarkeit" 

aufgebaut. Es wird suggeriert, daß die Geburt behinderter Kinder

heutzutage vermieden werden kann. Abgesehen davon, daß dies 
nicht stimmt, denn die meisten Behinderungen entstehen nicht 
aufgrund genetischer "Defekte", sondern durch Umwelteinflüsse, 
bewirkt dieser Mythos zweierlei: Das Problem der Behinderung 
wird individualisiert und seiner gesellschaftlichen Dimensionen be­
raubt. Der Wert behinderten Lebens ist gewaltig am Absinken, es 
wird zunehmend diskriminiert 1,;nd stigmatisiert. So gibt es in letz­
ter Zeit wieder verstärkt Diskussionen um den "Wert" kranken 
oder behinderten Lebens, so z.B. in der Sterbehilfe-Diskussion 
oder in der Diskussion darum, für wen der Einsatz kostspieliger ln­
tensivmedizin künftig noch in Frage kommen soll. Hierbei bedient 
man sich in steigendem Maße wieder der Kosten-Nutzen-Analysen. 
Es tauchen auch immer wieder Berichte und Meldungen über das 
"liegenlassen" behinderter Neugeborener auf. ( "liegenlassen" be­
deutet hier, daß man die Kinder so lange unversorgt läßt, bis sie 
sterben.) 

Gleichzeitig wird im Behindertenbereich mehr und mehr gekürzt. 
So sollen Eltern wieder stärker für die Unterbringung ihrer Kinder 
in stationären oder halbstationären Einrichtungen aufkommen. 1 n 
diesen Einrichtungen wird andererseits der Personalschlüssel immer 
weite r herabgesetzt, so daß statt "Förderung" nur noch "Verwah­
rung" praktiziert werden kann. 

Vor d
i

esem H
i

nterg rund ist es nicht ve rwunderlich, daß die Sterili­
sation geistig behinderter Frauen - denn um diese geht es im we­
sentlichen - bzw. die Legalisierung der gängigen Praxis immer 
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mehr gefordert wird. Die gängige Praxis ist, daß jährlich Hunderte,
vielleicht sogar Tausende geistig behinderter Mädchen —zumeist
o h n e i h r W i s s e n — s t e r i l i s i e r t w e r d e n . D a d i e s e S t e r i l i s a t i o n e n w e ¬

der mit Wissen noch auf Wunsch der Betroffenen vorgenommen
werden, kommt diese Praxis schon sehr in die Nähe von Zwangs¬
s t e r i l i s a t i o n e n .

Seit 1972 gab es mehrere Vorstöße seitens der großen Träger im
Bereich der Versorgung geistig Behinderter —vor allem der Inne¬
ren Mission und der Lebenshilfe —, die Legalisierung der (Zwangs-)
Sterilisation geistig behinderter Menschen durchzusetzen. Bis heu¬
te hatten diese Bemühungen keinen Erfolg. Unter den sich ver¬
schärfenden allgemeinen ökonomischen Bedingungen und der zu¬
nehmenden Behinder tenfe ind l ichke i t sowie e iner konservat iven
Regierung ist aber zu befürchten, daß die Legalisierung der
(Zwangs-)Sterilisation demnächst möglich sein wird.

Die meisten Gesetzentwürfe oder sonstigen Stellungnahmen zur
Sterilisation geistig behinderter Menschen sind sprachlich ge¬
schlechtsneutral gehalten. Dies gilt auch für die gesamte behinder¬
tenpädagogische Literatur zu diesem Thema. Es zeigt sich jedoch,
daß die geistig behinderten Mädchen und Frauen am stärksten be¬
t r o f f e n s i n d :

denn das Problem von Gebärzwang —Gebärerlaubnis —Ge¬
bärverbot betrifft ausschließlich Frauen. Da auch für die Schwan¬
gerschaftsverhütung in unserer Gesellschaft die Frauen verantwort¬
lich sind, kann davon ausgegangen werden, daß sich der ideologi¬
sche und moraiische Druck (...) und die konkreten Maßnahmen —
v.a. (Zwangs-)Steriiisation —faktisch primär gegen Frauen richten,
auch wenn geschlechts'unspezifisch' von Behinderten allgemein die
Rede ist". (Schildmann 1983,65)
Forderungen nach der "Folgenlosigkeit" der sexuellen Beziehun¬
gen geistig behinderter Menschen haben somit immer die Verhin¬
derung der Empfängnis- und nicht der Zeugungsfähigkeit und dem¬
zufolge die Frauen und Mädchen im Blick.

Selten wird in aller Deutlichkeit gesagt, daß es hier nur um die
weiblichen geistig Behinderten geht. In der Begründung zum Re¬
formentwurf des §226 StGB (vorsätzliche Körpen/erletzung) der
FDP/SPD von 1972 heißt es:
"Aus der ärztlichen und gerichtlichen Praxis sowie der Soziaiarbeit
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ist der Wunsch nach einer Vorschrift laut geworden, die die Sterili­
sation schwachsinniger Frauen auch dann zuläßt, wenn die straf­
rechtliche Einwilligungsfähigkeit infolge des Schwachsinns ausge­
schlossen ist". (Bundestagsdrucksache Vl/3434, 41) 

Im genannten Entwurf wurde von einer solchen Regelung Abstand 
genommen, da die "Gefahr des Mißbrauchs" gesehen und gearg­
wöhnt wurde, daß sich 
"der gesetzliche Vertreter und der Pfleger bei ihrer Einwilligung 
nicht nur vom Wohl der Betroffenen, sondern von sachfremden 
Gesichtspunkten leiten lassen. Ein sachfremder Gesichtspunkt wä­
re z.B. das Interesse der Angehörigen oder der öffentlichen Haus­
halte, Aufwendungen für den Unterhalt künftiger Nachkommen 
einzusparen". ( ebd .) 
Auch hier wieder die "neutrale" Sprache, obwohl es eindeutig um 
Frauen geht. Dieser Gesetzentwurf, der jegliche freiwillige Sterili­
sation erst ab dem 25. Lebensjahr zulassen wollte, rief sowohl 
beim Diakonischen Werk, dem die Innere Mission angeschlossen 
ist, als auch bei der Lebenshilfe heftigen Protest hervor. Statt der 
erhofften Legalisierung hätte dies nämlich die Kriminalisierung der 
gängigen Praxis bedeutet. So forderte das Diakonische Werk in sei­
ner Stellungnahme zu dem o.g. Gesetzentwurf, daß 
"'die Möglichkeit der Sterilisation geistig behinderter Menschen 

beiderlei Geschlechts ohne Altersbeschränkung im Einzelfall unter 
bestimmten und begrenzten Voraussetzungen erhalten bleibt, bzw. 
geschaffen wird". (Diakonisches Werk, in: Pro Familia, Informa­
tionen, Mai 1976, 18) 
Dies weist u.a. auf die skandalöse Praxis hin, daß auch heute gei­
stig behinderte Mädchen schon sehr jung sterilisiert werden. So 
wurde in der Panorama-Sendung am 2.10.1984 ein Mädchen vorge­
stellt, das bereits mit elf Jahren sterilisiert worden war. Eine derar­
tige Vorgehensweise berücksichtigt in keinster Weise die Entwick­
lungsfähigkeit geistig behinderter Menschen. Sie schreibt vielmehr 
fest, daß sie keine haben, und aufgrund dieses Vorgehens wird die 
Entwicklungsfähigkeit dann auch stark eingeschränkt. Ein Mensch, 
dem jeder verantwortliche Umgang mit Verhütungsmitt eln oder 

gar mit Kindern abgesprochen wird und den man deshalb in der 
Kindheit sterilisiert, wird kaum noch eine Erziehung erhalten, die 
ihm die genannten Fähigkeiten vermittelt. So stellt die frühzeitige 
Sterilisation geistig behinderter Mädchen fü r Lehrer und Angehöri­
ge eine ungeheure Vereinfachung dar. Bei diesen Mädchen braucht 
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sich keiner mehr Gedanken um Aufklärung und dergleichen zu ma¬
chen, es kann ja "nichts mehr passieren". Die (Zwangs-jSterilisa-
tion geistig behinderter Mädchen wird so zum 'Teil eines Betreu¬
ungskonzeptes" (Geistige Behinderung 1/85, 11) in dem "der alte
Wunsch der Fürsorge nach pflegeleichten Behinderten in Erfül¬
lung" geht (Sierck 1985). Die Gründe, die für die (Zwangs-)Sterili-
sation geistig behinderter Mädchen und Frauen angeführt werden,
sind im wesentlichen überall die selben. Exemplarisch hierfür ist
die Stellungnahme des Diakonischen Werkes, die folgende Gründe
n e n n t :

die Erkenntnis, daß die stimulierenden Anreize, denen Behin¬
derte unter dem 'Normalisierungsprinzip'ausgesetzt sind, nur
teilweise gesteuert werden können,

—der ungenügende Schutz durch Antikonzeptionsmittel,
—das Unvermögen, verantwortliche Elternschaft zu praktizieren,
—die Gefahr folgenschweren Mißbrauchs durch Nichtbehinder¬

te". (Diakonisches Werk, in: Pro Familie Information, Mai
1976,19)

Ich möchte hier vor allem auf den letzten "Grund" für die Sterili¬
sation geistig behinderter Mädchen und Frauen eingehen, da die r̂
besonders frauenfeindlich ist. Dies ist nichts anderes als die —im
vorangegangenen für den Nationalsozialismus bereits beschriebe¬
ne —Festschreibung der männlichen Gewalt gegen Frauen und der
weiblichen Opferrolle. Die Wahrscheinlichkeit der Gewalt nimmt
mit der angenommenen oder wirklichen Hilflosigkeit des Opfers
zu. Geistig behinderte Mädchen gelten als besonders hilflos und
sind demzufolge wahrscheinlich relativ oft das Opfer männlicher
Gewalt. Es ist empörend, daß zu ihrem "Schutz" nichts anderes
getan wird, als sie einzusperren oder sterilisieren zu lassen; beides
schwere Eingriffe in das Leben dieser Mädchen.

Geschützt werden hier nur die Vergewaltiger vor dem Sichtbanwer¬
den und damit vor den Folgen ihrer Taten. Die Mädchen jedoch
werden zum "Freiwild" für die sog. "normalen" Männer, die ihre
Triebe nicht kontrollieren können. Vom Mißbrauch durch geistig
behinderte Männer ist interessanterweise nie die Rede, obwohl
doch gerade diesen immer unterstellt wird, daß sie ihren Trieb
nicht im Griff haben!

Aber auch Einsperren ist nur ein unzureichender Schutz gegen
Mißbrauch. Untersuchungen haben ergeben, daß sexueller Miß-
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brauch und Vergewaltigungen in den seltensten Fällen von völlig 
fremden Männern begangen werden. Die Täter sind vielmehr im 
Freundes- und Bekanntenkreis und in der Familie zu finden (vgl. 
Kavemann/Lohstöter 1984, 29). Bei geistig behinderten Mädchen, 
die im Heim leben, kommt hier vor allem das männliche Personal 
in Betracht (vgl. Ewinkel u.a. 1985, 110). 

Erschreckend ist auch der Umgang mit vergewaltigten geistig be­
hinderten Mädchen. So wird in der Lebenshilfezeitung 2/83 ein 
Fall geschildert, bei dem der Verteidiger des Mannes auf Frei­
spruch plädierte, was in Vergewaltigungsprozessen nichts Unge­
wöhnliches ist. Ungewöhnlich war hier nur die Begründung, "das 
geistig behinderte Mädchen (habe) unter der Tat nicht gelitten" 
( LHZ 2/83, 4). Dies ist an Zynismus und Anmaßung kaum noch 
zu überbieten. 

Die selbstverständliche Hinnahme und Akzeptanz dieser Gewalt­
ausübung findet sich auch in der behindertenpädagogischen Litera­
tur. Das führt dort zu Äußerungen wie der bereits erwähnten von 
Holzinger, wonach der Mißbrauch geistig behinderter Mädchen 
durch "gesunde" Erwachsene nur durch ständige Kontrolle zu ver­
meiden sei. Kontrolliert werden nach dieser Logik natürlich nicht 
die Männer, sondern die Mädchen. Diese Kontrolle kann dann wie­
derum Asylierung bedeuten, hier drängt sich der Vergleich mit der 
weiter vorne beschriebenen Diskussion dieses Themas im "Dritten 
Reich" geradezu auf. 

Frau Egg will dem drohenden Mißbrauch dadurch entgegenwirken, 
daß niemand - auch die Mädchen selbst nicht - von der Sterilisa­
tion erfährt. Man operierte die Mädchen in aller Stille "am Blind­
darm''; daß die Mädchen belogen werden, sei nicht weiter 
schlimm, denn sie verstünden die Tragweite des Eingriffs ohnehin 
nicht (Egg 1975, 43). Diese Praxis der "Blinddarm-Operation" 
scheint weit verbreitet zu sein. Rolf Hendricks, Vorstandsmitglied 
der Lebenshilfe Hamburg, schätzt, daß 80 % der Mädchen vor dem 
Eingriff nicht über diesen aufgeklärt werden. 

Weder seitens der Verbände noch seitens der Pädagogen fühlt man 
sich veranlaßt, den sexuellen Mißbrauch geistig behinderter Mäd­
chen und Frauen öffentlich zu machen oder dagegen anzugehen. 
Geistig behinderte Frauen haben eben kein Lobby. So sind sie in 
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dieser Angelegenheit doppelt die Dummen: Zum einen werden sie
dem nicht ungefährlichen Eingriff ausgesetzt und zum anderen
wird ihr sexueller Mißbrauch in keinster Weise verhindert, sondern
n o c h a l s G r u n d f ü r d i e S t e r i l i s a t i o n b e n u t z t . Z u s ä t z l i c h w i r d d i e s e r
Mißbrauch noch als Legitimation für das Belügen der Mädchen, das
Sich-Nicht-Auseinandersetzen mit ihrem eventuel len Widerstand,
benutzt. Aber: jemand, der nichts von seiner Sterilisation weiß, ist
nicht freiwillig sterilisiert worden. So liegt es nahe, in diesen Fällen
an Zwangssterilisation zu denken. Äußerst problematisch ist auch
die von der Lebenshilfe vorgeschlagene pädagogische Beeinflussung
eventuellen Widerstands seitens der Behinderten. Diese kann m.E.
genauso als Zwang wirken wie körperliche Gewalt.

Die Befürworter einer gesetzlichen Regelung der (Zwangs-)Sterili-
sation geistig behinderter Mädchen bestreiten hartnäckig, daß eine
solche die Gefahr des Mißbrauchs beinhaltet. Sie meinen, wenn ge¬
nügend amtliche Stellen beteiligt würden, wie z.B. das Vormund¬
schaftsgericht und eine ärztliche Gutachterstelle, wäre ein "Miß¬
brauch wie in den Jahren des NS-Regimes" (Diakonisches Werk,
18) nicht möglich. Am Beispiel der humangenetischen Beratungs¬
stelle in Hamburg-Barmbeck kann jedoch gezeigt werden, wie flie¬
ßend die Übergänge sind von Sterilisationsempfehlungen für "wirk¬
lich" geistig behinderte Mädchen und solche, die in irgendeiner
Weise auffällig sind und deshalb z.B. als psychotisch bezeichnet
werden. Von derartigen Stigmatisierungsprozessen sind Frauen
wiederum stärker betroffen als Männer.
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(ZWANGS-)STERILISATION AM BEISPIEL
D E R I N N E R E N M I S S I O N
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Die Innere Mission ist einer der größten Träger von Einrichtungen
für geistig behinderte Menschen im stationären Bereich in der Bun¬
desrepublik Deutschland. So hatte sie nach eigenen Angaben 1974
117 Einrichtungen, in denen ca. 31.000 Behinderte betreut wur¬
den. Die Innere Mission blickt auf eine mehr als einhundertdreißig¬
jährige Geschichte zurück, hat also sowohl vor als auch während
u n d n a c h d e m " D r i t t e n R e i c h " b e s t a n d e n .

G e s c h i c h t e d e r I n n e r e n M i s s i o n

Die Innere Mission entwickelte sich auf der Basis von Pietismus,
Erweckungstheologie und Rettungshausbewegung. Die Rettungs¬
häuser waren Institutionen für straffällig gewordene oder verwahr¬
loste männliche Kinder und Jugendliche, die durch die Bekehrung
zum Evangelium "gerettet" werden sollten.

Das erste Rettungshaus was das von Johann Hinrich Wiehern 1832
in Hamburg gegründete "Rauhe Haus". Wiehern ist auch der Be¬
gründer der Inneren Mission, der Begriff als solcher wurde von ihm
zum ersten Mal 1843 benutzt. Die Innere Mission sollte eine nach
innen gerichtete Heidenmission sein und die "Rechristianisierung
und Evangelisierung des Volkes" (Olk/Heinze 1981, 238) bewir¬
ken. Wiehern und mit ihm andere hatten als Ursache für die zuneh¬
mende Verelendung, vor allem der Arbeiter, die Abkehr vom Glau¬
ben und die "Versündigung gegen die göttlichen Stiftungen, Fami¬
lie, Staat und Kirche" (Störmer 1985, 10) ausgemacht. Aus ihrer
elenden Situation konnten sie sich folglich nur durch die Rückkehr
zum Glauben retten.

So wurde die Idee der "rettenden Liebe" zur "aktivistisch-offensi-
ve(n) Kreuzzugstheologie" (Olk/Heinze 1981, 242) für die Innere
Mission. Mit dieser war "zunächst keine zu schaffende Organisa¬
tion gemeint, sondern eine innere Missionsbewegung innerhalb der
evangelischen Kirche", ein "Plan, die christlichen Vereine zu einer
inneren Missionsbewegung zusammenzuschließen" (ebd.,238).

Die Gründung der Inneren Mission durch Wiehern erfolgte 1848
auf dem ersten Kirchentag in Wittenberg. Die Kirche hatte sich
durch die vorrevolutionären Unruhen verunsichert gefühlt, denn
bei einer Revolution hätte der Adel seine gesellschaftliche Position

7 3



und die Kirche damit ihre Führung eingebüßt. Als Absicherung 
sollte auf dem Kirchentag eine einige deutsche Kirche gegründet 
werden. 

Dort hielt Wiehern seine berühmt gewordene "Stehgreifrede", die 
dort durchschlagenden Erfolg hatte. 1 n ihr stellte Wiehern Wortver­
kündungen und "rettende Liebe" gegen Kommunismus und Athe­
ismus, die für ihn die Verkörperung des Antichristlichen darstell­
ten. Der Kampf des Antichrist mit dem Göttlichen war nach seiner 
Auffassung die treibende Kraft der Weltgeschichte. 

Einige Monate später wurde in Berlin der Centralausschuß für In­
nere Mission gegründet. Seine Mitglieder, die nicht gewählt, son­
dern durch Kooptation (6) berufen wurden, waren höhere Ministe­
rialbeamte, Adelige und Pastoren. Mit dieser Vorgehensweise si­
cherte sich die Innere Mission eine einflußreiche Lobby. 

Die Innere Mission war von Anfang an hierarchisch aufgebaut und 
zentralistisch ausgerichtet. 
✓'An der Spitze steht der Zentralausschuß, er ist nicht etwa von der 
Basis im Zusammenschluß von unten nach oben gebildet worden, 
sondern er hat sich - quasi selbst ernannt - von oben als Dach 
über die Basiseinrichtungen geschoben". (Olk/Heinze 1981, 249) 
Trotz dieses zentralistischen Aufbaus blieben die Basiseinrichtun­
gen autonom. 

In der darauffolgenden Zeit wurde die Innere Mission - von oben 
nach unten - ausgebaut; es entstanden Provinzial- und Stadtverei­
ne für Innere Mission. Die "ldiotenanstalten" - wie sie damals hie­
ßen - die sich bis dahin isoliert entwickelt hatten, schlossen sich 
bis Ende der 50er Jahre des vorigen Jahrhunderts der Inneren Mis­
sion an. Der Zusammenschluß der Anstalten war jedoch noch 
recht lose, die Kontakte bestanden hauptsächlich im Austausch 

von Jahresberichten und Arbeitsmaterialien. 

Nach der in der Inneren Mission vertretenen Auffassung repräsen­

tierte der Hilfebedürftige das Böse, der Helfende war dagegen ein 

Vertreter Gottes. Wer hilfebedürftig war, hatte gesündigt und muß­

te vom Helfer zum Glauben zurückgeführt werden. Dies war die

Idee der "rettenden Liebe". Der Hilfebedürftige wurde so zum Ob­

jekt der Fürsorge und Hilfe zum Selbstzweck, denn selbstverständ-
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lieh erhöhte sich der Helfer durch die "Rettung" Sündiger selbst.
Die "rettende Liebe" individualisierte das Vorgefundene Leid, sei¬
ne Ursachen wurden nicht in sozialen Bedingungen gesucht. Dem¬
entsprechend kümmerte sich die Innere Mission auch hauptsäch¬
lich um das Wohlergehen der Seelen und nicht um die Verände¬
rung von Lebensbedingungen. Die Arbeit mit "Idioten" hatte so
ihre Motivation in der "werktätigen Menschenliebe" bzw. in "ei¬
nem Herz voller barmherziger Liebe" (Störmer 1985,12). Die Er¬
ziehungsziele für die "Idioten" bestanden in schlichter Frömmig¬
keit und der Ausbildung des Gemütslebens, was gleichbedeutend
mit Pflege der Gottesliebe war. Auch geschlechtsspezifische Erzie¬
hungsziele wurden verfolgt, so sollten z.B. die Mädchen "das Die¬
nen lernen" (ebd., 13). Die Aufgabe der "rettenden Liebe" galt als
beendet, wenn der "Idiot" sich im bürgerlichen Leben nützlich ma¬
c h e n k o n n t e .

Die Arbeit des Centralausschusses (CA) hatte in der Anfangszeit
ihren Schwerpunkt in der Förderung der Rettungshäuser, von de¬
nen zwischen 1849 und 1852 ungefähr einhundert neue gegründet
wurden. Da sich die Innere Mission, die sich nur durch Spenden fi¬
nanzierte, permanent in Geldschwierigkeiten befand, wurden 1854
sog. "Hilfsvereine" gegründet. Ihre einzige Aufgabe b^and darin,
Gelder für die Innere Mission zu beschaffen. Ab 1858 fanden alle
zwei Jahre Kongresse für Innere Mission statt.

Die "Idiotenanstalten" schlossen sich 1874 unter der Leitung von
Sengelmann, der den Alsterdorfer Anstalten Vorstand, zur "Konfe¬
renz für Idioten-Heil-Pflege" zusammen, aus der später die "Kon¬
ferenz der Vorsteher evangelischer Idiotenanstalten" (7) wurde.
Sengelmann war es auch, der 1885 das erste Innere Mission-interne
Lehrbuch zur "Idiotenerziehung" veröffentlichte. In seinem "Idio¬
tenphilus" nahm er zwar auch Gedanken von Seguin, Georgens
und Deinhardt auf, jedoch nicht deren Überzeugung von der Bild-
barkeit aller Menschen. In der Inneren Mission hat Solliers "Der
Idiot und der Imbezille" mit den darin postulierten Dogmen der
Unerziehbarkeit, Unbildbarkeit und Unverständlichkeit mehr An¬
klang gefunden. An diesen Dogmen wurde lange festgehalten,
sichtbares Zeichen dafür war die Differenzierung in Erziehungsan¬
stalten für die bildbaren und Pflegeanstalten für die nicht bildbaren
Idioten. Die Schwerbehindertenstationen heutiger Anstalten sind
die Überreste dieser Differenzierung.
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Gegen Ende des 19. Jahrhunderts fanden immer mehr biologi�i­
sche Theorien Aufnahme in die evangelische ldiotenerziehung, in 
deren Folge z.B. Idiotie als Degenerationserscheinung gesehen wur­
de. So bereitete es der Inneren Mission keine großen Schwierigkei­
ten, sich mit Sozialdarwinismus, Rassismus und Eugenik anzu­
freunden. 

Anfang des 20. Jahrhunderts war ein starker Zuwachs an "ldioten­
anstalten" zu verzeichnen. Waren es 1902 noch 32 gewesen, waren 
es 1913 schon 183 Anstalten geworden. 

Die Innere Mission als Ganzes durchlief zwischenzeitlich einen ln­
stitutionalisierungs- und Organisierungsprozeß. Mit der Satzungs­
änderung von 1878 wurde die Hoffnung auf die Evangelisierung 
des gesamten Volkes aufgegeben. Olk und Heinze bezeichnen die­
ses Vorgehen als "schrittweise Revision der ursprünglichen Zwecke 
der Inneren Mission" (Olk/Heinze 1981, 251 ). Gleichzeitig erfolg­
te eine organisatorische Straffung, die zur Stärkung des zentra­
listisch-hierarchischen Elements führte. Die Organisationsstruktur 
der Inneren Mission differenzierte sich immer mehr aus. Zwischen 
1876 und 1921 wurden acht Fachverbände gebildet, für die "ldio­
tenanstalten'' war der Fachverband "männliche und weibliche Dia­
konie, Kranken- und Pflegeanstalten, Erholungsheime" (ebd., 252) 
zuständig. 

Nach und nach nahm die Innere Mission auch Lobbytätigkeiten 
bei Gesetzgebungsprozessen auf und gewann dort immer mehr an 
Einfluß. Sie wurde, wie andere Vertreter der privaten Wohltätig­
keit auch, staatlicherseits immer mehr als Vertreterin der Betroffe­
nen, die selbst nicht an Entscheidungsprozessen beteiligt wurden, 
angesehen. Dabei wurde das Handeln der Inneren Mission auch 
durchaus von eigennützigen Motiven geleitet. So hatte z.B. das Ge­
setz über Fürsorgeerziehung von 1901, das das Zwangserziehungs­
gesetz ablöste, die Sicherung der Klientel der Inneren Mission in 
den Rettungshäusern zur Folge. Im Zuge dieser Entwicklung wur­
den die privaten Wohltätigkeitsverbände - und mit ihnen die Inne­
re Mission - mehr und mehr "zu legitimen Kooperationspartnern 
einer zentralen ministeriellen Wohlfahrtspolitik" (Olk/Heinze 
1981, 255). 

Der Erste Weltkrieg, dem eine "vorbehaltlose Bejahung des Raub-
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krieges" (Störmer 1985, 15) seitens der Inneren Mission vorausge¬
gangen war, brachte den Kirchen mit dem Sturz der Monarchie
auch den Verlust ihrer hührung. Obwohl sie versuchten, sich in der
Demokratie der Weimarer Republik so gut wie möglich einzurich¬
ten, konnten die Kirchen doch kein positives Verhältnis zu ihr ent¬
w i c k e l n .

Trotzdem ging die Institutionalisierung der Inneren Mission in die¬
ser Zeit weiter. Sie fand ihren vorläufigen Abschluß 1921 mit dem
Kongreß von Breslau, auf dem eine neue Satzung verabschiedet
wurde, die den Centralausschuß zum Führungsorgan der Inneren
Mission machte. Olk und Heinze fassen die Entwicklung der Inne¬
ren Mission folgendermaßen zusammen:
"Stand am Beginn eine tose Vereinigung charismatischer Führer,
die als 'berufene Erneuerer' der Kirche ihre 'Mission' im ganzen
Volk verbreiten und die erst im Entstehen begriffene christliche
Liebestätigkeit auf breiter Ebene fördern wollten, so stellt der
Zentralausschuß am Ende dieser Entwicklung eine mit Entschei¬
dungsgewalt ausgestattete bürokratische Leitungsinstanz dar, die
ein komplexes Gefüge von funktional gegliederten, arbeitsteilig or¬
ganisierten und in Ansätzen professionalisierten Einrichtungen und
Aktivitäten verwaltet". (Olk/Heinze 1981,262).
Die Grundideen des Protestantismus im Deutschland der 20er Jah¬
re waren: Obrigkeitsgehorsam, Vaterlandsliebe und Volkstums¬
ideologie. Zusammen mit den bereits beschriebenen Schwierigkei¬
ten, die die evangelische Kirche mit der Weimarer Republik hatte,
ergab sich daraus eine starke Empfänglichkeit für die Ideen des Na¬
tionalsozialismus. Dieser aktivierte den Patriotismus und Nationa¬
lismus der Kirchenmänner, zumal sie den Nazis unterstellten, sie
hätten "ein positives festes Verhältnis zum Christentum"! Dibelius,
zit. nach Störmer 1985, 16). Bezüglich der Anstalten stellt Stör¬
mer die These auf,
"daß sämtliche reaktionären Ansätze im Bereich der Psychiatrie
und der Pädagogik, die in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahr¬
hunderts ausformuliert wurden, in der Folgezeit modifiziert und
ausgestaltet werden, haltlos in den Faschismus hinübergieiten".
(Störmer 1985,17)
Die Stellung der Inneren Mission im Nationalsozialismus —vor al¬
lem hinsichtlich des GzVeN —werde ich später noch ausführlich
b e h a n d e l n .

7 7



Für die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg stellt Jantzen eine "ideo­
logische Persistenz" (Jantzen 1984, 113) in der evangelischen 
Heimerziehung fest. Er verdeutlicht dies an Veröffentlichungen 
aus den späten 50er Jahren. Hier ist immer noch die Rede davon, 
daß der Mensch von Geburt an böse ist und durch Verkündung 
und Erziehung, die Strafe und Zucht unabdingbar enthält, gerettet 
werden muß. "Verwahrlosung" wird mit individuellen Problemen 
erklärt, die sozialen Bedingungen und deren mögliche Veränderung 
finden keine Beachtung. 

Ebenso hartnäckig hielt sich die Vorstellung von der Unerziehbar­
keit und Unbildbarkeit bestimmter behinderter Menschen. Erst für 
die 70er Jahre stellt Jantzen eine diesbezügliche Liberalisierung 
fest: "Kein generelles Zuschreiben negativer Merkmale, Annahme 
gener�!ler Entwicklungsfähigkeit, Plädoyer für ein Miteinander 
statt Ubereinander'· (ebd., 120). Allerdings endet die Liberalität 
dort, wo die Notwendigkeit von Anstalten in Frage gestellt wird. 
1978 hatte das Diakonische Werk es so ausgedrückt: 
"Nachdem Vorurteile gegenüber Heimen und Anstalten überwun­
den sind und der Blick wieder dafür frei geworden ist, daß durch 
eine geistige Behinderung auch unüberwindbare Schranken und 
Grenzen gesetzt sind, wird heute von niemandem mehr ernsthaft 
die These bestritten: Die Heime und Anstalten brauchen die Tages­
stätten, und umgekehrt brauchen die offenen und halboffenen 
Einrichtungen die stationären". ( Diakonisches Werk 1978, 112) 
Zur derzeitigen Diskussion um die ambulante Versorgung behin­
derter Menschen argumentierte das Diakonische Werk 1983: 
"( ... ) ist eine Rückbesinnung auf das Positive im Konzept der 
Großeinrichtungen berechtigt und sinnvoll, damit nicht in einseiti­
ger, ausschließender Betrachtungsweise reale Chancen übersehen 
werden". (zit. nach Störmer 1985, 2) 
Störmer interpretiert diese Argumentation als "Modernisierung ei­
nes überholten Konzeptes, um es in die Zukunft hinüber zu ret­
ten" ( ebd ., 3). 
Die Innere Mission - heute im Diakonischen Werk organisiert - ist 
nach der Caritas der zweitgrößte Arbeitgeber im Behindertenbe­
reich der Bundesrepublik Deutschland. Dabei bieten die Wohl­
fahrtsverbände keine zusätzlichen Leistungen zu den staatlichen, 
vielmehr ist die Klientel zwischen beiden per Absprache aufgeteilt. 
"Der von Verbandsfunktionären und einigen Sozialpolitikern im­
mer wieder beschworene Unterschied zwischen behördlicher und 
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und verbandUcher Sozialarbeit erweist sich so als Fiktion". (Olk/
Heinze 1981,234)
Die für die 20er Jahre beschriebene Entwicklung der Hierarchisie-
rung und Institutionalisierung ist ebenso weiter fortg^hritten wie
die Einbindung in staatliche Entscheidungsprozesse über ein inzwi¬
schen "institutionell und informell geregeltes Informationssystem
(ebd.).

9 t

Innere Mission und (Zwangs-)Sterilisation

Die evangelische Kirche und insbesondere die Innere Mission hat¬
ten sich schon in den 20er Jahren dieses Jahrhunderts mit Eugenik
und Bevölkerungspolitik beschäftigt. Man forderte eugenische Re¬
formen und "war auch sonst, gerade in der Inneren Mission" be¬
strebt, "sich durch praktische Mitarbeit der eugenischen Bewegung
zuzuordnen" (Nowak 1980,91).

Obwohl die evangelische Kirche zu dieser Zeit prinzipiell gegen je¬
de Form der Geburtenregelung war, wurde 1924 auf dem Kirchen¬
tag in Bethel zwei Bevölkerungsgruppen Enthaltsamkeit als "Ver¬
hütungsmittel" zugestanden. Das waren zum einen Ehepaare, die
damit ihre Kinderzahl immerhin beschränken durften, und Perso¬
nen mit "schweren erblichen Gebrechen", wobei zumindest dem
Teil von ihnen, der in Anstalten lebte, ohnehin nichts anderes als
Enthaltsamkeit möglich war. Ansonsten hielt man kirchlicherseits
bewußte Planung der Kinderzahl und den Gebrauch von Verhü¬
tungsmitteln für unsittlich.

Im Januar 1931 ve rö f fen t l i ch te Hans Harmsen —damals Ge¬
schäftsführer der "Evangelischen Kranken- und Pflegeanstalten
e.V." und Schriftleiter der evangelischen Fachzeitschrift "Gesund¬
heitsfürsorge" —den Aufsatz "Bevölkerungspolitische Neuorientie¬
rung unserer Gesundheitsfürsorge". Weiterführende Gedankengän¬
ge Harmsens, die er im Mai 1931 unter dem Titel "Eugenetische
Neuorientierung unserer Wohlfahrtspflege" veröffentlichte, führ¬
ten bei der Inneren Mission zur Bildung der "Evangelischen Fach¬
konferenz für Eugenik", die das maßgebliche Organ der Inneren
Mission in allen Fragen der Eugenik und der Wohlfahrtspflege wur¬
d e .
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Harmsen hatte in dem genannten Aufsatz die Asylierung oder Ste­
rilisation erblich "Minderwertiger" gefordert und die Rolle der 
evangelischen Anstalten für Schwachsinnige und Epileptik�r in ?ie­
sem Zusammenhang besonders herausgestellt. Er stand mit seiner 
Auffassung nicht alleine: Die Zeitschrift "Bausteine" der Inneren 
Mission behandelte Anfang der dreißiger Jahre mehrmals das The­
ma "Sterilisation im Dienste der Inneren Mission",und auch in den 
Jahren vor 1931 hatten sich bereits einige Anstaltsdirektoren, -ärz­
te und -pfarrer für die Sterilisierung "Minderwertiger" ausgespro­
chen. 

Die "Evangelische Fachkonferenz für Eugenik und Wohlfahrtspfle­
ge" tagte zum ersten Mal vom 18. bis zum 31. Mai 1931 in Treysa. 
Die Konferenz hielt die - freiwillige - Sterilisation in bestimmten 
Fällen für gerechtfertigt, man meinte, "das Evangelium fordere 
nicht die unbedingte Unversehrtheit des Leibes" (Nowak 1980, 
94). Die "sittliche Pflicht zur Sterilisation" (ebd.) erwachse aus
der Nächstenliebe und der Verantwortung gegenüber den kommen­
den Generationen. Die "Tötung lebensunwerten Lebens" wurde
von der Konferenz abgelehnt. Die Schwerstbehinderten hatten im 
evangelischen Weltbild noch ihre Aufgabe zu erfüllen. Ein Konfe­
renzteilnehmer: 

0Erschütternd wie kaum etwas mahnt der Anblick dieser Siechen 
und Elenden den Gesunden, seinen Leib unv ersehrt und rein zu
halten und sich der tiefen Verantwortung bei der F amil i e

ngrün­
dung bewußt zu werden. Wir wollen ni cht die Opf

er von Schuld 
und Sühne beseitigen, sondern sie zu verhüten trachten( ... )". ( Klee
1983, 32). 
Im Anschluß an die Konferenz wurde der "Ständige Ausschuß für
eugenetische Fragen" gebildet. Sein Handeln wurde geleitet von
dem Bemühen, "die Grundsätze der christlichen Ethik in die euge­
nische Bewegung zu bringen" (Nowak 1980, 94) und darüber hin­
aus "richtungsweisend" (ebd .) zu sein. 1932 beschäftigte sich der
Ausschuß ausführlich mit dem preußischen Gesetzentwurf für ein 
Sterilisierungsgesetz. Der Ausschuß entwickelte dazu - anhand 
von 17 Thesen, die Harmsen als Diskussionsvorlage erarbeitet hat­
te - einige Änderungs- bzw. Erweiterungsvorschläge. So sollte die 
Sterilisation in bestimmten Fällen durch Kastration ersetzt werden 
können und die Röntgensterilisation, die ja eigentlich auch eine 
Kastration ist, zugelassen werden. Andererseits plädierte man für 
eine Einschränkung des Personenkreises auf diejenigen Erbkran-
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ken, "die zur Verwahrlosung und asozialem Verhalten neigten und
bei deren Nachkommen mit großer Wahrscheinlichkeit Erbschäden
zu erwarten seien" (ebd., 95). Darüber hinaus sollten die Möglich¬
keiten zur Asylierung erweitert werden.

So war man seitens der Inneren Mission auf die Machtübernahme
und das GzVeN —bis auf dessen Zwangscharakter —gut vorberei¬
tet. Die Nazis schienen am gleichen Strang ziehen zu wollen wie
die Innere Mission, und so bewirkte die Machtübernahme einen
"Massenrausch bis tief hinein in die Reihen des Kirchenvolkes und
der Mitarbeiter der Inneren Mission" (Beyreuther 1962, 198). Da
die innere Mission die Verkoppelung von Eugenik und Rassismus
jedoch nicht problematisierte, vielleicht auch anfangs nicht be¬
merkte, unterstützte sie diese zwangsläufig mit.

Nach Nowak kann dieses eugenische Engagement der Inneren Mis¬
sion damit erklärt werden, daß man sich zu verantwortlicher Mitar¬
beit in Gottes Schöpfung aufgerufen fühlte, verantwortlich auch
im Hinblick auf spätere Generationen. Da Erbkrankheiten, wie
auch Krankheit allgemein, als Sündenfall und Gottesferne gedeutet
wurden, war das Bemühen um die Verhinderung von Krankheit
auch ein Ausdruck der Gottverbundenhei t .

Auch in der Theologie hatte die Abkehr vom Individuum hin zur
Gesellschaft stattgefunden. Nächstenliebe sollte jetzt der ganzen
Gesellschaft und nicht nur dem einzelnen zugute kommen. So war
es für die Innere Mission relativ einfach, an Inhalte wie "Rasse",
"Volk" etc. anzuknüpfen. Darüber hinaus hatte sie seit Wiehern ei¬
ne "Traditionslinie vaterländisch-völkischer Verbundenheit" (No¬
wak 1980, 93), so daß die Mitwirkung am GzVeN zum aktiven
"Dienst am Volkstum" (ebd.) wurde.

Das GzVeN wurde auf der Versammlung des Ständigen Ausschus¬
ses am 10.3.1933 von Harmsen ausdrücklich begrüßt, er empfand
sogar "Dankbarkeit und Freude" (ebd., 96), zumal die vom Aus¬
schuß erarbeiteten Änderungsvorschläge weitgehend berücksichtigt
worden waren. Auch der im GzVeN vorgesehene Zwang, der ge¬
genüber den zu Sterilisierenden angewendet werden konnte, trübte
diese Freude nicht, obwohl sich die Innere Mission ausdrücklich
gegen Zwang ausgesprochen hatte. Es wurde lediglich darum gebe¬
ten, Zwang nur bei Personen anzuwenden, bei denen sich "neben
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dem Sinnes- und Körpergebrechen gleichzeitig schwere sittliche 
oder soziale Minderwertigkeit geltend mache" (ebd.). Auch lehnte 
es die Innere Mission ab, in ihren Anstalten erzwungene Sterilisa­
tionen durchführen zu lassen, die entsprechenden Fälle sollten an 
andere Anstalten abgegeben werden. 

Die Ansichten über das GzVeN in der evangelischen Kirche waren 
zwar unterschiedlich, allerdings meldeten sich die Gegner und Kri­
tiker nicht zu Wort. 

Auch die Bekennende Kirche stellte sich nicht gegen das GzVeN, 
sie sah es als "Notmaßnahme des Staates gegenüber der wissen­
schaftlich nachgewiesen fortschreitenden Entartung des deutschen 
Volkes" an ( Nowak 1980, 97). 

1934 veröffentlichte der Enkel des Inneren Missions-Gründers Wi­
ehern, Dr. med. Heinrich Wiehern, Mitglied des westfälischen Bru­
derrats der Bekennenden Kirche, die Schrift "Erbkrankheit und 
Weltanschauung". Für ihn glich ein Erbkranker einer "Granate, die 
beim Platzen ihre Splitter ausstreut und auf diese Weise viele Men­
schen treffen kann" (Wiehern, zit. nach Klee 1983, 48). Er forder­
te die Innere Mission auf, dem "Problem der Erzeugung ( Verer­
bung) Vorrang (zu) geben vor dem der Erziehung" ( Nowak 1980, 
100). 

Von theologischer Seite wurden die verschiedensten Argumenta­
ti

_
onen für die Berechtigung des GzVeN geführt, was mitunter auch

einer theologischen Legitimierung des gesamten NS-Systems
gleichkam. Es gab sogar vereinzelt evangelische Theologen, deren
Forderungen noch über den Katalog des GzVeN hinausgingen; so
wurde z.B. die Einbeziehung Milieugeschädigter verlangt.

Um die Mitarbeiter über ihre Aufgaben und Pflichten bezüglich des
GzVeN aufzuklären, veranstaltete das Landeskirchliche Amt für
Innere Mission rassenhygienische Schulungen. Harmsen hatte für 
diese eigens eine Broschüre verfaßt. 
1 m Dezember 1933 wurde Harmsen Leiter der "Auskunftsstelle 
des Central-Ausschusses der Inneren Mission bez. des Gesetzes zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchses". Sie war als zentrale Anlauf­
stelle für die gesamte Innere Mission gedacht, wenn Fragen zum 
GzVeN auftauchten. Darüber hinaus sollte sie eine einheitliche Pra-
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xis innerhalb der Inneren Mission gewährleisten. Die Auskunfts¬
stelle arbeitete eng mit dem Reichsinnenministerium zusammen.
Harmsen (8) war auch einer der Unterzeichner einer Empfehlung
des 'Ständigen Ausschuß', nach der sich alle Einrichtungen der In¬
neren Mission für die Durchführung des GzVeN einsetzen und um
ein gutes Verhältnis zu den staatlichen Stellen bemüht sein sollten.
Auch wurden in dieser Empfehlung Tips für die Praxis gegeben: Es
wurde beispielsweise den Anstaltsleitern davon abgeraten, selbst
Anstaltsinsassen beim Erbgesundheitsgericht anzuzeigen. Da in den
Beschlüssen dieser Gerichte immer die Namen der Antragsteller ge¬
nannt wurden, befürchtete man, daß dann das Vertrauen der

Pfleglinge" in die Anstaltsleitung zerstört würde. "Es empfehle
sich, teilte man mit, in solchen Fällen lediglich die entsprechenden
Vordrucke weitestgehend vorzubereiten, um dem antragstellenden
Amtsarzt die Arbeit zu erleichtern" (Nowak 1980,102).

Die Auskunftsstelle gab am 1.7.1935 zur Erweiterung des GzVeN
(Zwangsabtreibung) folgendes Rundschreiben heraus:
"Wir haben die Pflicht der unverändert treuen und sorg^ltigen Er¬
füllung aller staatlichen Anordnungen und Gebote, im Hinblick
auf die Verhütung erbkranken Nachwuchses dürften sich unsere
Anstalten und Einrichtungen durch gewissenhafte Erfüllung aus¬
zeichnen". (zit. nach Klee 1983, 48f).
Der Inhalt dieses Rundschreibens steht in direktem Widerspruch
zu einer Erklärung des 'Ständigen Ausschuß' vom Dezember 1934,
in dem Abtreibungen aus eugenischen Gründen eindeutig abge¬
lehnt wurden. Aus der durch die Gesetzesänderung entstandenen
peinlichen Lage zog sich die Innere Mission, indem sie einerseits -■
wie oben gezeigt —ihre Loyalität herausstellte. Andererseits wurde
durch Gespräche mit dem Reichsinnenministerium erwirkt, daß in
evangelischen Anstalten diese Abbrüche nicht vorgenommen wer¬
den mußten. Die Innere Mission wurde in diesem Fall also nicht
zur d i rek ten Mi t tä ter in .

n

Was die im Rundschreiben erwähnte "gewissenhafte Erfüllung" be¬
trifft, so ist dazu bei Klee zu lesen:
"Die Einrichtungen der Inneren Mission sterilisieren aus Überzeu¬
gung —übereifrig oft. So rügt beispielsweise der Regierungspräsi¬
dent in Kassel die Anstalt Hephata, unberechtigt sterilisiert zu ha¬
ben". (Klee 1983, 48)
Der Leiter der Auskunftsstelle, Harmsen, war die ganze Zeit über
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in Sachen GzVeN aktiv. 1934 verfaßte er die Schrift "Gedanken 
zur Ausschaltung Erbbelasteter". Darin beschäftigte er sich mit 
den seelsorgerischen Problemen, die aus der Durchführung des 
GzVeN entstanden. Wichtig sei die Wiedereingliederung der Sterili­
sierten, auch könne man eine kirchliche Eheberatungs- und Ver­
mittlungsstelle für heiratsfähige Sterilisierte errichten. Diese wurde 
daraufhin auch wirklich eingerichtet. Bald darauf übernahm jedoch 
das 'Rassenpolitische Amt' diese Aufgaben, und die Vermittlungs­
stellen der Inneren Mission wurden verboten. 

Die Innere Mission billigte und unterstützte also die Praxis des

GzVeN. Als die Nazis mit der "Euthanasie" begannen, war die In­

nere Mission auch miteinbezogen. So fanden schon ab 1937 sog. 
"Verlegungen" aus Anstalten der Inneren Mission statt, gegen die 
nicht protestiert wurde. Die "Verlegungen" waren Vorbereitungen

zur "Euthanasie". Anstaltsinsassen wurden in sog. "Zwischenan­
stalten" verlegt, bevor sie nach einiger Zeit in die Tötungsanstalten 
kamen. Hiermit täuschte man sowohl die Betroffenen als auch die 
Angehörigen und das Personal der nicht an den Tötungen beteilig­
ten Anstalten über das eigentliche Ziel dieser Verlegungen. Als die 
kirchlichen Einrichtungen ab 1939 versuchten, ihre Pfleglinge vor 
der Vernichtung zu bewahren, war es zu spät. Dazu noch einmal
Klee: 
,-wer, wie Dr. med. Heinrich Wiehern wortgewaltig tönte, man
müsse 'Gottes Acker' von 'Unkraut' säubern konnte sich ernsthaft 
nicht wundern, wenn der 1933 freudig begrüßte Staat bei der 'Un­
krautvernichtung' die einfachste Methode, nämlich die des 'Ausjä­
tens' und 'Ausmerzens' wählte". ( Klee 1983, 62)
Auf die Problematik "Innere Mission und 'Euthanasie' " soll hier 
nicht näher eingegangen werden. Interessant ist es jedoch, noch 
einen kurzen Blick auf die Geschichtsschreibung der Inneren Mis­
sion zum GzVeN zu werfen. So fällt z.B. auf, daß das GzVeN we­
der in Beyreuthers "Geschichte der Diakonie und Inneren Mis­
sion", noch im historischen Teil der Schrift "geistigbehindert" des 
"Verbandes evangelischer Einrichtungen ... " erwähnt wird. Beyreu­
ther äußert sich immerhin überhaupt zum Thema Sterilisation, 
wenn auch in zynisch erscheinender Weise. Nachdem er erklärt, 
daß die Innere Mission damals die Sterilisation "bei gewissen Grup­
pen von Krankheiten nicht für verwerflich'' hielt ( Beyreuther 
1962, 200), führt er aus: 
"Durch die Asylierung der Belasteten in den Anstalten der Inneren 
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Mission war schon Jahre hindurch ein wirksamer Beitrag zur Ver¬
hütung erbkranken Nachwuchses gelungen. Innerhalb von 10 Jah¬
ren waren im Durchschnitt jährlich auf 10.000 Pfleglinge nur zwei
Schwängerungen vorgekommen. Es war der christlichen Seelsorge
gelungen, die Betroffenen freiwillig zum Verzicht auf Nachwuchs
zu bewegen", (ebd., 201)
Es liegt auf der Hand, daß diese Form der Geschichtsschreibung
nicht der Aufarbeitung von (unrühmlicher) Vergangenheit dient.
Es ist jedoch schwierig, Aussagen darüber zu machen, wieviel von
diesem nicht aufgearbeiteten Gedankengut der Vergangenheit heu¬
te noch in der Inneren Mission präsent ist. Dies liegt hauptsächlich
daran, daß es sehr schwierig war, Literatur zu bekommen, in der
die Innere Mission zur Sterilisation geistig behinderter Menschen
klar Stellung bezog.

Der evangelische Moraltheologe Trillhaas äußerte sich 1969 folgen¬
dermaßen zur Problematik der Sterilisation geistig Behinderter:
"Bestimmte krankhafte, imbezille und sittlich nicht ansprechbare
Menschen stellen, wenn ihre sexuellen Triebe keinen Hemmungen
unterliegen, von allen anderen aktuellen Gefährdungen abgesehen,
auch ein bevölkerungspolitisches Problem dar.
Die Sorge um eine stärkere Vermehrung der sittlich Minderwerti¬
gen und zur Kriminalität neigenden Personen kann nicht bestritten
werden, und das Interesse der Öffentlichkeit, auch des Staates,
kann sich hier kaum (...) nur am Individualrecht der einzelnen Per¬
sonen orientieren. Die Asyiierung, und das bedeutet doch in jedem
Fall eine Freiheitsberaubung, kann nicht unbesehen als die huma¬
nere Lösung gegenüber einem operativen Eingriff bezeichnet wer¬
den". (Trillhaas 1969, 121)
Hier ist sehr deutlich, wes Geistes Kind der Autor ist. Es ist jedoch
schwer zu sagen, inwiefern derartige Äußerungen auch für die In¬
nere Mission repräsentativ sind.

Fest steht jedenfalls, daß auch heute in den Anstalten der Inneren
Mission sterilisiert wird. So leben z.B. in Bethel —einer der größ¬
ten Anstalten der Inneren Mission —heute wieder viele sterilisierte
Jugendliche und Erwachsene (vgl. Panorama vom 2.10.1984). Ge¬
naue Zahlen waren hierüber leider nicht zu bekommen.

Alle erhältlichen Veröffentlichungen der Inneren Mission, die sich
mit der Sterilisation geistig behinderter Menschen auseinander-
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setzen, waren eindeutig für Sterilisation und gegen die Elternschaft 
geistig Behinderter. 
✓-oie Anw endung von Verhütungsmitteln bzw. eine Sterilisation 
muß von Fall zu Fall gewissenhaft überlegt werden. Die Zeugung 
von Kindern sollte jedenfalls verhindert werden". ("Zur Orientie­
rung" 1 /81, zit. nach Krüppelzeitung 2/83) 
Der "Verband evangelischer Einrichtungen für geistig und seelisch 
Behinderte e.V .", dem die Anstalten der Inneren Mission heute an­
geschlossen sind, gab 1975 - 1 1/2 Jahre nach der Lebenshilfe -
eine Stellungnahme zur damals geplanten Änderung des § 226 
StGB ab. Dieser Paragraph regelt die Strafbarkeit bzw. Straffrei­
he\t der Sterilisation. Es wurde gefordert, 
✓-daß bei einer vorgesehenen Neuregelung des§ 226 StGB die Mög­
lichkeit der Sterilisation geistig behinderter Menschen beiderlei Ge­
schlechts ohne Altersbegr enzung im Einzelfall unter bestimmten 
und begrenzten Voraussetzungen erhalten bleibt bzw. geschaffen 
wird". (Verband evangelischer Einrichtungen 1975, 3) 

Eine solche Neuregelung sollte jedoch sicherstellen, 
"daß Sterilisationen nicht gegen den Willen geistig Behinderter und 
ohne zwingende Notwendigkeit durchgeführt werden". (ebd.) 
Da sich der Verband evangelischer Einrichtungen in dieser Stel­
lungnahme ausdrücklich auf die Lebenshilfe bezieht, möchte ich 
hier auf eine ausführliche Darstellung verzichten und auf das näch­
ste Kapitel verweisen, das sich eingehend mit der Lebenshilfe be­
schäftigt. Da mir keine neueren Stellungnahmen des Verbandes 
evangelischer Einrichtungen vorliegen, die das Gegenteil beweisen, 
vermute ich, daß man sich auch heutzutage an der Lebenshilfe 
orientiert. 
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Die Lebenshilfe für geistig Behinderte (im folgenden Lebenshilfe)
- eine im Vergleich zur Inneren Mission junge Organisation - er­
scheint im Hinblick auf die Diskussion um die (Zwangs-)Sterilisa­
tion geistig behinderter Mädchen als besonders interessant, da sie
zur Zeit in dieser Diskussion sehr engagiert ist. Darüber hinaus ist
die Lebenshilfe die Organisation schlechthin für alles, was geistig
behinderte Menschen betrifft. Wer sich mit der Problematik geisti­
ger Behinderung in der Bundesrepublik Deutschland befaßt,
kommt um die Lebenshilfe nicht herum.

Geschichte 

Aufgrund der wichtigen Rolle der Lebenshilfe im Behindertensek­
tor und auch, um ihre Position besser verstehen zu können, er­
scheint es wichtig, sich mit ihrer Geschichte (9) auseinanderzuset­
zen. 

_Die Lebensverhältnisse geistig behinderter Menschen waren-:- auch
nach Ende der Nazi-Herrschaft und der damit verbundenen, 1hr Le­
ben verachtenden und vernichtenden, Politik - sehr schlecht. Ein­
richtungen zu ihrer Förderung existierten nicht, es gab nur die Al­
ternative Familie oder Heim, wobei letzteres reine Aufbewahrungs­
anstalten bedeutete, die darüber hinaus auch noch zu wenig Plätze 
hatten. 

Die Eltern geistig behinderter Kinder lebten meist isoliert, denn 
mit Ende des "Dritten Reiches'' hatten sich die Einstellungen ge­
genüber geistig Behinderten nicht schlagartig geändert. Vorurteile 
und Mißtrauen wurden den Eltern und ihren Kindern weiterhin 
entgegengebracht. Institutionen, die den Eltern beratend zur Seite 
gestanden hätten, gab es nicht, so daß diese das Gefühl haben muß­
ten, völlig allein gelassen zu sein. 

An Beschulung war auch nicht zu denken. Es gab zwar in einigen 
Städten Versuche, geistig Behinderte in Sammelklassen an den 
Hilfsschulen (den späteren Sonderschulen für lernbehinderte) un­
terzubringen. Doch das waren nur isolierte Einzelversuche. 

Auch von Medizinerseite konnten die Eltern nicht viel erwarten. 
Denn: "Wer während des 'Dritten Reiches' seine Ausbildung ge-
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macht hatte, war mit der Lehre vom 'lebensunwerten Leben' kon¬
frontiert worden und hatte gelernt, daß es sich um solche Kinder
nicht lohne (...)" (LH 1983, 7). Dies wird von der Lebenshilfe da¬
hingehend interpretiert, daß die Arzte, bedingt durch diese Ausbil¬
dung, keine "genauere(n) Kenntnisse" (ebd.) über geistig Behinder¬
te hatten und deshalb nicht helfen konnten. Es ist aber m.E. eben¬
so möglich, daß diese Arzte gar kein Interesse daran hatten, geistig
Behinderten und ihren Eltern zu helfen, bzw. daß ihnen die Eltern
zunächst noch erhebliches Mißtrauen entgegen brachten.

Zu der fehlenden Infrastruktur im Bereich der Förderung geistig
Behinderter kam das völlige "Fehlen aller gesetzlichen und verwal¬
tungsmäßigen Grundlagen" (ebd., 8) hinzu, was eine zusätzliche
Erschwernis beim Aufbau von Einrichtungen bildete.

Obwohl die Lebenshilfe als Elternorganisation gegründet wurde,
gingen die anfänglichen Aktivitäten nicht von diesen, sondern von
F a c h l e u t e n a u s .
Da war zum einen Tom Mutters, ein holländischer Pädagoge, nach
dem 2. Weltkrieg Verbindungsoffizier bei den Vereinigten Natio¬
nen für die sog. "displaced Persons" (DP). "Displaced Persons" wa¬
ren die von den Nazis nach Deutschland verschleppten "Fremdar¬
beiter" und ehemaligen KZ-lnsassen sowie deren Kinder. Zu diesen
DP gehörte auch eine Gruppe geistig behinderter Kinder, die von
ihren Eltern bei der Emigration zurückgelassen worden waren. Für
diese "Kinder von Goddelau" -so genannt nach dem Ort, an dem
sie untergebracht worden waren -engagierte sich der von den Ent¬
wicklungsmöglichkeiten dieser Kinder überzeugte Mutters. Im
Rahmen dieses Engagements nahm er auch Kontakt zu Werner Vil-
linger und Hermann Stutte auf, beide Professoren der Universität
Marburg. Villinger hatte den Lehrstuhl für Psychiatrie, Stutte den
für Kinder- und Jugendpsychiatrie inne. Sowohl Mutters als auch
Villinger hatten auf Auslandsreisen Elternvereinigungen kennenge¬
lernt, die sich für die Belange ihrer geistig behinderten Kinder ein¬
setzten. Die erste dieser Elternvereinigungen war 1930 in den USA
gegründet worden, 1946 fol̂ e England und 1952 Holland. In den
betreffenden Ländern war die Versorgung geistig behinderter Kin¬
der entsprechend besser. Deshalb wurde es von seiten der Fachleu¬
te für nötig gehalten, in Deutschland ebenso eine Vereinigung zu
gründen. Die Sache hatte nur einen Haken: Die Eltern dazu fehl¬
ten. Wie wenig diese bereit oder fähig waren, aus ihrer Isolation
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herauszukommen, zeigt die Resonanz auf die Zeitungsanzeige ei¬
ner Mutter, die auf diesem Wege gleichermaßen Betroffene suchte:
Es antwortete nur eine einzige Mutter (beide waren spater unter
den Gründungsmitgliedern der Lebenshilfe).
So mußten die Professionellen weiter nach "passenden" Eltern su¬
chen. Zwischenzeitlich knüpften sie weitere Kontakte in der Fach¬
welt. Die Resonanz dort war so positiv, ̂̂ß n̂un ̂gemlich derVerein hätte gegründet werden sollen, zumal auch diewSafthche Blüte (...) zweifelsohne das Gelingen dê ^mühungen begünstigen" würden (Mutters, in: LH IV/1968 1/J .H. Stutte wollte jedoch den Vorsitz nicht übernehmen seiner
nung nach sollte dies ein Vater tun. "Da mir bis zu d'esem Zeit-
Dunkt nur zwei interessierte Mütter (...) bekannt waren,nS einige Zeit vergehen, ehe die Geburtsstunde der Lebensh.lfeSagen konnte" (M^ ebd., 171f). Mit diesem Vergeĥstätigten und verfestigten die Lebenshilfegrunder diefamiliäre Arbeitsteilung: der Vater vertritt die Int̂  Kinderaußen während die Frau zu Hause bleiben und sich uaußen, w e r s t e r S t e l l e

sich offensichtlich keinen Erfolg.k ü m m e r n
versprach man

November 1958 war esSo mußte weiter gesucht werden, und im ̂ ..„Hunasversamm-dann so weit, daß Mutters die Einladung zur Grundungsversam
lung verschicken konnte. o-a 11 1958 in Marburg statt.Die Gründungsversammlung fand am 23.11 J958gUeakade-

15 Personen anwesend, 8davon a^gehör-
auch Mutters, Villin-

E s w a r e n
misch gebildet waren, also zumindest der
ten. Zu den Gründungsmitgliedern gehörten
ger und Stutte.

Im Protokoll dieser Versammlung wurden auch die Heilpäda-
Vereins festgehalten, so z.B. die langfristige Retor wurden
gogik. Vorläufige Schwerpunkte der wwerkrtätten und
gesehen in der Forderung von "Beschützenden Der Verein
heilpädagogischen Kindergärten" (LH, jttein bemühen,
sollte sich auch um die Bewilligung von ̂ nnaesi
"Als Aufgabe des Vereins wurde es angesehen, jĝ Qch, solcherichtungen zur Realisierung zu verhelfen, ni
selbst zu errichten bzw. zu unterhalten" (ebd.,
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Nach "eingehender Diskussion der verschiedenen Möglichkeiten" 
(ebd.) erhielt der Verein den Namen "Lebenshilfe für das geistig 
behinderte Kind e.V." (10). Zwar sollte der Verein für alle geistig 
behinderten Menschen da sein, doch"wegen der großen Werbekraft 
entschieden wir uns dafür, nur 'das geistig behinderte Kind' in den 
Vereinsnamen aufzunehmen" (B. Heinen, ebd., 179). Das Wort 
"Lebenshilfe" sollte implizieren, daß es sich um Hilfe das ganze 
Leben lang, also nicht nur in der Kindheit, handeln sollte. 

Noch auf der Gründungsversammlung wurde ein wissenschaftlicher 
Beirat nominiert, der Kontakte zu anderen Organisationen und 
Wissenschaftlern aufbauen bzw. pflegen sollte. Ihm gehörten u.a. 
Villinger und Stutte an. 
Die Lebenshilfe wurde in einer "Gründung von oben nach un­
ten" ( LH 1983, 12) von vornherein als Bundesvereinigung konzi­
piert. Von ihr ausgehend sollten dann - ähnlich wie einst bei der 
Inneren Mission - die Untervereinigungen, also Orts- und Kreisver­
einigungen gegründet werden. 

Obwohl die Lebenshilfe von ihrem Gründungsgeschehen her keine 
·Elternvereinigung im üblichen Sinne war, baute sie doch offen­
sichtlich auf einem bestehenden Bedarf auf. Deutlich wird dies am
Ansteigen der Mitgliederzahlen: 1962 waren aus den 15 Grün­
dungsmitgliedern von 1958 schon 6.000 Vereinsmitglieder gewor­
den; 1965 waren es 17.000;1968 38.000 und 1983 stolze 100.000.
Ebenso stieg die Zahl der Ortsvereinigungen: 1962 - also 4 Jahre
nach der Gründung der Bundesvereinigung - gab es bereits 56;
1965 war ihre Zahl auf 165 gestiegen; 1968 auf 312 und 1983 gab
es 400. (Zahlen: LH 1983, 17, 66). Das verlangsamte Ansteigen
in den späteren Jahren, insbesondere bei den Ortsvereinigungen,
läßt sich wohl durch eine "Sättigung des Marktes" erklären.

Die Lebenshilfe war für die Eltern "der natürliche Vertreter der In­
teressen der geistig Behinderten" (Mittermaier, in LH 1983, 13)
für die Fachleute tat sich dagegen "ein neues Feld für fachliches
Forschen, Entwickeln und Planen" auf ( LH 1983, 13). So gab die
Lebenshilfe auch für beide Gruppen unterschiedliche, an ihren so
postulierten Interessen orientierte Periodika heraus: zum einen die
"Briefe an Eltern" ( 1980 in Lebenshilfezeitung ( LHZ) umgewan­
delt) und zum anderen für die wissenschaftlich Interessierten die
"Vierteljahresschrift Lebenshilfe"(ab 1980'Geistige Behinderung').

92 



Die Entwicklung der Lebenshilfe verlief laut Bach in drei Phasen:
Die erste war die "Phase der Vorbereitung", es folgten die "Phase
der Abklärung" und die "Phase der umfänglichen Verwirklichung"
(Bach, in: LH IV/68, 189f). In der ersten Phase ging es hauptsäch¬
lich darum, den Nachweis der Bildbarkeit geistig behinderter Kin¬
der zu erbringen, d.h. "den Beweis erbringen, daß schulische Bil¬
dung im Sinne einer regelmäßigen, zielgerichteten, methodisch
durchdachten, gruppenweisen Bildung geistig behinderter Kinder
möglich ist" und "daß alle geistig behinderten Kinder dieser Bil¬
dung bedürfen und nicht nur eine 'gehobene Gruppe' "(ebd.,189).
im ersten Rahmenprogramm der Lebenshilfe heißt es dazu:
"Für geistig schwerbehinderte, jedoch motorisch bildbare Kinder
werden besondere Schulen gebraucht, deren Ziel die Ertüchtigung
für das praktische Leben ist. Das Schwergewicht ihrer Biidungs-
bzw. Erziehungsarbeit Hegt auf der Entwicklung praktischer Fähig¬
keiten, Verbesserung und Koordinierung der Bewegungsabläufe so¬
wie Einübung guter Verhaltensweisen in der Gemeinxhaft im Hin¬
blick auf einen späteren produktiven Arbeitseinsatz", (zit. nach
Bach,ebd., 187).
Die Beschulung sollte ganztägig und bis zum 18. Lebensjahr erfol¬
g e n .

In der Folgezeit kam es zu Gründungen von Schulen und Tages¬
stätten —wobei die Lebenshilfe den bei der Gründung erklärten
Vorsatz, selbst nicht Trägerin von Einrichtungen sein zu wollen,
schnell aufgab —um dort den Nachweis der "motorischen Bildbar¬
keit" geistig behinderter Menschen zu erbringen. Dieser Nachweis
wurde benötigt, um Öffentlichkeit und Behörden von der Wichtig¬
keit und Notwendigkeit einer Sonderschule für geistig Behinderte
zu überzeugen, damit endlich gesetzgeberische Voraussetzungen
für diese geschaffen würden.

Im Zuge dieser Bemühungen wurden auch an einigen Universitäten
Kurse eingerichtet, um die zukünftigen Mitarbeiter dieser Einrich¬
tungen auszub i lden .
In der anschließenden und sich teilweise mit der ersten Phase über¬
schneidenden "Phase der Abklärung" ging es um die Etablierung
der Sonderschule für geistig Behinderte. So erarbeitete der pädago¬
gische Ausschuß der Bundesvereinigung (11) in den 60er Jahren
"Empfehlungen zur Ordnung von Erziehung und Unterricht an
Sonderschulen für geistig Behinderte", die 1966 einer breiteren
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Öffentlichkeit vorgestellt und 1967 von der Konferenz der Sonde_r­
schulreferenten der Kultusministerien angenommen wurden. S,e 
sahen eine öffentliche, eigenständige, ganztägige Schule für geistig 
Behinderte im Alter von 6 bis 18 Jahren vor. 
Zwischenzeitlich hatten einige Bundesländer die Schule für geistig 
Behinderte bereits in ihre Schulgesetzgebung aufgenommen, 
Rheinland-Pfalz z.B. 1964. Das Saarland nahm 1971 als letztes 
Bundesland die Schulpflicht für geistig Behinderte in seine Gesetz­
gebung auf. 

Nach dieser gesetzlichen Verankerung ihrer Forderungen konnte 
sich die Lebenshilfe dem zuwenden, was Bach die "Phase der um­
fänglichen Verwirklichung" nennt, so z.B. die Verbesserung der 
Unterrichtsbedingungen an den bestehenden Sonderschulen für 
geistig Behinderte, von denen es 1970 bereits 51 0 in der Bundesre­
publik Deutschland gab (LH 1983, 29). 

Parallel zu den o.g. Aktivitäten bemühte sich die Lebenshilfe um 
die Einrichtung "Beschützender Werkstätten" (12). Die Idee als
solche, Werkstätten für Behinderte einzurichten, ist jedoch schon 
wesentlich älter. So gab es in Hamburg bereits im 1. Weltkrieg eine 
Werkstatt für Kriegsbeschädigte. Nach der Verstaatlichung der 
Kriegsopferfürsorge richtete das Arbeitsamt die "Hamburger Werk­
stätten für Erwerbsbeschränkte" ein, die auch während des "Drit­
ten Reiches" bestehen blieben. Nach dem Recht auf Bildung soll­
ten geistig behinderte Menschen auch ihr Recht auf Arbeit ver­
wirklichen können. Das hieß im Umkehrschritt: Nach dem Beweis 
der Bildbarkeit mußte nun der Beweis der Fähigkeit geistig behin­
derter Menschen zu produktiver Arbeit erbracht werden. Das hieß 
aber auch: Der "Wert" geistig behinderten Lebens wurde in beiden 
Fällen an bürgerlichen Idealen, nämlich Bildung und Arbeit, ge­
messen. Auf eine detaillierte Darstellung der Entwicklung der Be­
schützenden Werkstätten soll hier verzichtet werden; sie verlief 
vom Prinzip her wie bei den Sonderschulen für geistig Behinderte.

Die Lebenshilfe richtete zunächst selbst einige ein, bewies dort,

daß geistig Behinderte durchaus zu produktiver Arbeit fähig sind, 

was langfristig zu einer gesetzlichen Verankerung dieser Einrich­

tungen führte. Heute gibt es mehr als 370 Werkstätten. Allerdings 

führte die Werkstatt für Behinderte wieder zu einer an der Renta­

bilität gemessenen Binnendifferenzierung bei den geistig Behinder­

ten: Aufnahme findet dort nur, wer "gemeinschaftsfähig" ist, "am
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Arbeitsplatz weitgehend unabhängig von Pflege" und in der Lage 
ist, "ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung 
zu erbringen" (Grundsätze zur Konzeption der Werkstatt für Be­
hinderte, Stand 5.12.7 4, in: Verband evangelischer Einrichtungen 
1977, 12). 

Ein weiterer Bereich in der Arbeit der Lebenshilfe war die vorschu­
lische Förderung geistig behinderter Kinder, zum einen durch Kin­
dergärten, mit deren Einrichtung schon früh begonnen wurde; so 
gab es 1970 bereits 240 ( LH 1983, 33). 1 n den 70er Jahren erfolg­
ten dann zusätzlich die Einrichtung und der Ausbau der "Frühen 
Hilfen". Damit wird die interdisziplinäre Beratungs- und Therapie­
arbeit während der ersten drei Lebensjahre bezeichnet. Eine kriti­
sche Würdigung all dieser Lebenshilfe-Aktivitäten ist hier leider 
nicht möglich. 

Ihre Aufgaben und Ziele für die Zukunft bestimmt die Lebenshilfe 

selbst folgendermaßen: Es soll verstärkt auf die Selbstbestimmung 

und Selbstvertretung geistig behinderter Menschen hingearbeitet

werden. So sollen z.B. verstärkt Wohnmöglichkeiten außerhalb von 
Familie und Heim geschaffen werden, und seit einer Satzungsände­
rung von 1980 ist geistig Behinderten auch die Mitgliedschaft in 
der Lebenshilfe möglich. 
"Tatsächlich kommt diesen Bemühungen aber eher legitimatori­
sche Bedeutung zu, als daß sie in der realen Arbeit tatsächlich et­
was verändern. Immer noch ist die Lebenshilfe vorrangig eine Or­

ganisation für die Belange der geistig Behinderten, ohne daß diese 

gleichberechtigte Positionen innerhalb der Vereinigung hätten". 

(Waldschmidt 1984, 96) 
Als weitere Schwerpunkte für die zukünftige Arbeit gibt die Le­
benshilfe die Entzerrung des "Bildes geistig behinderter Menschen 
in der Öffentlichkeit" an ( LH 1983, 52) sowie die verstärkte Be­
mühung um integratives "Leben und Lernen von Behinderten und 
Nichtbehinderten'' (ebd., 53). Das Netz der Einrichtungen soll 
weiter ausgebaut werden, wobei die Versorgung alter geistig behin­
derter Menschen besondere Berücksichtigung finden wird. 

Auch das Akzeptieren und Umgehen mit der Sexualität geistig be­
hinderter Menschen wird in der Jubiläumsbroschüre von 1983 als 
Aufgabe für die Zukunft angegeben. Unter der Überschrift "Ja zu 
Partnerschaft und Sexualität" (ebd., 54) ist ein strahlendes Paar 
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und ein nichtssagender Text abgedru��t, !n d�m die heikl�n Fra­
gen Nachwuchs, Verhütung und Stenllsat1on uberhaupt ni cht e r­
wähnt werden. 

Exkurs 

Da es in dieser Arbe it auch um Kontinu ität geht, sollen an d ieser 

Stelle die Lebensläufe von zwei prominenten Gründungsm itg lie ­
dern der Lebenshi lfe kurz aufgezeigt werden. Daran soll verdeut­
licht werden, daß auch junge Organisationen wie die Lebenshi lfe 

durchaus historischen "Ballast" zu tragen haben und welche Pr o­
bleme es ihnen macht, zu diesen Dingen zu stehen. 

Werner Villinger, Jahrgang 1887, studierte Medizin und nahm am 
Ersten We ltkrieg als Offizier und Lazarettarzt teil. Nach Kriegsen­
de arbeitete er unter Gaupp - einem der schä r fsten Rassenhyg ieni­
ker unter den Psychiatern ( 13) - an der Tübinger Univers itätsner­
venklinik; ab 1920 auf der Beobachtungsabteilung der do r tigen 
Kinder- und Jugendpsychiatrie. 

Nach der Machtergreifung der Nazis wurde er, inzwischen zum 
Professo r ernannt, Chefarzt der Bodelschwinghschen Anstalten bei 
Bethel. Er war ein eifrige r Kämpfe r für das GzVeN und ab 1936 
Beisitzer des Erbobergesundheitsgerichts Ham m, in dieser Funk­
tion also aktiv an der Zwangssterilisation geistig behinderter Men­
schen beteiligt. 

1937 bestätigte das Gaupersonalamt Westfalen-Süd der NSDAP 
Pr_?fessor Villinger in einem politischen Führungszeugnis: 
"Uber Obengenannten ist in politischer Hinsicht Nachteiliges nicht 

bekannt geworden. Er bietet die Gewähr, sich auch in Zukunft für 
den nationalsozialistischen Staat einzusetzen". (Nationalsozialisti­
sche Deutsche Arbeiterpartei 1937) 
Entsprechend wurde er in der Tat aktiv: 1939 wurde er Ordinarius 
für Neurologie und Psychiatrie in Breslau, gleichzeitig beratender 
Psychiater des Wehrkreises VIII und Gutachter bei der "Aktion 
T 4". "Aktion T 4" war der Tarnname für die "Euthanasie" der 
Nazis an sog. "lebensunwertem Leben'', so benannt nach der 
Adresse des Organisationsbüros dieser Aktion in der Tiergarten­
straße 4 in Berlin. 
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Das heißt: Werner Villinger war ein "Kreuzelschreiber", er ent­
schied über Leben und Tod behinderter Menschen, war somit aktiv 
an der NS-"Euthanasie" beteiligt. 

Das alles tat Villingers Nachkriegs-Karriere jedoch keinen Ab­
bruch. 1946 war er schon wieder Ordinarius für Psychiatrie in Mar­
burg, und von den amerikanischen Besatzungsbehörden wurde er 
1947 beauftragt, ein neues Sterilisationsgesetz zu entwerfen. Die 
Amerikaner hielten ein neues Sterilisationsgesetz für durchaus dis­
kussionswürdig. Villinger hat sich auch später nie vom GzVeN und 
dessen Durchführungspraxis distanziert, noch 1961 sprach er sich 
vor dem Wiedergutmachungsausschuß des Bundestages gegen eine 
Entschädigung für die Opfer des GzVeN aus. 

1952 wurde ihm das Großkreuz des Verdienstordens der Bundes­
republik Deutschland verliehen; 1956 erfolgte die Ernennung zum 
Rektor der Marburger Philipps-Universität. Er war am Wiederauf­
bau der deutschen Kinder- und Jugendpsychiatrie beteiligt, war -
wie bereits erwähnt - 1958 Mitbegründer der Lebenshilfe und 1. 
Vorsitzender ihres wissenschaftlichen Beirats. Bis zu seinem Tode 
1961 war er in zahlreichen einflußreichen Gremien vertreten. So 
war er neben vielem anderen auch an der Planung des neuen Ju­
gendgerichtsgesetzes betei I igt. 

Ein verdienstvoller Mann also. Im Nachruf der Lebenshilfe werden 
denn auch nur die vorzeigbaren Teile seiner Vergangenheit er­
wähnt. Angesichts seiner Beteiligung an Zwangssterilisation und 
"Euthanasie" mutet es fast als Zynismus an, wenn dort zu lesen 
ist: 
,✓Stets war es sein Bestreben, sowohl durch eine umfangreiche wis­
senschaftliche Tätigkeit als auch in organisatorischer Beziehung, 
dem Ziele zu dienen, die Behandlung und die Betreuung des geistig 
behinderten Jugendlichen zu verbessern'� ( LH 1/62) 

Hermann Stutte, ebenfalls einer der "Gründerväter" der Lebenshil­
fe, wurde 1909 geboren. Er studierte Medizin in Bonn, Frankfurt 
und Gießen. Er promovierte 1935 bei H.F. Hoffmann - dem sog. 
"Nazi-Hoffmann" (W. Jantzen 1985) - über Nachsorge bei Fürsor­
gezöglingen; 1936 folgte er seinem Doktorvater nach Tübingen 
"und wird dort der Leiter der Kinderabteilung, zu einer Zeit, als in 
Tübingen aktiv die Sterilisation praktiziert wurde" (ebd.). Wenn er 
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auch (bisher) nicht nachweislich an dieser beteiligt war, so hat er
sie doch offensichtlich gebilligt, wie auch den Rest des Hoff-
mann'schen Gedankengutes, sonst hätte ihn dieser kaum bei sich
a r b e i t e n l a s s e n .

Auch Stutte hat sich nach dem Krieg nie von der menschenverach¬
tenden Wissenschaft und Praxis seiner Lehrer distanziert, im Ge¬
genteil, noch 1977 "hegt er 'dankbare Remineszenzen' (Stutte
1977) an Hoffmann aber auch an Mauz (14) und Gaupp" (ebd.).

Stuttes Karriere wurde durch seine Vergangenheit nicht negativ be¬
einflußt, auch er wußte sich seine Pfründe im Nachkriegsdeutsch¬
land zu sichern. 1946 kam er mit Villinger nach Marburg und wur¬
de der Leiter der dortigen kinderpsychiatrischen Abteilung der
U n i v e r s i t ä t s k l i n i k .

Daß er an der Theorie der Vererbbarkeit sozialer Auffälligkeiten
festhielt, weiterhin von der Existenz "asozialer Sippen" sprach
oder 1949 eine "Stufenleiter sozialer Brauchbarkeit" erstellte
(ebd., 83), bremste sein Vorankommen nicht. 1954 besetzte man
den ersten Lehrstuhl der Bundesrepublik Deutschland für Kinder-
und Jugendpsychiatrie in Marburg mit ihm, dort arbeitete er wei¬
terhin eng mit Villinger zusammen. Er gewann großen Einfluß auf
die Entwicklung der deutschen Kinder- und Jugendpsychiatrie. Im
Nachruf der Lebenshilfe auf ihn heißt es denn auch: "Mit Her¬
mann Stutte hat die deutsche Kinder- und Jugendpsychiatrie ihre
Vaterfigur verloren" (LH 3/82).
Die Lebenshilfe benannte 1984, 2Jahre nach seinem Tod, eine Be¬
gegnungsstätte in Marburg nach ihm. Dort prangt jetzt in großen
L e t t e r n : " H e r m a n n - S t u t t e - H a u s " .

Es stellt sich die Frage: Wie kommen Männer mit einer doch ein¬
deutig behindertenfeindlichen Einstellung in ihrer Vergangenheit
dazu, ausgerechnet eine "Lebens/?///© für geistig Behinderte" ins
Leben zu rufen? War es, um das schlechte Gewissen zu beruhigen,
oder wollten sie sich ihr Klientel für weitere Forschungen sichern,
dem Trend der Zeit folgend mal durch Unterstützung einer Eltern¬
organisation? Stutte z.B. wird im Lebenshilfe-Nachruf ein "ausge¬
sprochenes Gespür für die Notwendigkeiten der Zeit" (LH 3/82)
bescheinigt. Leider können diese Fragen hier nicht beantwortet
w e r d e n .
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Um Mißverständnissen vorzubeugen: Es geht hier nicht darum, die 
Lebenshilfe pauschal als Organisation mit faschistischem Gedan­
kengut anzugreifen. Vielmehr geht es wieder mal um nichtbewäl­
tigte Vergangenheit, aus der so natürlich auch nichts gelernt wer­
den kann. Auch die Lebenshilfe verfährt bei der Bewältigung ihrer 
Vergangenheit nach dem bewährten Muster Schweigen und Ver­
schweigen, statt zu ihr zu stehen, sie kritisch zu reflektieren und 
Konsequenzen zu ziehen. 

Zwar bekundet die Lebenshilfe in ihrer zum 8. Mai 1985 herausge­
gebenen Broschüre "Das Recht auf Leben ist unantastbar", daß sie 
"aktiv an der Aufarbeitung dieses dunkelsten Kapitels unserer 
jüngsten Geschichte" (LH 1985, 4) mitwirken wolle. Auch kann 
man dort lesen: 
"Angesichts der noch heute ausstehenden Wiedergutmachung an 
den Opfern der 'Euthanasie' und Zwangssterilisationen empfindet 
man Scham und Verbitterung, daß 'Euthanasie'-Ärzte - darunter 
namhafte Ordinarien - in der Bundesrepublik wieder unbehelligt
praktizieren bzw. lehren konnten und zu gesellschaftlichem Anse­
hen und Wohlstand gelangten( ... )" (ebd., 6). 
Von "Scham und Verbitterung" darüber, daß die Lebenshilfe an 
genau diesem Prozeß beteiligt war, ist allerdings kein Wort zu le­
sen, und das ist es, was kritisiert werden muß. Die Lebenshilfe soll­
te sich endlich mit ihrer Vergangenheit auseinandersetzen, anstatt 
die Täter noch posthum zu ehren. 

Sexualität und (Zwangs-)Sterilis ation geistig behinderter Menschen 
in den Veröffentlichungen der Lebenshilfe 

Ordnet man die Veröffentlichungen der Lebenshilfe zu den The­
men Sexualität und Sterilisation chronologisch, fällt zunächst auf, 
daß es bis 1981 zu diesem Themenkomplex nur sehr vereinzelt 
Veröffentlichungen gab. Nach eigener Darstellung hat sich die Le­
benshilfe jedoch "von Anfang an dafür eingesetzt, diesen Men­
schen emotionale Beziehungen, Partnerschaften und Sexualität zu 
ermöglichen" ( LH 1985, (3)). Die frühen Veröffentlichungen der 
Lebenshilfe widersprechen allerdings dieser Selbsteinschätzung. 

1981 gab es einen regelrechten "Boom" an Veröffentlichungen zur 
o.g. Thematik. Dieser "Boom" hatte m.E. mehrere Ursachen. Die
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auffällige Häufung gerade 1981 erklärt sich sicherlich aus der Tat¬
sache, daß dies das "UNOJahr der Behinderten" war, in dem die
Probleme und Bedürfnisse auch der geistig behinderten Menschen
verstärkt an die Öffentlichkeit gebracht wurden.

Das verstärkte Interesse für die Sexualität geistig behinderter Men¬
schen war das Ergebnis einer langen Entwicklung innerhalb der Le¬
benshilfe. Eine detaillierte Darstellung dieser Entwicklung kann
hier nicht gegeben werden, sondern nur ein kurzer Überblick.

Die allgemeine Liberalisierung der Sexualität hatte den Behinder¬
tenbereich erst in den späten 70er Jahren erreicht, das Buch "Sol-

.len, können, dürfen Behinderte heiraten?" als Ausdruck der begin¬
nenden Auseinandersetzung mit der Problematik erschien z.B.
1977. Zu diesem Zeitpunkt hatten auch die Kinder der Gründerel¬
tern der Lebenshilfe ein Alter erreicht, in dem sich ihre Sexualität
nicht mehr leugnen ließ. Sie waren wohl auch seit langem die erste
Generation geistig behinderter Menschen, die —bedingt durch den
verstärkten Ausbau der Werkstätten und Wohnheime -die Mög¬
lichkeit hatten, Personen des anderen Geschlechts kennenzulernen
und Beziehungen einzugehen, somit auch Sexualität zu erleben.

Die Veränderungen in der Sichtweise der Sexualität geistig behin¬
derter Menschen innerhalb der Lebenshilfe lassen sich gut an den
Beispielen "Masturbation" und "sexuelle Beziehungen zum ande¬
ren Geschlecht" zeigen.

In den frühen Veröffentlichungen der Lebenshilfe wurde die Ma¬
sturbation immer wie eine Unart dargestellt, die mit Ablenkung,
körperlicher Anstrengung und mitunter auch mit Medikamenten
unterbunden werden mußte. Ein 1970 erschienener Ratgeber "für
Eltern und Freunde geistig behinderter Jugendlicher und Erwach¬
sener" gab diesen den Rat:
"Während Sie ihm einen Auftrag oder eine Beschäftigung geben,
erkiären Sie ihm, daß man sich mit seinen Händen nicht am eige¬
nen Körper betätigt. Achten Sie vor aiiem darauf, daß eine soiche
schiechte Gewohnheit sich nicht festsetzt". (LH 1970,22)
In der folgenden Zeit wurde die Einstellung zur Selbstbefriedigung
jedoch offener. So hieß es in einem 1981 vom Referat "Eltern und
Familie" der Lebenshilfe herausgegebenen Papier:
"Wenn bestimmte Verbote eriassen werden müssen (...), so muß
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man auch Alternativen auf zeigen. Beim Onanieren bedeutet das,
daß dem geistig Behinderten der Ort aufgezeigt wird, an dem er
seinen Gefühlen nachgehen kann (...). Hier sollte der Behinderte
erfahren, daß sein Onanieren nichts Böses, Schlechtes oder Verbo¬
tenes ist". (LH 1981 (2),5f)
Hier fällt wieder auf, daß durchgängig die männliche Form benutzt
wird, obwohl es sich eigentlich um geistig behinderte Menschen
beiderlei Geschlechts handelt.

Noch markanter war die Entwicklung der Einstellungen bezüglich
der Partnerschaften geistig behinderter Menschen. In den frühen
Veröffentlichungen waren solche Beziehungen noch völlig unvor¬
stellbar. Die diesbezüglichen Bedürfnisse und Gefühle der Behin¬
d e r t e n s o l l t e n u n t e r d r ü c k t b z w . i n d i e " L i e b e z u G o t t " k a n a l i s i e r t
werden (LH 111/64, 23), darin liege die Möglichkeit der "Erfüllung
des Liebesdranges" dieser "Geistesschwachen" (ebd.).

Der bereits weiter oben angeführte Ratgeber erklärte zum Thema
Sexuelle Beziehungen geistig behinderter Menschen":
Im allgemeinen interessiert sich der geistig behinderte Mensch we¬

nig für das andere Geschlecht (...). Sollte er aber doch einmal in
dieser Richtung auffällige Neugier zeigen, so müssen Sie auch in
diesem Fal l versuchen, seine Aufmerksamkeit auf andere Interes¬
sen zu lenken (...). In Fällen, wo es bei normaler oder gar betonter
Sexualität zu Schwierigkeiten auf diesem Gebiet kommt, dürfte ei¬
ne zeitweilige Anstaltsunterbringung kaum zu vermeiden sein".
(LH 1970,24)
Diese rigide Haltung blieb jedoch nicht bestehen. Bereits 1975 ver¬
anstaltete die Lebenshilfe ein Symposium mit dem Thema: "Gei¬
stige Behinderung, Partnerschaft, Sexualität". Danach wurde die
Möglichkeit und das Recht geistig Behinderter auf sexuelle Part¬
nerschaften offiziell nicht mehr ernsthaft in Frage gestellt. Im Zu¬
ge der Öffnung der Lebenshilfe für die geistig behinderten Men¬
schen kamen diese auch immer mehr selbst zu Wort.

Bel den Mitgliedern der Lebenshilfe allerdings gab es nach wie vor
unterschiedliche Auffassungen bezüglich des Rechts geistig Behin¬
derter auf Sexualität und Partnerschaft. So gab es immer wieder
Leserbriefe, in denen das Eintreten dafür als "Erlaubnis, Ermögli¬
chung, wenn nicht gar Aufforderung zur Unzucht" (LHZ 5/81,10)
verstanden wurde, was sogar Austritte zur Folge hatte (vgl. LHZ
6/81 ,10 ) .
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Die Problematik 6er Sterilisation geistig behinderter Menschen, be¬
sonders der Mädchen, war die ganze Zeit über gegenwärtig, da eine
Elternschaft geistig behinderter Menschen immer ausgeschlossen
wurde. In allen Veröffentlichungen, die die Sexualität nicht durch
Anstaltsunterbringung oder ähnliche Maßnahmen unterdrücken
oder zu Religiosität sublimieren wollten, wurde die Sterilisation als
Verhütungsmittel erwähnt, ihre Berechtigung jedoch nicht in Frage
gestellt.

In den Artikeln der 60er Jahre wurde noch befürchtet
"daß die Sterilisation von geistig Behinderten als Freibriet mr
Hemmungslosigkeit betrachtet werden könnte und unter Umstän¬
den zur Prostitution führe". .
Aussagen dieser Art belegen sehr deutlich, daß es in erster Lime
um die Sterilisation weiblicher Personen ging. Bedenken der o.g.
Art wurden in späteren Veröffentlichungen nicht mehr geäußert.
In den 70er Jahren engagierte sich die Lebenshilfe stark für eine
aesetzliche Regelung der Sterilisation geistig behinderter Men-Lhen Allerdings wurden die diesbezüglichen Aktivitäten nicht ver-Wentllchtdie Mitglieder der Lebenshilfe erfuhren meht,
was da -auch in ihrem Namen -vorgeschlagen wurde.
Im Rahmen der von der SPD/FDP-Koalition angestrebten Neurege-
luna der freiwilligen Sterilisation gab die Lebenshilfe mehrere Stel¬
lungnahmen vor dem "Sonderausschuß des Deutschen Bundestages
für die Strafrechtsreform" ab. Die Entwürfe für die Neuregelung
sahen die generelle Zulassung der freiwilligen SteriliMtion ab dem
25 Lebensjahr vor. Die Sterilisation einwilligungsunfahiger Perso¬
nen sollte nur noch aufgrund medizinischer Indikation möglich

in. Beide Punkte widersprachen den Vorstellungen der Lebens¬s e i n

E ĝestaltete sich für mich allerdings recht schwierig, diê  Stel¬
lungnahme zu erhalten. Wie mir bei meinem Studienaufenthalt mder Bundeszentrale der Lebenshilfe in Marburg mitgeteilt wurde,
seien sie überholt, entsprächen nicht dem derzeitigen Diskussions
stand der Lebenshilfe und würden deshalb nicht mehr her̂ ^̂ ^̂ ^̂ ^̂ben. Überdies befürchtete man. daß sie in falsche H n̂de geraten
könnten Bei der Materialsichtung für diese Arbeit st eß ich jedoch auf ein Schreiben der Lebenshilfe vom F^̂ jahr 1985d̂en Burldesminister für Jugend, Familie und Gesundheit,a n
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in dem man sich ausdrücklich auf die Stellungnahme von 1974 be¬
zog. Somit konnte sie so sehr überholt doch noch nicht sein. So
richtete ich noch einmal schriftlich die Bitte an die Lebenshilfe,
mir diese Stellungnahme zuzusehden. Sie wurde mir mit der Be¬
gründung, sie sei vergriffen und würde nicht mehr verschickt (vgl.
LH 1986), abgeschlagen. Erst nach einer erneuten Anfrage bekam
ich die Stellungnahme von 1974 zugeschickt. Das Bundesministe¬
rium für Justiz war kooperativer als die Lebenshilfe. So liegen mir
auch die Stellungnahmen der Lebenshilfe von 1972 vor. Das merk¬
würdige Verhalten der Lebenshilfe zeigt, daß sie nicht nur Schwie¬
rigkeiten mit der Bewältigung der Vergangenheit ihrer Mitglieder,
sondern auch mit ihrer eigenen hat.
Von 1972 liegen zwei Stellungnahmen vor: eine der Bundesarbeits¬
gemeinschaft Hilfe für Behinderte (BAG), deren größtes Mitglied
die Lebenshilfe ist, und eine weitere des wissenschaftlichen Beira¬
tes der Lebenshilfe. Beide fordern, ebenso wie die Stellungnahme
von 1974, die Legalisierung der Sterilisation geistig behinderter
Menschen im Rahmen der freiwilligen Sterilisation. Allerdings geht
es hierbei nicht um den freien Willen der zu Sterilisierenden, son¬
dern der gesetzlichen Vertreter. Dies sei eine "Gleichstellung des
geistig Behinderten mit den Nichtbehinderten über den Weg der
Einwilligung durch den gesetzlichen Vertreter" (LH 1972, (1), 5).
Nachdrücklich wurde jeder inhaltliche Zusammenhang mit
Zwa ngssteri Iisat io nen zu rückgewi esen.

Begründet wurde die Notwendigkeit der Sterilisationen mit der
Unfähigkeit geistig behinderter Menschen zur Elternschaft. In der
Stellungnahme des wissenschaftlichen Beirats —unterzeichnet von
Stutte -wurde auch die Unfähigkeit mit der "Triebhaftigkeit"
umgehen und dem "Begehren Dritter" begegnen zu können, wie
der sexuelle Mißbrauch hier vornehm umschrieben wurde, zur Be¬
gründung der Notwendigkeit angeführt. In dieser Stellungnahme
ging es ausdrücklich um Frauen und Mädchen. Vorgeschlagen
de folgender Gesetzestext:
"Die Sterilisation ist straffrei, wenn die Person, an der sie vorge¬
nommen wird, in ihrer geistig-seeiischen Anlage oder Entwicklung
derart geschädigt ist, daß sie entweder geschäftsunfähig ist oder bei
Verneinung der Geschäftsunfähigkeit den Aufgaben der Sorge für
die Person eines Kindes ohne erhebliche Gefährdung der leibli¬
chen, geistigen oder seelischen Entwicklung des Kindes
sichtlich nicht gewachsen ist". (LH 1972, (2), 1f)

w u r -

v o r a u s -

1 0 4



Mit dieser Fassung wäre theoretisch die Zwangssterilisation aller
nicht angepaßten Frauen ermöglicht worden!

In der Stellungnahme von 1974 forderte die Lebenshilfe
"eine gesetzliche Regelung, die auch die Sterilisation solcher Perso¬
nen zu läßt, die wegen der Schwäche ihrer geistigen Kräfte nicht in
der Lage sind, die erforderliche Einwilligung zu erklären. Diese
Personen sollten ohne altersmäßige Begrenzung sterilisiert werden
können, wenn sie infolge ihres Zustandes auf absehbare Zeit nicht
wirksam einwilligen können". (LH 1974,1)
Diese Regelung sei notwendig, um "die größtmögliche Eingliede¬
rung Behinderter in die Gesellschaft" zu ermöglichen (ebd., 2), sie
sei ein "Ausgleich behinderungsbedingter Benachteiligung" (ebd.).
Die von der SPD/FDP vorgelegten Entwürfe, die eine Sterilisation
Einwilligungsfähiger nicht vorsah, fügten
"der behinderungsbedingten Benachteiligung eine neue hinzu:
Wer wegen Behinderung nicht wirksam einwilligen kann, kann
nicht sterilisiert werden'". (ebd.)
Dies könnte dann natürlich auch umgedreht werden: "Wer wegen
Behinderung nicht wirksam einwilligen kann, kann jederzeit sterili¬
siert werden", hieße es dann. Das fiel den Autoren des Papiers
wohl selbst auf, denn am Schluß betonen sie
"daß es der Bundesvereinigung Lebenshilfe nicht darum geht, mög¬
lichst viele geistig Behinderte sterilisieren zu lassen", (ebd., 4)
Jedoch selbst wenn die Lebenshilfe es wirklich nicht gewollt hätte,
die von ihr vorgeschlagene Regelung hätte es zumindest ermög¬
l i c h t .

Es blieb jedoch alles beim alten, der §226 StGB wurde nicht geän¬
dert, und die (Zwangs-)Sterilisation geistig behinderter Menschen
wurde weiterhin unter Ausnutzung der Gesetzeslücke vor Vollen¬
dung des 18. Lebensjahres durchgeführt.

In den Veröffentlichungen der Lebenshilfe erschien die Sterilisa¬
tion weiterhin als das beste Verhütungsmittel. Dabei waren die
"Experten" noch mehr von Skrupeln geplagt als die Eltern. So
machten sie sich z.B. noch Gedanken darum, ob eine Sterilisation
für den Behinderten wirklich Rat und Hilfe bedeute (vgl. Stöck-
mann, in: LH 1972 (3), 10). Eine Mutter schrieb dagegen:
"Wenn nicht mit absoluter Sicherheit die regelmäßige Einnahme
der Pille gewährleistet ist, muß auf operativem Weg (Sterilisation)
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vorgebeugt werden, und zwar am besten vor dem 18. Lebensjahr". 
( LHZ 5/81, 5) 
Eine andere Mutter einer Tochter bedauerte in einem Leserbrief, 
daß immer noch so viele Eltern vor "dieser notwendigen Konse­
quenz" zurückscheuten (LHZ 6/81, 10). 

Bezeichnend für diesen Umgang mit der (Zwangs-)Sterilisation war 
auch, daß andere Verhütungsmittel lange Zeit gar nicht in Betracht 
gezogen wurden. Ab 1981 wurden sie immerhin am Rande mit er­
wähnt, wobei jedoch immer wieder betont wurde, daß die Sterili­
sation das sicherste Mittel sei. Dabei hätte gerade die Lebenshilfe 
- ihr Interesse vorausgesetzt - Möglichkeiten gehabt, Eltern und
Lehrer über andere Möglichkeiten der Verhütung und deren curri­
culare Umsetzung zu informieren. In der gesamten Lebenshilfe-Li­
teratur findet sich jedoch nichts derartiges. So präsentiert sich die
Sterilisation auch von dieser Seite als die einfachste Lösung: Eltern
und Lehrer kommen drumherum, sich wirklich mit der Sexualität
und Körperlichkeit geistig behinderter Menschen auseinanderzuset­
zen. Dies wäre z.B. nötig, um die Anwendung von Kondom oder
Diaphragma zu erklären. Die Erklärung der Sterilisation hat dage­
gen - wenn sie überhaupt erfolgt - mit dieser "praktischen" Seite
der Sexualität nichts zu tun.

Nach der Panorama-Sendung im Oktober 1984, von der sich die 
Lebenshilfe stark angegriffen fühlte, gab es in den Lebenshilfe-Me­
dien auf einmal eine ausführliche Diskussion der Problematik der 
Sterilisation geistig behinderter Menschen. Dies geschah jedoch 
wieder ohne Berücksichtigung der Geschichte und war vom Tenor 
her "Pro Sterilisation". Zielgruppe waren hier eindeutig die geistig 
behinderten Mädchen. 

Die Argumentation der Lebenshilfe für die Sterilisation geistig be­
hinderter Menschen unterschied sich nicht von den bereits be­
schriebenen. Es wurde erklärt, daß die Sterilisation den geistig Be­
hinderten erst Sexualität - und damit mehr Lebensqualität - er­
öffne, daß geistig Behinderte unfähig zur Elternschaft seien. Auch 
die Mißbrauchsgefahr wurde wieder angeführt mit dem Hinweis 
darauf, daß die meisten Schwangerschaften geistig behinderter 
Mädchen durch Nichtbehinderte verursacht würden (vgl.LHZ 6/84, 
1; 1/85, 3). 
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Den bisherigen Höhepunkt der neuen Lebenshilfe—Aktivitäten be¬
züglich der Sterilisation bildet das im Januar 1985 veröffentlichte
Rechtsgutachten "Zur Sterilisation geistig behinderter Menschen
(LH 1/85, Iff). Darin
"wird gefordert, daß geschlechtliche Beziehungen geistig Behinder¬
ter folgenlos bleiben müssen", (ebd., 2)
In der Begründung der Notwendigkeit der Sterilisation wurden
noch einmal die alten Begründungen und (Vor)Urteile wiederholt
und gefestigt. Da geistig Behinderte selbst zur Verhütung unfähig
seien, bliebe "als einzig gangbarer Weg auch heute noch nur die
Sterilisation" (ebd., 3. Hervorh. S.K.), zumal diese eine "Reihe
von praktischen Vorteilen" (ebd.) aufweise, nämlich "geringes
Operationsrisiko, relativ geringe psychische Nebenwirkungen, hohe
Sicherheit, einmalige Behandlung" (ebd.). Gerade bei Frauen ist
aber das Operationsrisiko —zumindest hinsichtlich der Narkose¬
zwischenfälle —genau so hoch wie bei jeder anderen Operation, da
es sich um einen Eingriff unter Vollnarkose handelt.

Die Sterilisation sei "Teil eines Betreuungskonzeptes" (ebd., 11),
das die Integration geistig behinderter Menschen in die Gesell¬
schaft ermögliche. Die Legalisierung der Sterilisation geistig behin¬
derter Menschen wurde gefordert, um dieses Betreuungskonzept
auch Umsetzen zu können. In diesem Gutachten wird —im Gegen¬
satz zur Stellungnahme der Lebenshilfe 1974 —von Personen aus¬
gegangen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.

In diesem Gutachten wird —wie in den vorangegangenen auch —
vorgeschlagen. Mißbrauch der gesetzlichen Regelung durch die
zwingende Einschaltung des Vormundschaftsgerichtes zu verhin¬
dern. Hierzu möchte ich Mahnkopf zitieren, die feststellt:
"Alle Modelle (vormundschaftsgerichtliche Genehmigung (...) oder
Einschaltung einer Gutachterstelle (...)) bergen die Gefahr in sich,
daß sich für jeden Fall, wie fragwürdig auch immer, Befürworter
der Sterilisation finden werden (...) Es ist auch eine Erfahrung, daß
in derartige Gutachterpositionen immer solche Befürworter drän¬
gen und diese sie auch erlangen". (Mahnkopf 1985,8f)
Bei einem Gespräch in der Bundeszentrale der Lebenshilfe in Mar¬
burg wurde mir gesagt, daß Artikel, Gutachten u.ä. in den Veröf¬
fentlichungen der Lebenshilfe in erster Linie die Meinung des Au¬
tors wiedergäben und nicht unbedingt die der Bundesvereinigung.
Bei Berücksichtigung der Geschichte des Themas in der Lebens-

a t

1 0 7



hilfe kann jedoch davon ausgegangen werden, daß die Haltung der
Lebenshilfe nicht sehr von diesem Gutachten abweichen dürfte. Ei¬
ne für April 1986 in Aussicht gestellte Stellungnahme der Bundes¬
vereinigung lag im Januar 1987 noch nicht vor.

Am 19.9.1986 gab die Bundesvereinigung Lebenshilfe jedoch eine
Presseerklärung heraus, in der sie zu den Ermittlungen wegen
Zwangssterilisation geistig Behinderter in Berlin Stellung nahm. Da
diese Stellungnahme in einigen Punkten erheblich von den bis¬
herigen Veröffentlichungen der Lebenshilfe zum Thema Sterilisa¬
tion abweicht, soll sie hier ausführlich dokumentiert werden:
"Nach dem Strafgesetzbuch ist die Sterilisation eine Körperverlet¬
zung und nur dann nicht rechtswidrig, wenn eine Person frei ein¬
willigt. Um rechtswirksam einwilligen zu können, muß sie den Ein¬
griff in ihre körperliche Unversehrtheit erfassen und mit seinen
Folgen billigen: Sie muß wissen, daß sie dann keine Kinder mehr
bekommen kann. Ob diese Einsicht vorliegt, kann nur im Einzei-
faii geprüft werden.
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe stellt klar, daß eine Sterilisa¬
tion gegen den freien, verbal oder körperlich zum Ausdruck ge¬
brachten Willen oder gar unter Vortäuschung falscher Tatsachen
wie bei jedem anderen auch bei Menschen mit geistiger Behiride-
rung strafbare Körperverletzung ist. Ungeachtet der bisher wider¬
sprüchlichen Rechtssprechung und unterschiedlichen Verfahrens¬
praxis, auf die Eitern geistig behinderter Menschen sich verlassen
haben, ist auch eine "vorsorgliche" Sterilisation vor Erreichen der
Volljährigkeitsgrenze unzulässig. Zu dieser Einschätzung kommt
die Bundesvereinigung Lebenshilfe für geistig Behinderte nach der
vertieften Diskussion in den letzten Jahren, die sich am Persönlich¬
keitsrecht unseres Grundgesetzes orientiert.
Schwierigkeiten ergeben sich bei der Beurteilung der Frage, ob die
Einwilligung in eine Sterilisation ersetzbar ist, wenn der Person we¬
gen fehlender Einsichtsfähigkeit auch nach eingehenden Aufklä¬
rungsversuchen nicht klargemacht werden kann, was Sterilisation
bedeutet, Partnerschaft und Sexualität aber bejaht werden. Des¬
halb haben sich Eitern an Vormundschaftsgerichte gewandt, deren
Reaktion sehr unterschiedlich ist: Sie reicht von Genehmigung der
Einwilligung und Nichtzuständigkeitserklärung des Gerichts bis zur
Rückverweisung der Verantwortung an Sorgeberechtigte und
Ä r z t e .
Diese Ungewißheit ist für geistig behinderte Menschen und ihre
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Angehörigen eine unerträgiiche Beiastung. Die Bundesvereinigung
Lebenshilfe hält eine Klärung durch den Gesetzgeber für dringend
notwendig und bemüht sich um eine Lösung, die einerseits das Per¬
sönlichkeitsrecht des Menschen mit geistiger Behinderung und an¬
dererseits die Situation der Familie berücksichtigt".

Ob und inwiefern diese Erkenntnisse Einflüsse auf die Praxis haben
werden oder inwiefern es sich hierbei nur um ein Lippenbekennt¬
nis handelt, wird sich noch zeigen müssen.
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Die Beantwortung der eingangs gestellten Frage, ob die heutigen
Sterilisationen geistig behinderter Menschen als Zwangssterilisa¬
tionen bezeichnet werden können, hängt davon ab, welche Krite¬
rien für Zwangssterilisation zugrunde gelegt werden. Werden dazu
nur die Zustände des "Dritten Reiches" herangezogen, wie es In¬
nere Mission und Lebenshilfe tun, muß dies verneint werden. Ein
Gesetz, daß die Sterilisation geistig behinderter Menschen zwin¬
gend vorschreibt und polizeilich erzwingbar macht, gibt es in der
Bundesrepublik Deutschland nicht und wird auch von den ge¬
nannten Organisationen nicht angestrebt.

Nimmt man jedoch die Freiwilligkeit als Kriterium, sieht die Sa¬
che anders aus.
"Kriterium der Zwangssterilisation ist das Fehlen des ausdrückli¬
chen eigenen Willens und Einverständnisses". (Bradl, in: Behin¬
dertenpädagogik 1/1986, 53)
Danach beurteilt, sind viele der heutzutage durchgeführten Steri¬
lisationen geistig behinderter Menschen als Zwangssterilisationen
zu bezeichnen. Es handelt sich hierbei um die Sterilisationen, die
entweder ohne Wissen der betroffenen Person ,unter Vortäu¬
schung falMher Tatsachen, z.B. als Blinddarmoperation getarnt,
oder an Minderjährigen durchgeführt werden. Letzteres ist beson¬
ders skandalös. So wird bei Nichtbehinderten davon ausgegangen,
daß sie erst ab dem 18. bzw. 25. Lebensjahr die nötige Reife ha¬
ben, um eine derartige Entscheidung fällen zu können. Da nach
gängiger Auffassung geistig Behinderte diese Reife ohnehin nicht
erreichen und ihnen diesbezüglich auch keine Entwicklungsmög¬
lichkeiten zugestanden werden, erklärt man ihren Willen für irre¬
levant und sterilisiert sie bei Eintritt der Geschlechtsreife.
"In den Entwürfen wird die Altersgrenze von 25 Jahren mit der
Begründung gewählt, daß Personen dieses Alters die Tragweite ih¬
rer Entscheidung in der Rege! einsehen. Dieser Umstand spielt bei
einwilligungsunfähigen Personen keine Rolle". (LH 1974, 3)
In allen diesen Fällen kann nicht von eigenem Willen oder Einver¬
ständnis die Rede sein, und die Sterilisationen müssen als aufge¬
zwungene Fremdentscheidungen bezeichnet werden. Besonders
erschreckend war, daß viele Autoren diesen Verfahrensweisen ge-
gebenüber sehr aufgeschlossen waren, sie geradezu forderten.

Geistig behinderte Mädchen sind von diesen (Zwangs-)Sterilisatio-
nen eindeutig stärker betroffen als männliche geistig Behinderte.
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Einige Autoren bemühten sich zwar zu betonen, daß es ihnen um 
die Sterilisation beider Geschlechter gehe, de facto ging es aber 
auch bei diesen hauptsächlich um die Frauen. Andere Autoren er­
wähnten die Sterilisation männlicher geistig Behinderter erst gar 
nicht. 

Die Orientierung auf die weiblichen geistig Behinderten zeigte sich 
auch in den Begründungen für die Notwendigkeit der Sterilisatio­
nen. So wurde in erster Linie den geistig behinderten Frauen eine 
völlige Unfähigkeit zur Kindererziehung bescheinigt, die Väter 
tauchten in dieser Hinsicht kaum auf. Der Argumentationsstrang 
"Sterilisation zur Verhinderung von Schwängerungen durch Verge­
waltigung" ist eindeutig gegen die Frauen gerichtet, allerdings nur 
gegen die geistig behinderten. Es hat wohl noch nie jemand eine 
nichtbehinderte Frau aufgefordert, sich sterilisieren zu lassen, weil 
sie vergewaltigt und dabei geschwängert werden könnte. Zynisch 
ist auch die Behauptung, die Sterilisation der Mädchen sei Voraus­
setzung für wirkliche Integration. Hier zeigt sich deutlich, daß von 
einer Gleichstellung - was Integration m.E. beinhaltet - nicht die 
Rede zu sein. Vielmehr gestattet die Mehrheit einer Minderheit 
sich integrieren zu lassen, allerdings nur so weit, wie es der Mehr­
heit angemessen erscheint, d.h. ohne ihr Unbequemlichkeiten zu 
bereiten. Die Minderheit kann sich entweder fügen und mit dem 
Gestatteten begnügen, oder sie ist halt nicht integrationsfähig. Wie 
aktuell die Problematik ist, hat sich erst im September 1986 wie­
der gezeigt. Zu diesem Zeitpunkt wurde bekannt, daß die Staatsan­
waltschaft Berlin bereits seit Mitte 1985 gegen Ärzte und Kranken­
schwestern des Universitätsklinikums Steglitz wegen des Verdachts 
der Zwangssterilisation geistig und psychisch behinderter Men­
chen ermittelt. Auch hier sind wieder überwiegend Frauen und 
Mädchen betroffen, einigen wurde bei der Gelegenheit auch gleich 
noch die Gebärmutter entfernt. Zu den Berliner Ereignissen befin­
det sich im Anhang ein Pressespiegel. 

Aus dem Vorgenannten lassen sich einige Forderungen für die Zu­
kunft ableiten. An erster Stelle stehen hier die konsequentere 
Strafverfolgung bei (Zwangs-)Sterilisationen, die ohne Einwilligung 
durchgeführt werden und die Verhinderung der Legalisierung die­
ser Praxis. Die Erfahrungen mit dem GzVeN haben gezeigt, daß 
solche Gesetze, einmal geschaffen und inkraft getreten, leicht er­
weitert und mißbraucht werden können. Daß dtes auch heute je-
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derzeit wieder geschehen kann, belegt der Fall der Hamburger Hu¬
mangenetikerin Stoeckenius eindrucksvoll. Frau Stoeckenius er¬
klärte soziale Auffälligkeiten zu erblich bedingten Krankheiten
und stellte daraufhin Sterilisationsempfehlungen aus.

Würde die (Zwangs-)Sterilisation geistig behinderter Menschen le¬
galisiert, wäre dem Mißbrauch, d.h. einer Ausweitung der Sterilisa¬
tionen ohne Einwilligung der Betroffenen, Tür und Tor geöffnet.
Auch das Einschalten von Kontrollgremien und Gutachterstellen
könnte dies kaum verhindern. Die Legalisierung der (Zwangs-)Ste-
rilisation birgt noch eine andere Gefahr in sich. Sie würde Tatsa¬
chen schaffen, durch die die Diskussion um dieses Thema beendet
würde, obwohl sie vielerorts noch gar nicht richtig geführt wurde.
Weder die historischen Hintergründe noch die Interessen, die hin¬
ter der Forderung nach Legalisierung stehen oder gar die Alternati¬
ven würden noch problematisiert werden.

Statt die Legalisierung der (Zwangs-)Sterilisation zu fordern, soll¬
ten andere Schritte unternommen werden. So wäre es an der Zeit,
daß sich Behindertenorganisationen und -pädagogen mit ihrer eige¬
nen Vergangenheit und Kontinuität auseinandersetzen, dazu Stel¬
lung nehmen und Konsequenzen für ihre heutige Arbeit ziehen.

Für Behindertenfunktionäre und -pädagogen böte sich ein breites
Spektrum alternativen Engagements zur Forderung nach Legalisie¬
rung der (Zwangs-)Sterilisation. Gerade in der Sexualerziehung gei¬
stig behinderter Mädchen gibt es offensichtlich große Defizite. Es
müßte eine Sexualerziehung konzipiert und mit den Mädchen
durchgeführt werden, die sich an ihren Bedürfnissen orientiert und
ihnen die Kompetenzen vermittelt, die sie benötigen, um die Ver¬
hütung eigenverantwortlich durchzuführen. Dies ist jedoch nur im
Rahmen einer Erziehung möglich, die insgesamt darauf ausgerich¬
tet ist, Bevormundung zu vermeiden und gezielt Selbständigkeit
und Selbstvertrauen zu fördern. Dies ist vor allem im Hinblick auf
Entscheidungen, die die Behinderten selbst betreffen,von großer
Bedeutung. So müßte beispielsweise vermittelt werden, welche
Möglichkeiten es zur Durchsetzung eigener Interessen gibt. Diese
Einstellung ist jedoch nicht nur für den schulischen, sondern ge¬
nauso für den äuudrschulischen Bereich von Bedeutung. Deshalb
müßten die Eltern bzw. die Betreuer in stationären Einrichtungen
dahingehend angeleitet und unterstützt werden, Selbstbestimmung
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—auch in sexueller Hinsicht —im häuslichen Bereich zu fördern.

Parallel dazu müßten sowohl Frauenärzte als auch Beratungsstellen
—in Bremen käme Pro familia in Betracht —in die Lage versetzt
werden, geistig behinderte Menschen in Verhütungsfragen ange¬
messen zu be ra ten .

Darüber hinaus müssen soziale Strukturen geschaffen werden, die
es auch geistig behinderten Frauen ermöglichen, Kinder ohne
Nachteile für diese aufzuziehen. Eine Möglichkeit wäre hier eine
Einrichtung wie das Familien-Helfer-Modell, das in Berlin prakti¬
ziert wird. Im Rahmen dieses Modells wird Familien, die alleine
nicht zurechtkommen, für bis zu 19 Stunden wöchentlich eine Ho¬
norarkraft zur Verfügung gestellt. Denkbar wäre auch die Erpro¬
bung neuer Lebensformen, die die Erziehung der Kinder gewährlei¬
sten, vielleicht nach der Art einer anthroposophischen Einrichtung
in der Nähe von Hamburg, von der mir berichtet wurde. Dort le¬
ben geistig behinderte und nichtbehinderte Menschen in einer bäu¬
erlichen Produktions- und Lebensgemeinschaft miteinander, in der
Kinder ganz selbstverständlich mit aufgezogen werden. Derartige
Möglichkeiten würden den Eltern geistig behinderter Mädchen die
Angst nehmen, ihre Enkelkinder auch noch großziehen zu müssen.
Dies ist heute die einzige Alternative zur Weggabe des Kindes in

ein Heim oder eine Pflege- bzw. Adoptivfamilie.

Es sollte auch gewährleistet sein, daß Eltern geistig behinderter
Kinder von Anfang an Unterstützung erhalten und nicht, wie bis¬
her, mit ihren Problemen alleingelassen werden. Die Forderung
nach Sterilisation entsteht oft aus Hilflosigkeit und der Unkennt¬
nis von Alternativen. Unter diesen geänderten Voraussetzungen
würden wohl v ie le n icht so schnel l nach der Ster i l isat ion ihrer
Töchter verlangen.

Eltern, Behindertenverbände und -pädagogen sollten sich im
Kampf gegen die allgegenwärtige sexuelle Gewalt gegen Frauen en¬
gagieren, statt sie, wie bisher, stillschweigend zu akzeptieren und
noch als Argument für die (Zwangs-)Sterilisation geistig behinder¬
ter Mädchen zu mißbrauchen.

Geistig behinderte Menschen -und besonders die Mädchen -ha¬
ben hierzulande (immer noch) keine "Lobby”. Es ist deshalb zu
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wünschen, daß ihnen in Zukunft ermöglicht wird, sich intensiver
mit ihrer Situation auseinanderzusetzen und sich in die Diskussion
um (Zwangs-)Sterilisation mit einzubringen. Darüber hinaus ist es
wichtig, daß sich soviele Menschen wie möglich hier engagieren
und verhindern helfen, daß eine "saubere" juristische Lösung des
Problems geschaffen wird, die zu Lasten der geistig behinderten
Frauen und Mädchen geht. Diese Arbeit soll ein Beitrag zu dieser
D i s k u s s i o n s e i n .
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Die einzelnen Artikel sind chronologisch und ohne Kommentar 
abgedruckt. Um die Authentizität zu bewahren, wurden die Texte 
nicht neu gesetzt, sondern nur behutsam dem Satzspiegel des 
Buches angepaßt. Auftretende Schatten oder unsauberen Druck 
bitten wir zu entschuldigen. 
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Geistig Behinderte
zwangssteriiisiert
Staatsanwaltschaft Berlin ermittelt gegen Arzte und Kliniken wegen

Zwangssterilisationen an geistig Behinderten ohne deren Einwilligung
Durchsuchungen und Aktenbeschlagnahmung in acht Berliner Kliniken

tun.“ Wie von der Justizpresse¬
stelle gestern zu erfahren war, hat
es Durchsuchungen und die Be¬
schlagnahme von Patientenakten
in sieben weiteren Berliner Klini¬
ken gegeben. Die Ermittlungen
der Staatsanwaltschaft richteten
sich gegen „Unbekannt“.

Die Staatsanwaltschaft ermit¬
tele „von Amts wegen“, erläuterte
Pressesprecher Kähne, was einen
begründeten Anfangsverdacht
voraussetzt. Bisher habe man die

Öffentlichkeit nicht informiert,
um nach Möglichkeit das „Ver¬
trauen der Bevölkerung in die Ber¬
liner Krankenhäuser nicht zu er¬
s c h ü t t e r n “ . P r o f e s s o r W e i t z e l
meinte, daß es sich bei den Ermitt¬
lungen darum handele, daß „de¬
bile Mädchen sterilisiert worden
sind“. Da das Gesetz das Einver¬
ständnis der Mädchen für einen
solchen Eingriff vorschreibe,
diese „aber nicht einsichtsfähig“
seien, sei es wohl zu Eingriffen
ohne deren Einverständnis ge¬
kommen. Hier liege eine Geset¬
zeslücke vor, die geschlossen
werden müsse, meinte Professor
Weitzel. Eine Stellungnahme von
Professor Hammerstein war ge¬

ll. Qwston u.Q.NQwakowtkl

Berlin (taz)—Wieerstjetztdurch
R e c h e r c h e n d e r t a z b e k a n n t
wurde, ermitteltdie Staatsanwalt¬
schaft Berlin bereits seit Mitte des
Jahres 1985 gegen Kliniken und
Ärzte wegen des Verdachts auf
„gefährliche Körperverletzung
nach §223a im Zusanunenhang
mit Sterilisationen an geistig Be¬
hinderten“. Das bestätigte der
Berliner Justizpressesprecher
Volker Kähne. Gestern berichte-
teten wir in unserer Berliner
Lokalausgabe darüber, daß im
Zuge einer staatsanwaltlichen
Durchsuchung im Universitäts¬
klinikum Steglitz mehr als 100 Pa¬
tientenakten beschlagnahmt wor¬
den sein sollen. Sie stammen nach
Informationen der taz aus der Ab¬
teilung für Gynäkologische End¬
okrinologie, Sterilität und Fami¬
lienplanung von Professor Ham¬
merstein, gleichzeitig Mitarbeiter
in der Arbeitsgruppe für Experi¬
mentelle Gynäkologie der Freien
Universität. Der Direktor der gy¬
näkologischen Abteilung, Profes¬
sor Weitzel, betonte in einem Te¬
lefonat: „Ich habe damit nichts zu
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stern nicht zu erhalten. 
Das Thema Zwangssterilisa­

tion beschäftigte das Berliner Ab­
geordnetenhaus bereits im Herbst 
1984. Ein Hearing im Gesund­
heitsausschuß blieb damals ohne 
ein Ergebnis. In Berlin sei kein 
einziger Fall von Zwangssterilisa­
tion bekannt, versicherten damals 
die geladenen Experten, darunter 
Chefärzte verschiedener psychia­
trischer Kliniken und Psychiater. 
Fachleute berichteten allerdings 
ganz anderes. 
Ein Mitarbeiter einer Beratungs­
stelle für geistig Behinderte: ,.Aus 
meiner nunmehr sechsjährigen 
Praxis heraus kann ich sicherlich 
sechs Fälle nennen, in denen min­
derjährige Mädchen, die eine Dia­
gnose geistiger Behinderung auf­
weisen, sterilisiert worden sind. 
In all den mir bekannten Fällen hat 
weder eine Aufklärung der Mäd­
chen stattgefunden, noch wurde 
ihre Einwilligung eingeholt." 

Diese Sterilisationen seien 
,.gang und gäbe", berichteten an­
dere Mitarbeiter von Kranken-

Wurden Behinderte 
zwangssterilisiert? 

häusern. Nicht nur in Berlin. Das 
Magazin „Panorama" berichtete 
Ende 1984, daß in einer Hambur­
ger Sonderschule für geistig Be­
hindertedie Hälfte der minderjäh­
rigen Mädchen sterilisiert waren, 
in einer anderen ein Drittel. 

Dabei ist die rechtliche Situa­
tion eindeutig: ,.Die notwendige 
Einwilligung der betreffenden 
Person kann weder durch den Vor­
mund noch durch einen Pfleger er­
setzt werden", heißt es in einem 
Aufsatz der 'Zeitschrift für 
Rechtspolitik', der im April 1984 
vollständig im 'Deutschen Ärz­
teblatt' nachgedruckt wurde. 
Dennoch können Eltern offen­
sichtlich mit wohlwollender Un-
terstützung durch die Ärzte rech­
nen, wenn sie unerwünschten 
Nachwuchs ihrer geistig behin­
derten Kinder verhindern möch­
ten. Was die Eltern für verantwor­
tungsbewußt halten, ist im recht­
lichen Sinne dennoch eine 
,.schwere Körperverletzung". 
Ein Gesetz, welches die Grauzone 
der Sterilisation beheben sollte, 
liegt seit 1972 beim Bundesjustiz­
ministerium in der Schublade. 

(taz 11.9.1986) 

.. 
Be�Un (ap):. Wegen des Verdachts der „ge­

fahrlichen Korperverletzung im Zusammen­
hang mit Sterilisation an psychisch Kranken" 
in der Berliner Universitätsklinik Steglitz hat 
die Staatsanwaltschaft ein Ermittlungsverfah­
ren „gegen Unbekannt" eingeleitet. Wie Justiz­
sprecher Walter Neuhaus gestern mitteilte, be­
steht der Verdacht, daß in dem Krankenhaus 
an geistig Behinderten und entmündigten Pa­
tienten Zwangssterilisationen vorgenommen 
worden seien, ohne daß vorher die für diesen 
Eingriff erforderlichen Genehmigungen einge­
holt worden seien. Neuhaus zufolge sind im 
Zuge der Ermittlungen mehr als hundert Pa­
tientenakten beschlagnahmJ; worden. Ausge­
löst worden seien die Recherchen von ent spre­
chenden Anfragen mehrerer u; ;glieder des 
Berliner Abgeordnetenhauses. 

Breme r Nach­

richten 11.9.86 
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Zwangssterilisation bestätigt
Berlin (taz) —In Berlin gehen die
Ermittlungen der Polizei und der
Staatsanwaltschaft wegen der Ste¬
rilisation von geistig Behinderten
weiter. Zur Zeit werdendie in acht
Berliner Kliniken beschlagnahm¬
ten Patientenakten von der Kripo
ausgewertet, teilte Justizpresse¬
sprecher Neuhaus der taz mit. In
Kürze werde mit Zeugenverneh¬
mungen begonnen. Auch gutach¬
terliche Stellungnahmen sollen
eingeholt werden, um zu klären,
ob in den Fällen, wo Einverständ¬
niserklärungen der Betroffenen
vorliegen, diese Erklärungen „ju¬
r is t i sch ha l tbar “ se ien . Ermi t te l t
werde jedoch nicht, wie von der
taz gemeldet, wegen „Gefähr¬
licher Körperverletzung“, son¬
dern wegen des sch weren Deliktes
der „Schweren Körperverlet¬
zung“ (§224), das Freiheitsstra¬
fen von einem bis fünf Jahren, in
m i n d e r s c h w e r e n F ä l l e n a u c h
Ge lds t ra fen , vo rs i eh t . Neuhaus

betonte, daß auch wegen Sterilisa¬
t i o n e n a n M ä n n e r n e r m i t t e l t
werde und t rat damit Ansichten

entgegen, daß in der Regel nur
Frauen steri l isiert worden seien.
Das allerdings glaubt eine Berli¬
ner Gynäkologin aus ihrer Erfa-
hung l̂ haupten zu können, die ge¬
genüber der taz auch bestätigte,
daß solche ungesetzlichen Sterili¬
sat ionen n icht nur in e inzelnen
Krankenhäusern vorgenommen
w ü r d e n . „ D i e fi n d e n ü b e r a l l
statt,“ ist ihre Erfahrung.

Sie verwies zudem darauf, daß
es auch gängige Praxis sei, daß
Abtreibungen bei geistig behin¬
derten Frauen vorgenommen
würden, die ebensowenig vom
Gesetz erlaubt sind wie Sterilisa¬
tionen. Stellungnahmen zu dem
B e r l i n e r

von politischen Amtsträgem wa¬
ren gestern nicht zu erhalten.

R a u l G e r s s o n

Krankenhausskandal

(taz 12.9.1986)

K O M M E N T A R E

Schwierige Antworten
Zur Zwangssterilisation von geistig Behinderten

Zwangssterilisation—das Wort hateinensolchgewalttä-tigen Beiklang, daß spontane Empörung ihre Berechti¬
gunghat. FürunsDeutsche mitunserernationalsozialistischen Ver-
gangenheitgiltdasallemal.DochobdieseEmpörungangesichtsder
in Berlin laufenden Ermittlungen wegen der Sterilisation von gei¬
stig Behinderten nicht auch einen heuchlerischen Beigeschmack
hat, muß oder darf zumindest gefragt werden.
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D ie Frauen sollen selbst bestimmen können, ob sie ein 
Kindbekommenodernicht, egal, ob gesund oder krank. 

Was aber, wenn die Betroffenen nicht in der Lage sind, eine Ent­
scheidung zu treffen? Wie haben wir zu reagieren, wenn die Dia­
gnose lautet, daß das noch ungeborene Kind eine schwere Behinde­
rung aufweisen wird? 

Vönnen wir die radikale Position, die jeden Eingriff ohne 
f\ die Zustimmung des Patienten für unzulässig erklärt, 

durchhalten? Eindeutig kann zur Zeit nur eine Antwort sein: Der 
klammheimliche und wohl übliche Gesetzesbruch muß beendet 
werden. Entscheidungen, die so zentral in das Persönlichkeitsrecht 
eingreifen, müssen heraus aus der Grauzone privater Absprachen. 
Forderungen nach einer klaren gesetzlichen Regelung würden das 
Problem jedoch nicht lösen. 

N ur mit einer enttabuisierten öffentlichen Diskussion ist 
eine Lösung zu finden. Sie allerdings darf sich nicht nur 

um die Fragedrehen, nach welchen Modalitätensterilisiertoderab­
getrieben werden darf. Konsequent und offen geführt ist möglicher­
weise ihr Ergebnis die Bestätigung der radikalen Lösung: Keine 
Eingriffe ohne die ausdrückliche Zustimmung durch Betroffene. 

Zwangs­
sterilisation 
Betr.: ,Geistig Behinderte zwangs• 

sterilisiert·, taz vom 11.9. 

Mit Schrecken und Empörung verfol­
gen w;r. daß die Reaktionen auf das Be­
kanntwerden von imme, weite•en De­
tails zur Zwangssteril1sat1on minder­
jähriger oder entmündigter (geistig) 
behinderter Merische'1 lediglich inAuf­
forder..ir,gen an oie Gesetzgeber mün• 
den UnrechtmäC1ges Handeln soll le­
gal werden. Verdrängt bleibt dabei die 
intensive Suche nach Lösungsmöglic­
keiten !ur existierende Probleme. 
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RaulGersson 

Wir wissen um die Situation der EI• 
lern, die mit ihren Nöten und Ängsten 
allein gelassen werden. Dies kann 
aber nicht als Rechtfert,gung dienen. 
bei ihren Kindern einen körperverlet· 
zenden Eingriff vornehmen zu lassen. 
Dagegen ist vielmehr das grundsätz­
liche Recht aller auf Kinder in die Über­
legung aufzunehmen bzw. zu akzep­
tieren. 

Um dies zur realistischen Perspek­
tive werden zu lassen, müssen Mög· 
lichkeiten - etwa kleine Wohngrup­
pen - geschaffen werden, in denen
die (geistig)behinderten Mütter mit ih­
rem Nachwuchs und ausreichender 
Betreuung leben können. Modelle im 
Ausland weisen diesen Weg. Solchen 
Ansätzen mit massenhafter Sterilisa­
tion zuvorzukommen, bedeutet. den 
einfacheren Schritt zu wählen. 



Es ist kein Zufall, daß die Forderung
nach der Legalisierung der Sterilisa¬
tion ohne Zustimmung der Betroffenen
gerade heute laut wird: Die Bestrebun¬
gen sind nicht zu trennen von dem hi¬
storischen Wissen, daß im Zeichen ei¬
ner w i r t schafl ichen Kr i se das Ver lan¬

gen nach der Verringerung kostenver-
ursachender Faktoren —etwa von be¬
hinderten Menschen —in den Vorder¬
grund tritt. Eine einschneidende So¬
zialpolitik undzunehmende Versuche,
Behinderung humangenetisch in den
Griff zu bekommen sowie von der Ge¬
sellschaft unerwünschten Nachwuchs
durch Sterilisation zu verhindern, bil¬
den da einen Zusammenhang.

Welche Folgen das Streben nach
Einschränkung der Soziallasten —
verbunden mi t wissenschaf t l icher
(Erb-)Forschung und eugenische Pro¬
phezeiungen —hat. wissen behin¬
derte Menschen nur zu gut; Die
Zwangssterilisation der NS-Zeit, argu¬
mentativ und praktisch beginnend bei
den geistig Behinderten, erfaßten alle
.Auffälligen" und führten zur weiteren
Aussonderung, für ungezählte Men¬
schen wa r de r un f ruch tba rmachende

Eingriff der erste Schritt zur physi¬
schen Vernichtung.

Fließende Grenzen deuten sich ge¬
genwärtig bei dem im Zusamenhang
mit der Sterilisationsdebatte einge¬
führten Begriff .fehlende Einsichtsfä¬
higkeil" erneut an. Hingewiesen sei
hier auch auf eine bemerkenswerte
Zweigleisigkeit in der Argumentation:
Kinderlosen nichtbehinderten Frauen
gesteht man den Entschluß zur freiwil¬
ligen Sterilisation nur unter Auflagen
zu -- geistig Behinderte sollen die Ein-
sichtsfähigkeit über die Folgen des
Eingriffs rr.it 11.15 oder Iß Jahren be¬
s i t zen?

Mit dem Verweis auf die wün¬
schenswerte freie Sexualität die Steri¬
lisation (geistig)Behinderler einkla¬
gen zu wollen und dabei die massive
(innerfamiliäre) sexuelle Gewalt ge¬
gen behinderte Frauen zu verschwei¬
gen, erscheint uns als ein Gipfel der
Verlogenheit verantwortlicher Behin¬
dertenfunktionäre. Um diese heile
Well der Familie zu reiten, werden die
Rechte der (geislig)Behinderten ver¬
kauft. Die ausgeführten Eingriffe ohne
Zustimmung dabei als Zwangsslerili-
sation zu bezeichnen trifft die Realität
de r Maßnahme .

Die jetzt an die Öffentlichkeit ge¬
drungenen Vorfälle an Berliner Klini¬
ken, deren Ärzte Zwangssterilisatio-
nen durchführten, sind nur der Gipfel
des Eisberges. Seit Jahren werden
Sterilisationen ohne Einwilligung der
Betroffenen stillschweigend von der
Justiz geduldet. Auf keinen Fall darf
diese Praxis jedoch durch ein Gesetz
legalisiert werden. Dies würde auf je¬
den Fall fatale Folgen für Tausende

von (geisfig)Behinderlen haben. Die
Gesetzesübertretungen müssen ge¬
ahndet werden.

Bundesweiter Zusammenschluß der
Krüppel und Behinderteninitialiven,

Anneliese Mayer
★

Journalisten der taz führten Berichter¬
stattung über die erst jetzt bekanntge¬
wordene Zwangssterilisierung geistig
B e h i n d e r t e r i m U n i v e r s i t ä t s k l i n i k u m

Steglitz. Es ist für mich verständlich
nicht mehr nachvollziehbar, daß derar¬
tige Schweinereien möglicherweise
seit Jahren im .Untergrund" ausge¬
führt. 19ß6 derÖflentlichkPi! rugs'ig-
lieh gemacht werden. Beieils '■ öen
60er Jahren sprach sich de' damalige
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Bundestagsabgeordnete Dr Müller­
Emmert (SPD), Rechtsanwalt. Ober­
staatsanwalt a.D., Kaiserslautern. für 
die chemische Kastration bzw. Sterili­
sierung von sogenannten Minderhei­
ten aus. Dabei kommt es gar nicht dar­
auf an, ob der bis Kriegsende als 

Kampl- und Sturzkampfflieger einge­

setzte Dr. Müller-Emmer!, die chemi­

sche Kastration straffällig gewordener

Homosexueller oder die Zwangssteri­
lisation geistig Behinderter als • Voll­
zugsziel· im Visier hatte. Entschei­
dend ist die Tatsache, daß der in Berlin 
ensäss ge Pharma-Konzern Scher,ng 
1968 die VPrwirklichung derartiger 
Sauereien durch das in den Handel ge­
brachte Medikament ANDROCUR er­
möglichte. Die Anwendung dieser Me­
dikation, insbesondere hinter ver­
schlossenen Türen psychatrischer 
Anstalten läßt sich in der Ausweitung 
des Behandlungsspektrums nur ver­
muten, soweit Betroffene ni.cht bereit 
sind. darüber zu berichten. Ehemals 
zwangsweise chemisch kastriert wor­
den zu sein, gibt mir Berechtigung zu 
der Feststellung, daß das..System .hu­
maner• geworden ist, man vergast 
nicht mehr! 

Lothar v.d. Brück, Offenbach 

Hallo in Berlin! Eine Gebrauchsan­

wendung von Androcur lege ich bei. 

Dir, liebe Säzzerin, empfehle ich den 

Anwendungsbereich bei einer Frau 

genau durchzulesen. Schon die .Ne­

benwirkungen· sind eine Perversion

für sich selbst. - Und munter wirdwei­

ter drauflas androcust. Lothar
* 

F allsder Justizpressesprecher mit sei-

ner in dem genannten Artikel erwähn­
ten Bestätigung Eurer Recherchen 
eine vollständige Erklärung abgege­
ben haben sollte, dann sind die ge-
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machten Angaben wieder einmal eine 
Unterstreichung der Richtigkeit mei­
ner schon mehrmals aufgestellten Be­
hauptung. daß die hiesige Staatsan­
waltschaft einen großen Teil ihrer Auf­
gabe darin zu erblicken scheint. nicht 
Straftaten aufzuklären. sondern auch 
selber Straftaten zu begehen, indem 
sie sich der Strafvereitelung im Amt 
und der Begünstigung befleißigt. 

Denn: Bei einer gefährlichen Kör­
perverletzung nach§ 223a StGB, was 
nach Herrn Kähne (einziger) Gegen­
stand der staatsanwaltschaltlichen 
Ermittlungen sein soll, ist als mindeste 
Freiheitsstrafe eine Zeit von einem Mo­
nat Haft durch das Gesetz vorgese­
hen. In den vorliegenden Fällen ist je­
doch nicht .nur" Körperverletzung zu 
ermitteln, sondern wegen .schwerer· 
Korperverletzung zu ermitteln (§ 224 
StGB). da ja nach den wohl feststehen­
den Eingriffen die Betroffenen nun 
keine Zeugungsfähigkeit mehr besit­
zen. Bei Nachweis dieses Tatbestan­
des beträgt die mindeste Freiheits­
strafe mindestens ein Jahr Haft und 
kann nicht mehr, wie jedoch nach 
§ 223a StGB möglich, durch eine
Geldstrafe ersetzt werden. Da die Ope­
rationen noch dazu bestimmt nicht ver­
sehentlich vorgenommen wurden, lä­
gen sogar .beabsichtigte· schwere
K_örperverletzungen vor und da greift
ein noch höheres Strafmaß, nämlich 
zwei bis zu zehn Jahre Hall - statt 
.nur• bis zu fünf Jahre bei§§ 223 und 
224 StGB. 

Da nun bei diesem Sachverhalt die 
Staatsanwaltschaft nur wegen gefähr­
licher Körperverletzung ermittelt und 
die jeweiligen Ermittler/innen sicher­
lich ab und zu mal in das Strafgesetz­
buch hineinsehen und auch lesen kön­
nen, ist m.E. dcvon auszugehen, daß 
von ihnen beabsichtigt ist, die Täter 



bie Sterilisation Minderjähriger
ist in jedem Fall eine Zwangsste¬
rilisation. Niemand, ob behindert
oder nicht, ist in diesem Alter in
der Lage, eine so weitreichende
und nicht revidierbare Entschei¬
dung über sein Leben zu treffen.
Ebenso kann und darf niemand im
Ernst sich anmaßen, eine saube¬
re/sichere Prognose über die zu
erwartende Entwicklung einer/s
Jugendlichenzu stellen.

Die Steri l isation behinderter
Jugendlichererfolgtdaherunter
bewußter Ausnutzung ihrer
rechtlichen Stellung; Entweder
werden sie getäuscht überden tat¬
sächlichen Vorgang (z.B. Blind-
darmoperation), werden „sanft“
überredet oder gar nicht erst ge¬
fragt. Dies alles geschieht mit Zu¬
stimmung oder auf Zuraten von
Sonderpädagogen, Ärztenund
Therapeuten, die bewußt oder
auch unbewußt ganz andere Inter¬
essen verfolgen als die meisten
Eltern, die ihre Tochter oder ih¬
ren Sohn sterilisieren lassen. Nie¬
mand aberdenkt darüber nach,
welche Verletzung einem Men¬
schen mit der Steril isation zuge¬
fügt wird—prakticch «in» zusätz¬
liche Behinderung.

(... jSolange es keine alterna¬
tive Praxis gibt, die es behinder¬
ten Menschen ermöglicht, mit
fremder Hilfe ein eigenes Kind
großzuziehn, solange sich Ärzte
und Ärztinnen keine Gedanken
darüber machen. wie es behinder¬
ten Jugendlichen in der schwieri¬
gen Entwicklungsphase möglich
ist, eine einfache und schonende
Verhütung zu praktizieren, kurz:
Solange die Lasten so ungleich
verteilt sind wie heute, werden
auch Eltern immer wiederder
Ster i l isat ion zust immen.

Andreas Schultheiß
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nicht dem Gesetz gemäß anzuklagen, 
sondern sie .billig" davonkommen zu 
lassen. Sowas heißt Begünstigung 
und Strafvereitelung im Amt und ist of. 
lenbar bei der Staatsanwaltschaft 
Usus. Dietrich Derz, Berlin 

(taz 17.9.1986) 

Zwangs­
sterilisation 

Betr: ,,Schwierige Antworten", 
tazvom12.9. 
Zwangssterilisation ist gewalttä­
tig: was an der Empörung über die 
bundesrepublikanischc Praxis 
heuchlerisch ist, hätte der Kom­
mentator darstellen sollen: er 
suggeriert ferner fälschlicher­
weise. �aß geistige Behinderung 
per se eine vererbh,irc Kr ,rnkheit 
sei. Zudem ist zu fr agcn. \, elrhes 
Tabu von der öffrnt I ichcn Dis­
kussion genommen werden soll. 
vielleicht jenes, das aus der Rest­
scham über die Zwangssterilisa­
tion der Nazis resultiert? 

Ein zeitgenössischer Kinder­
arzt, der sich ein Leben lang der 
B�treuung behinderter Kinder ge­
widmet hat, konstatiert: �Auch 
der geistig Behinderte entwickelt 
ein Schamgefühl und die Fähig­
keit zur Partnerschaft, die bewun­
derungswürdig und unterstüt­
zungsbedürftig ist. u Im gleichen 
Atemzug fährt er fort: � Tatsäch­
lich ist es im Einzelfall sehr 
schwer. das Kind nun dazu zu 
bringen. sich sterilisieren zu las­
sen. ( ... )Hier müssen wir mit 
Tricks arbeiten, etwa, indem von 
Blindd.irmnarbenkorrektur oder 
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Wurmbefall gesprochen wird. u 

(Rett. Wiss. Information. Milupa 
AG, 7.148: 1981). Ein anderer. 
gleichfalls zeitgenössischer Kin­
derarzt zitiert die Frage:" ... ob 
man nicht die Gesunden vor den 
Kranken schützen müsse und 
schon deshalb zu Entscheidungen 
gegen einen Patienten gezwungen 
sein könnte?�. (v. Lemberg. 
INA,Bd.56.S.7, 1986). 

Das ist BRD-Klima. wie es Be­
hinderten entgegenschlägt, deren 
Existenzbcrchtigung zudem Tag 
für Tag in Frage gestellt wird 
durch expandierende vorgebun­
liche Untersuchungen mit "thera­
peutischen Aborten u bei entspre­
chenden Befunden. Die Frucht­
barkeit behindener Menschen
wirft keine medizinischen, son­
dern soziale Fragen auf; entspre­
chend müssen die Antworten aus­
f �llen. also zu sorgen ist für ge­
eignete Lebens- und Arbeitsbe­
dingungen Behinderter, wenn sie 
der familiären Obhut entwach­
sen. Die "schwierige Antwonu 

auf die Frage der Sterilisation be­
hinderter Jugendlicher sollte end­
lich eindeutig beantwortet sein: 
Nein! Michael Bentfeld 



Kein Rat zur Ster i l i sa t ion
Weisung an Sonderschullehrer /„Mehrere Fälle bekannt

(wig). Die Angaben von Experten hatten
Vertreter der SPD-Fraktion hellhörig gemacht:
War es in einigen Städten, darunter auch in
Bremen, zu Steri l isationen von minderjähri¬
gen Behinderten gekommen? Gestern tragen
die Sozialdemokraten diese Frage in die Büi>
gerschaft Bildungssenator Horst-Werner
Franke erklärte dazu, bei einer Schulleiter^
Dienstbesprechung aller Sonderschulen im
Mai vergangenen Jahres sei festgestellt wor¬
den. „daß «♦«iHligatinnpn Minderiähriger in
Schulen füflreistig Behinderte bekannt sind".
Nach der Besprechung sei die WeisungTrgaiP
gen, „daß jede Einflußnahme durch Lehrer im
Hinblick auf eine Sterilisation geistig Behin¬
derter zu unterbleiben haf*.

Nach Angaben des Bildungssenators sind
die bekanntgewordenen Sterilisationen von
minderjährigen geistig behinderten Schülerin¬
nen und Schülern „auf Veranlassung der El¬
tern durchgeführt worden”. Schulleiter der
Sonderschulen hätten erklärt, aus der beson¬
deren Aufgabenstellimg an diesen Bildungs¬
einrichtungen resultiere eine besonders enge
Kooperation zwischen Schule und Eilternhaus.
Also wendeten sich Eltern oftmals auch mit
Fragen, die nicht „zum unmittelbaren Erzie¬
hungsbereich” gehörten, an die Lehrkräfte.

Franke: JVus der Verantwortung gegenüber
den ihnen anvertrauten Schülern haben gele¬
gentlich einzelne Lehrkräfte dieser Schulen
den betroffenen Eltern ihre sehr persönliche
Auffassung zur Frage der Sterilisation darge¬
legt” Dies sei zumeist auch unter Hinweis auf
die unklare Rechtslage zur Sterilisation Min¬
derjähriger geschehen.

Nach der Dienstbes]
nen Jahr se i aber an a l le be t ro f fenen
der Stadtgemeinde die Weisu
jegliche Elinflußnahme durch
Frage imterbleiben müsse. Der Senator. ,J>ie
Landesregierung hält es für erforderlich, daß
die besonderen Probleme der geistig behinder¬
t e n S c h ü l e r i m d S c h ü l e r i n n e n i n i h r e r v i e l ¬
schichtigen Komplexität durch möglichst um¬
fassende Förderung imd Beratung von vorn¬
herein in jedem Einzelftül aufgenommen und
bewältigt werden können.” Die zuständigen
Senatoren, sa^ Franke zu, würden die Depu¬
tierten über die gesamte Problematik umfas¬
s e n d u n t e r r i c h t e n .

n

i m

i n d i e s e r

(Bremer Nachrichten 6.11.1986)
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Zur Zwangssterilisation an geistig 

Behinderten 

Die Statfsunwultschaft Berlin ermilfeft seit Sep­
tember gegen Ärzte und Krurrk.ensrhwestun we­
gen des Verdad11s der Zwangssterilisation von 
geistig und psyc:hisd, Behinderten. Unter.sucht 
wird damit eine Praxis, die sowohl in JJ'est-Berlin 
als auch im ßundesgebiel bisher slillschweigtnd 
1/ber A bspra<"htn l wischen Ä ruen und A ngeh/Jri­
gm lief und Reduldel wurde. Laut Gesell ist Vor­
ausstllUIIR f11r eine Sterilisation, daß die/der Be­
troffene »wirksam einwilligt«. Geklllrl werden 
soll nun, inwieweit die Be/rof/enen in Berlin »ei11-
sic/11sf1Jhig« waren. Z11nthmtnd in dit Diskus­
sion geraten Oberleg11nge11, die Einwilligung von 
Angehörigen nder Vormund als ausreichende Ba­
sis /ilr einen Eingriff gtset;zlicl1 :zu h1stal/ieren. 

Dow eine Stel/u11gnah111e der AG SPAK (bun­
desweiter Zusammenschluß der Krüppel- urrd Be­
hinderten in it iat i ve): 

,.Mil Schrecken und Empörung verfolgen wir, 
daß die Reaklionen aur das Bekanniwerden von 
immer wei1eren De1ails zur Zwangssterilisa1ion 
minderj�hriger oder enl mllndigler (geiSlig) behin­
dericr Menschen lediglich in Aufforderungen an 
die Geselzgegber munden: Unrcchlmäßiges Han­
deln soll legal werden, Verdrängt bleigl dabei die 
inlensive Suche nach I.Osungsmöglichkeilen fUr 
exislicrende Probleme. 

W ie wissen um die Situation der Eltern, die mit 
ihren Nölen und Ängsten allein gelassen werden. 
Dies kann aber nichl als Rechtfertigung dienen, 
bei ihren Kindern einen körpcrvcrlc:tzcndcn Ein­
griff vornehmen zu lassen. Dagegen ist vielmehr 
das grunds31Zliche Recl11 aller aur Kinder in die 
Überlegungen aurzunchmcn beziehungsweise zu 
akzeplieren. 

Um dies zur realistischen Perspektive werden zu 
lassen, müssen Möglkhkeilen - elwa kleine 
Wohngruppen - ge.schaffen werden, in denen die 
(&ciSlig) behinderlen Müller mil ihrem Na,h­
wuchs und ausreichender Betreuung leben kön­
nen. Modelle im Ausland weis,n diesen Weg. Sol­
chen AnsOtzen mit massenhafter Sterilisation zu­
vorzukommen, bedeutet, den einfacheren Schritt 
zu wählen. 

Es ist kein Zufall, daß die Forderung nach der 
Legalisierung der Sierilisation ohne Zusrimmung 
der B<11roffenen gerade heute lau! wird: Die Ue­
s1rcbungcn sind nkht zu trennen von dem histori­
schen W issen, daß im Zeichen einer winschaf1li­
chen Krise das Verlangen nach der Verringerung 
koos1cnvcrursachcndcr Faktoren - etwa von bc­
hind<rlen Menschen - in den Vordergrund lrill. 

Eine einschneidende Sozialpoli1ik und zuneh­
mende Versuche, Behinderung humangenelisch in 
den Griff zu bekommen sowie von der Gesell­
schafl unerwUnsd11en Nachwuchs durch Slerlisa­
tion zu verhindern, bilden da einen Zusam­
menhang. 

Welche Folgen das Slreben nach Einschränkung 
der Soziallasten - vcrbunJcn mit wiucnschaftli­
cher (Erb-)l'orschung und eugenischen Prophe­
zcihungcn - hat, wissen behinderte Menschen 
nur zu gul: Die Zwangss1erilisa1ionen der NS-Zeil, 
argumenlaliv und praklisch beginnend bei den 
GeiS1igbehinder1en, erfaß1en alle „Auffälligen" 
und führien zur weileren Aussonderung, für unge­
zahlle Menschen war der un[ruch1bar machende 
Eingriff der erSle Schrill zur physischen Ver­
nichlung. 

Fließende Grenzen deulen sich gegenwärlig bei 
dem im Zusammenhang mit der Stcrlisationsde­
balle eingeführ1en Begriff „fehlende Einsichisrn­
higkcit II erneut an. Hingewiesen sei hier auch aur 
eine bemerkenswerte Zwciglcisigkdl in der Argu­
mcn1a1ion: Kinderlosen nichtbchindcrlcn Frauen 
gcs1eht man den Entschluß zur freiwilligen Stcrili­
sa1ion nur unter Aunagcn zu -Gcistigbchinderlc 
sollen die EinsichlS[ähigkeil Ober die Folgen des 
Eingriffs mil II, 15 oder 18 Jahren besilzen7 

Mil dem Verweis auf die wllnschenswerll freie 
Sexuali1a1 die Slerilisation (GeiS1ig)-Behinde11er 
einklagen zu wollen und dabei die massive (inner­
familiäre) sexuelle Gcwah gegen behinderte 
Frauen zu verschweigen, erschein! uns als ein Gip­
[el der Verlogenheit veran1wor11icher Dehinder-
1enfunktionäre: Um die heile Weh der Familie zu 
reuen, weiden die Rechle der (Oeisrig)-Behinder­
ten verkauft. Die ausgeführlen Eingriffe ohne Zu­
stimmung dabei als Zwangssterilisation zu be­
zeichnen, lrifft die Rcalit!U der Maßnahme. 

Die je1z1 an die Öffentlichkeit gedrungenen 
Vorfälle an Berliner Kliniken, deren Arzle 
Zwangsslerlisationen durchfUhrlcn, sind nur der 
Gip[el des Eisberges. Seil Jahren werden Slerilisa­
lioncn ohne Einwilligung der Beuoffenen siill­
schweigend von der Jusriz gedulde!. Aur keinen 
Fall darr diese Praxis jedo.:h durch ein gese1z legn­
llsierl werden. Dies wurde aur jeden Fall fatale 
Folgen rur Tausende von (Geisiig)-Dehinderlen 
haben. Die Geselzesübertrelungcn müssen geahn­
dc1 werden:• 

(Dr.med. Mabuse 12/86) 
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S T E R I L I S AT I O N B E H I N D E R T E R
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Legale Euthanasie?
Sterllisalion ohne Einwilligung der
BetraHenen Ist etralhar. Ihtadehlich kommt
sie aber Immer wieder von zum Teil, well
Eltern sieh serantworbingsvoll verhallen
wollen. Und so wird In letzter Zelt der Riil

nach einem Slertlisatlonsgesetz wieder
von verschiedenen Selten laut. Die einen
erollen eine GesetzeslQcke schlieBen. die
anderen Behinderte vor ZwangseingrlHen
schätzen.

geistig Behindeiter. angeschlossen. Hatte
man die -von ihr zumindest stellenweise

lordeite -Praxis der Zwangseingritle nach
den ersten Berichten vor zwei Jahren noch

vehement verteidigt (siehe dazu sozial extra
11 '1985), so will man jetzt .nach der
vertieften Diskussion* das ftrsanllchkeits-
recht der Behinderten schützen.

Während sich die .Lehenshilfe' elegant
aus der SchuBlinie der Justiz und der

Verantwortung zieht, werden die Aktivltiten
in das Bonner Familienministerium

verlagert: Getreu dem Grundsatz. daB nicht
die Zwangseingritle. sondern die untätigen
Politiker zu verurteilen seien, fordert die
.Lebenshilfe' ein legalisierendes Gesetz.
Vorgesehen ist. die Einwilligung in eine
Sterilisation zu ersetzen, wenn der
betroffenen Person .wegen fehlender
Einsichtslählgkelt* nicht klargemacht
werden kann, was eine Unfruchtbarmachung
zum eigenen Wohl bedeutet. Die gummlhafte
Dehnbarkeit einer bescheinigten .Einsidits-
fähigkeir weist auf die Gefahren eines
derartigen Gesetzes.

Das Familienministerium ist sich der

Brisanz einer Gesetzesvortage mit solchen
Vorgaben bewuBt. In gut informierten
Kreisen spricht man von kritischen Stimmen
bis hin zur Ministerin Rita SOBmuth. Es
zeichnet sich ab. daB Schritte in die
Öffentlichkeit auf die Zeit nach der Bundes¬
tagswahl verschoben wurden, um potentielle
Wähler nicht zu verprellen. Alierdings ist zu
befürchten. daB bei der Fortsetzung der
politischen Wende die möglichen Wider¬
stände im Bundesministerium für Jugend.
Familie und Gesundheit lallen.

Vor nunmehr 15 Jahren sah ein Entwurf
der damaligen SPDdnP-Koalition die
Sterilisation von
unfähigen Personen nur bei medizinischer
Indikation vor. Der Entwurf blieb in der

Schublade, weil es aus dem Fürsorgebereich
Proteste hagelte. Allen voran die .Lebens¬
hilfe .Sie strebte stattdessen damals die

legale Sterilisation von .geschäftsunfähigen
Behinderten' ohne Altersbegrenzung an
Eine intensive Auseinandersetzung mit
dieser Forderung steht noch aus. Vieles
spricht für eine Fortsetzung dieses Denkens
mit modernem Vokabular. Wb die Fähigkeit
zur Schwangerschaft geistig behinderter
Menschen soziale Fragen autwirft. werden
medizinische Antworten gesucht.

Die Fähigkeit ar
Si

Behleäaitsnglllde
efleahareUBslilir.
SesleMmii i thei
Aid bl dar

.almHaiidlaBg.dle
e ine r

I nBerlin ermittelt die Staatsanwaltschaft
in acht Kliniken wegen dem Verdacht der
schweren Körperverletzung. Die

Mediziner sollen geistig behinderte Mädchen
und Frauen ohne deren Wissen sterilisiert
haben.

Diese Eingriffe sind in der Bundesrepublik
keine Ausnahme. Fachleute schätzen. daB
jährlich mehrere hundert oder gar tausend
Menschen ohne Einwilligung unfruchtbar
gemacht werden Besonders bedroht sind
Mädchen und Frauen, die in manchen Fällen
schon vor der Pubeität auf dem Operations¬
tisch landen. Erst vpr kurzem wurde dem
Deutschen Kinderschutzbund der Fall eines
elfjährigen, geistig behinderten Mädchens
bekanm, das sozusagen vorbeugend
sterilisierl werden sollte.

Oer jetzt in die Kritik geratene Berliner
Gynäkologe Professor Günther Kindermann
verweist auf die Motive in seiner Zunft: Für
ihn ist der Eingriff .eine Handlung, die einer
Heilbehandlung gleichkommt*. Inerschrek-
kendem MaBe machen diese Worte deutlich,
wie wenig Scham offenbar die Medizin über
die 400.000 Opfer der Zwangssterilisalion
im Nationalsozialismus verspürt. Schon vor
1933 wurden Unfruchtbarmachungen und
auch die für viele Sterilisierte sich anschiie-
ßenden .Euthanasie'-Aktionen mit der
Formel .Heilbehandlung' beschönigt und
vorbereitet.

Dabei ist die Rechtslage heute eindeutig.
Wer ̂ne Person ohne Einwilligung
sterilisiert, macht sich strafbar. Die fehlende
Einwilligung kann auch nicht durch die
Zustimmung von Eltern. Heimeiziehem.
Ärzten oder Vbmiündem ersetzt werden. Es
sei denn, es Hegt die Abwendung einer
Lebensgefahr vor. Dieser Position hat sich
nach dem Bekanntwerden der Berliner
Ermittlungen offiziell auch die .Lebenshilfe
die zentrale Vereinigung für die Betreuung

g t i H k n n m r .

ings-
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Senat will mit neuem Gesetz Härten ausgleichen 

NS-Opfer sollen höhere 
Sonder-Rente bekommen 
Die in Berlin den politisch, ras­

alsch und religiös Verfolgten ge­
währten Sonder-Rentenleistungen
aollen rückwirkend zu� �· Januar 
1987 um etwa z.ehn Pro it erhöhi
werden. Eine entsprechende von 
lnnenaenator Wilhelm Kewenig 
vorbereitete Gesetzeain!Uatlve bil­
ligte gestern der Senat. 

Die Berliner Rentenleistung l\lr 
NS-Opfer gibt ea aelt den 50er Jah­
ren nur bis na eewlssen Einkorn� 
mensstufen. Da dadurch Immer 
wieder Härten aul\raten, sollen die 
Freibeträge f\ir die • Anrechnung 
anderweitiger Einkünl'\e künnig 
angehoben werden. Abweichend 
von der bisherigen Vorschrll\ wird 
die Rente nunmehr auch gewährt,
wenn ein Empfänger nach West­
deutschland verzieht. 

lnnen-Staats.ekretär Conen, ver­
wies darauf, daß die Berliner Son­
derregelung vor allem l'ür Personen 
gedacht aei, deren Lebensschiclual 
durch das NS-Regime besonders in 
Mitleidenschal\ gezoeen wurde. 
Das Geld wird rusätzlich zu der 
nach dem Bundeaentachädigung,._ 
geaeu gewährten Rente gezahlt 
Die Bezüge 1ind, ao Conen, nicht 
nur rur die Betttuun der� 

Sonder-Rente. Im Berliner Haus­
halt 1987 waren dafür 8,5 Millionen 
Mark vorgesehen; der Betrag wir<! 
nun um 740 000 Mark aufgestockt. 

Obwohl, wie Conen sagte, in Ber­
lin .im Grunde fast jeder NS-Ver­
folgte die ihm rustchende Unter­
stützung finden aolJte•, gibt e1 
noch immer Härtefalle, in denen
nach den Buchstaben des Gesetzes 
nicht geholfen werden kann . .Für 
solche Bedilrl\ige plant der Senat 
die Errichtung einer privatrechtli• 
chen Stil\ung. In ihrt·n Grundstock 
sollen auch etwa drei bis fünf Mil• 
lionen Mark öffenUicher Gelder 
eingebracht wertlen. 

Rechtliche Situation 
wird geprüft 

Senator Kewenig soll nun im 
Einvernehmen mit seinen Kollegen 
Scholz Pt•llz) und Rexrodt (Fi'i'tu· 

�h�� V�r:C�����;ee�csi�
n

s��u�� 
arbeiten kann. Die Mittel könnten 
zum Beispiel NS-Vetfo� �t� 
kommen, dli11!]]!.j1ls s � 
fnsten nach dem Bundesentschä• 
�.,Msgeselz abliefen, noch rucht 
un Gellungsbere,ch des Grundge­
setzes lebten. Außerdem rechnet 
man damit, daß ncbrn Ju..lkn.Jlllm. 

Sinti und Roma sowie Menghen, 
die wahrend der NS-Zeit maou­
�tcäfü,ert wuroen, w Einzelfällen 
pegünstigt werden könnten. 

(Morgenpost, Berlin, 

Februar 1987 

„Bund derZwangssterilisierten" gründete sich in Detmold 

,,Dem Makel entgegentreten" 
Briefe an Bundeskanzler und Bundespräsident verschickt 

Detmold (jO. Heraustreten aus der Isolation, Anerkennung als Verfolgte 
des NS-Regimes und die Gruppeubildung zur besseren Durchsetzung der 
Forderungen, das sind die wichtigsten Ziele, die sich der „Bund der 
Euthanasie-Geschädigten und Zwangssterilisierten", dessen Gründungs­
versammlung nun in Detmold stattfand, für die Zukunft gesetzt hat . ...ll.. 
Teilnehmer, zum größten Teil s•!lbst betroffen, hatten sich dazu in c:IeD 
häumen der Detmoldcr Tagesklinik för Psycltlatrlc In der ßlclcfcldcr 
Straße versammelt. 
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Sette S2 □CTddeutseheZettungNr.64 18-1-87

G e f ä h r l i c h e r P r ä z e d e n z f a l l
Diskussion Qbsr ein Urteil britischer Lordrlchter« des

die Sterilisierung eines geistig behinderten Midchens ertaubt

S S

S S

V o n u n s e r e m K o r r e s p o n d e n t e n G e r d K r S n o k e

SfeSBrist. suA des BisUco vm
1‘ ewiii Äw) Wotelw enneir Bl6^

nihen Schwangendaa* Zivar-war andi wwd-
genvoiden,demMadAendieFilIese«ei«idiiea,
dae^n q^mdk jedodMsB diem stab
mit des Medikameiita, die Jessetle Jeist adum

d e n « M , dI i o n d i m , U . M B i z

C h e n e i n f u n d a m e n t a l e s m a n s c h l l p J i e s G r u n d *
r e c f a i r n a h m e n w ü r d e n u n d t r o t x d e m : J e a n e t t e
wird storfllaiert Das J7J8hrige MBd«dum ans
Newcastle, dessen P'anl iBenname ungenannt
bHe'b.bat nach Ansicht der nudrleute, der slehdto
R|fäitsr A i a s a i d a i M R e i f e e i n e s
t^ahrlgen Kindes.-Dih VorstenuaB, dsS das'
■MMchen schwanger ¥>eidMtM6nnte, hatte Wrdte
Sichter deshab «twas Beängstigendes. Zudm
sHhe Jeanette nlditJn der Lage, einen Zoson-
manhang zadsd ien Gesch led r t sve i t eh r und
Sd iwangetaehaS i iber i ianp t wahrs imehmen.
Deshalb wttcde'aer Gemeinde,dia iOr dasMfid^
idmn aorg^-wlaMbt, dto «ntspieefamide Operatton
v o m e l i m e n n a ' l a s s e n ; J e a n e t t e s - M u t t a r i s t m i t
der Rygehmg einverstanden; Jeanettes Vormund
Imtte^dein'FaU-dem Obersten Gericht aur Ent-

etnnahiiian rauB, als mnertrSgbch erweisen
künnts. Zodemaai sweOelliafl;«* sie «beAaqit
inderlaigew«re.diePBleiBgrltnlllHgim nnhmiTn

Oie EntsähBidung der Imdriditar, die heto»-
tm. daB sie vor aBemtmlnteiesaedes MM^eni

«on. Direktor4jBerBtataiS?ar;Q««W^^
te.g»adimn-dnemjegh^ciiengr«sedw
taUl Es werde Oe Rage anftewarjea. w^
Bedita Geisti^ad^ie ^hÄtten.Wederaeibowies«n,daBJeeiielteimWto

Ot-ae
ein -lMbindertes bekonunea w6rd»noeh

es überbaapt «e efawr SdiwaagmchaftkommeitNadidSm Orten aeidieOetahr̂
daB viele ghnlicheJnile den GerUilanvetgd^
würden. fro.iBt'«ea*m2;ta^*toemonOer Jtat iMr MbgerWf ha ReUieiten

Scheidung vorgelegt
Das MBddienhatnnd i Meiming der B id i ter

dnen ,jeto niedrigen Intrtlligen:grad“.'IiOtdrid»-
tar DUIon sagte in seiner Urteilsbogründung.daB
eb MBdchen w ie Jeane t t e i n f r ühe ren Ze i t ahdh r
lieben Isoliert ln tfnar Anstatt augebraohtdiBtib,
womit die Gefahr einer Sdiwangersebaft;.von
vomherrtn «usgesehlosaan 'wfira. Nach dm
Ekkenpüssen der modernen “Medtein soltta
JeaoaMe^Jedoch soviel'Reibelt als rnBgUidi.jsu;
«billigt werden. sovM Jedenfalls, wie es Undn
»^grenzten IdB^dkdtan entspreche:-flodi Je
giBBer das MaS anRelheit ist das air sugestan*

rjÄlndarBnleeheidiinBeinBnAn-
gr i f faafd ie :

Itt swbI 1^
Darm wBw:anoh.lhte EbmBBgnngfBr
grifinoMeBdiggewasai.

wbd Jeanette IB
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versessene Opfer der NS-Zei1 
fordern Wiederautmachuna 

Detmold  (bär). »Anerkennung, Rehabilitierung und Entschädigung der vergesse­
nen Opfer des NS-Regimes !« Mit diesem leidenschaftlichen Appell an Regierung und 
Bevölkerung zur Wiedergutmachung an mehr als 88 000 In der Bundesrepublik 
lebenden Betroffenen gründete sich gestern In Detmold der "Bund der Euthanasjeqe� 
schädigten und Zwan9§§terilisiertff, Unter der Leitung von 'Rlara Nowak, die selbst
'Geschädigte 1st, und mFt tatkrä 1ger "Geburtsbitte" von Prof. Dr. Klaus Dömer, 
Leiter des Psychiatrischen Landeskrankenhauses Gütersloh, kamen 25 Betroffene 
aus dem näheren Umkreis, aber auch aus Hamburg und Schleswig-Holstein zusam­
men, um sich auf die zukünftigen Aufgabenfelder Ihres Interessenverbandes für die 
Opfer der NS-Verbrechen zu verständigen. 

Zuallererst geht es darum, das grau­
same Unrecht dem Vergessen zu ent­
reißen, den Betroffenen, wie Prof. 
Dörner fordert, •endlich moralische 
Wiedergutmachung durch die Öffent­
lichkeit zukommen zu lassen•. So­
dann soll der Zusammenschluß den 
Erfanrungs- und Meinungsaustausch 
zwischen den Betroffenen fördern, 
auch den Mut geben, aus der sozialen 
Isolation herauszutreten, die unzähli­
gen �hrungsgeschicht&; des
Schreckens niederzuschre1 n und 
_sJer Öffent!ic'hke1t zu8anglich zu' ma­
�Außerdem soll 1e seit drei JäW­
ren intensiv geleistete Überzeugungs­
arbeit bei Bundesregierung, Parteien, 
Kirchen un<l Verbänden weiter voran­
getrieben werden, um für den betrof-

fenen Personenkreis endlich den Sta­
tus der Verfolgten des NS-Regimes zu
erstreit · ·· · 

. 

terzeichneten Briefen forderte der 
"Bund" Bundespräsident Richard 
von Weizsäcker und Kanzler Helmut 
Kohl auf, alles in ihrer Macht Stehen­
de zu tun, um Wiedergutmachung an 
den vergessenen Opfern der Nazi-Ver­
brechen zu leisten. Übrigens: Das 
nächste Treffen des neugegrundeten 
"Bundes" findet am 19. März um 16 
Uhr in der Elisabethstraße 8 in Det­
mold statt. 

Westfalen-Blatt Nr. 48 

Donnerstag, 26. Februar 1987 

134 



Die Sterilisation eines geistig
behinderten 17jährigen Mädchens bat das

Berufungsgericht in London kürzlich
für zulässig erklärt Ein Nazi-Urfeü,

empörten sich englische Kritiker. Für den
Dichter und Juden Erich Fried, der

1938 vor dem Zugriffder Gestapo von
Wien nach London fliehen konnte

und seitdem dort lebt, ist die Entschei¬
dung des Gerichts ein Beweis unter

vielen für ein schwindendes Rechtsempßn-
den in den heutigen Demokratien.

D a s
R e c h t
geraxibt

höchst Qowissen'PsycholoRii
ich ist, denn viele Î nQihrige sind an In-

telligott und Routine tnsnraem erwachsenen
Richter überlegen), kann sich angeblich geisiig
nicht weitertntwickeln. Nach ihrem 18̂ Ge-burtstag hätte sie um Ihre Zustimmung genagt
werden müssen, mit 17 und zehn Monaten aber
nicht. Weshalb sich die sonst sprichwörtlich
langsame englische Rechtsprechung diesmal be-

dn u n jVo n E r i c h F r i e d

fTnsere Demokratien leiden an empörenden
IGericlusurteilen keinen Mangel. In letzur

Zeit hnd ich das deutsche Urteil gegm
den Arzt Peter Augst besonders arg, der für sei¬
ne Behauptung, jeder Soldat sei kraft seiner
Schulung ein potentieller Mörder, zu 10 500Mark Strafe verurteilt wurde. 'Welche Strafe we¬
gen .Volksverhetzung* bitte da erat Einstein fflr
seine berühmten Worte über Soldaten abbekom¬
men, ftigta ich mich. Nun aber empött mich ein
Urteil in Enghmd fast ebensosehr.

Mitte März wurde ein 17jihriges Mldchen
vom Gericht zur Sterilisation verurteilt. Das Ur-

ei l te.
Vor zwölf Jahren gab es ein englisches Ge¬

richtsurteil, das genau das Ge t̂eil besagte.
Aber damab entschieden nicht einige alte Her¬
ren, sondern eine Richtetin, die selbst Mutter

Ober die Lebensrechte einer Frau. Aufier-
dem war die damalige Regiening weniger rechts-'
lästig, und derlei bleibt etfahrungsmäfiig in den
meisten Demokratien nicht nnz ohne Einfluu
auf unabhlngige richterliche Entscheidungen.

Die Tendenz zu solchen Urteilen wächst in
mehr und mehr verwalteten Welt. DaB

w a r .

teil gegen die geistig zurOckgebliebene Jeanette*
wuide eiligst durch alle Instanzen «bracht, weil
sie im Mu 18 Jalue alt Wird untf dadurch der
Vormundschaft über Jugendliche entgehen wür-

örde bestellter Jurist
nahm für die. Zwecke des Verfshrens gegen das
Mädchen, das. natürlich .nur zu ihrem eigenen
Besten* suttfud, die Rolle des Vormunds. Das
Urteil ist rechtskräftig, das oben erwähnte deut¬
sche Skandalutteil einstweilen noch nicht.

Die UnwidetTuflichkeit einer Zwangssterilisa-
don hat in England immerhin jröSere Empö-

KausKclöst äla das an andere Zeiten erinnem-
Dundesrepublikanische Urteil. Die Verach-
_für die Freiheit des einzelnen Menschen ha¬

ben beide miteinander gemein, ebenso, daß in
beiden Fällen die Richter vermutlich glauben,
aus den besten erdenklichen Gründen zu ihrem
Spruch gelangt zu sein.

Es scheintt daß die Empörung in England zu
spät kommt. Das Mädchen, von dem es heißt,
et habe ein geistiges Alter von ungefähr fünfJahren (eine Definition, die übrigens nach Mei-

unserer 

es prinzipielle, seelsorgerische, sozialpsycholop-
sche und andere Einwände gegen eine solche
Entscheidung gibt, wurde nicht wirklich beriiek-
sichdgt. Betreuung, Beratung, freundliche ̂
aufsiebtigung, Emn&enisverhütung und notfalls

lichkeiten gewesen, sogar wenn man davon aus¬geht, daß sie unter kernen Umständen ein Kind
haben sollte. Auf solche Alternativen hatte vor
zwölf Jahren die Richterin ausdrücklich hinge¬
wiesen.

Ein Leitartikel im GiurJun bemerkt, daß mit
diesem Präzedenzutteil ein klein wenig ein Zu¬
stand näher gekommen ist, in dem in England
im Interesse des Fortschritts alle Schwarzen, An¬
hänger der Labour Party, Sozialhilfean^er
und Leute mit niedrigem IntelUgenzquoncnten

Ober¬de. Ein von der Beh

Schw

r u n

d e

t u n g

M O D E R N E S L E B E N 8 5
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1.wangssterilisien würden. In Deuuchland fallt 
mir dazu die Praxis ein, Triebtäter dur<:h die 
Aussicht auf von.eitige Haftcntlmiing zur frei• 
willigen, Kastration zu erprtsscn, was schon des­
halb unsinnig ist; weil Triebrichtungen bei seit 
einigen Jahren crwach.,enen Menschen auch 
dur<:h lustration keineswegs verläßlich ver­
schwinden, gant. bestimmt aber nicht, wenn Ka­
straten t.ur Vermeidung von Potcntverlust und 
anderen Folge<ncheinungen nach der Freila.s­
sung eine Hormonbehandlung anfangen, 

Wu nicht tu bet.weifcln iS1, ist die Tendent. 
der venchiedenncn Behörden, dur,:hau, nicht 
nur der Gerichte, im Namen wi.ucn'Chaftlichcr 
Erkcnntniue, die meist auch nicht auf der Höhe 
der neuesten Fonchung stehen, Menschen, ja 
manchmal sogar ganze Menschengruppen, eines 
Teils ihrer Rechte tu berauben. In der Sowjet­
union ist dlcse Tendenz jetzt unter Gorbauchow 
im Abnehmen begriffen. Bei uru im Westen 
nimmt sit leider zu. 

Das 

Recht 
geraubt 

0 7. 4 87 
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Richtlinien zur Sterilisation 
geistig Behinderter abgelehnt 
uve OFFENBACH, 6. April. .,Ungute As· 

soziationen an die berüchtigten Gesund­
heitsgesetze von 1933" wecken die jüngst 
im Hamburger Ärzteblatt veröffentlich­
ten Richtlinien über die „Zulässigkeit 
einer Sterilisation geistig Behinderter 
aus P.ugenischer oder sozialer Indikation" 
des Vorstandes der Bundesärztekammer 
beim Landesverband Hessen der Deut­
schen Gesellschaft für Soziale Psychia­
trie (DGSP). Wie deren Geschäftsführer 
Lothar Evers am Montag in Offenbach 
der FR sagte, zeugten diese Richtlinien 
von einer „verlogenen Doppelmoral", ver­
letzten das Grundrecht auf körperliche 
Unversehrtheit der geistig Behinderten. 
Und sie seien eher ein „Persilschein" vor
dem Hintergrund, daß die Staatsanwalt­
schaft West-Berlin seit 1986 gegen 14 Ärz· 
te ermittelt. Den Medizinern wird der 
Verdacht der schweren Körperverletzung 
im Zusammenhang mit Sterilisation gei·
stig Behinderter vorgeworfen. Evers so­
wie Vorstandssprecher Josef Sc.�ädle wi­
dersprechen des weiteren der Außerung 
der Bundesärztekammer, daß es sich bei 
Sterilisationen geistig Behinderter „im 
straf- und berufsrechtlichen Sinne um
einen rechtsfreien Raum handelt" . 

.,Unverantwortlich" ist laut DGSP au-
ßerdem der Vorschlag der Bundesärzte· 
kammer, Zwangssterilisation zu befür· 
worten. wenn keine Einsichtsfähigkeit 
beim geistig Behinderten vorliege. Ein­
sichtsfähigkei t könne nur für einen be­
stimmten Moment festgestellt werden, 

-------------------1 lasse aber keine Aussage darüber zu, ob 
DIE ZEIT-Nr. 15-3, April 1987 sie auch zu einem späteren Zeitpunkt
.., _______________ vorliege. 
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A n m e r k u n g e n

(1) Der Titel des Buches hieß auf deutsch: "Die Entstehung der Arten durch natürliche
Zuchtwahl oder die Erhaltung der begünstigten Rassen Im Kampf ums Dasein"
(K lee 1983, 15) .

(2) Malthus, Thomas Robert, 1766 -1834, ist der "Vater der Oberbevölkerung’. Ihm
zufolge vermehren sich die Menschen geometrisch (1,2, 4, 8, wohingegen sich
die Nahrung in arithmetischer Folge (1, 2, 3, 4, ...) vermehrt. Deshalb tnuß die
Größe der Bevölkerung der Nahrungsmenge angepaßt werden, wobei vor allem der
Pöbel (= das damals gerade entstehende Proletariat) in geringer Zahl gehalten wer¬
den soll. Dies wird nach Malthus am besten bewerkstelligt, indem man den Armen
keine Unterstützung mehr gewährt .

(3) Nietzsche, Friedrich (1844 -1900) war einer der Vorläufer der Lebensphllosophen.
Er erstellte eine "Herrenmenschen"-Theorie; diese sollten die Träger von Kultur
und Geschichte sein, die Beherrschten harten nur als Arbeitssklaven eine Dasein*e-
rechtigung. Er sprach auch schon von "Lebensverbot" und "Zeugun^verhinde-
rung" für die "dtfcadents" (W. Jantzen 1982, 58).
Nietzsche war der Philosoph des deutschen Imperialismus (vgl. Lucacs nadi Jant¬
zen 1982, 56). Die Nationalsozialisten griffen bei der Begründung der "Euthanasie
viel auf ihn zurück, wobei es verschiedene Auffassungen darüber gibt, ob dies oe-
rechtigt war oder nicht (vgl. Jantzen 1982, 56f; Klee 1983,16f; Noi^k 1^98 <■

(4) Dabei waren bis zum 1.3.1933 "in 14 amerikanischen Staaten noch nicht einmal je
100 Sterilisationen durchgeführt worden" (Nowak 1980,40).

(5) Damit meint Bach "Erziehung bei geistiger Behinderung, die sich weder an
nellen Einengungen noch an leichtfertigen Grenzaufhebungen, sondern am Regelt̂
reich und an den entsprechenden Möglichkeiten der Behinderten orientiert IBach
1981,31 f ) .

(6) "nachträgliche Hinzuwahl neuer Mitglieder in eine Körperschaft durch f(Duden Bd. 5, Mannheim/Wien/Körperschaft bereits angehörenden Mitglieder
Zür ich 1982)

(7) 1937 bildete sie zusammen mit der "Arbeitsgemeinschaft evangeliŝ er Anraiten
für Geistes- und Gemütsleiden" den "Verband Deutscher Evan̂ liŝ er Hĵ erzie-
hungs-, Heil- und Pflegeanstalten", den Vorläufer des heutigen Verband eva g
scher Einrichtungen für geistig und seelisch Behinderte e.V.".

(8) Hans Harmsen, dessen Karriere -wie beschrieben -in engem Zusammenhang
dem GzVeN steht, stellt einen von vielen Fällen personaler Kontinuität dar.
1945 war er —ohne Probleme mit der Entnazifizierung gehabt zu haben —in na
bürg für die Ausbildung von Amtsärzten verantwortlich. Er setzte sich al«iv gê n
eine Entschädigung der nach dem GzVeN Zwangssterilisierten ein und ford̂ e
sen Neuaufnahme besonders für "asoziale Jugendliche". Er war .*!! „
"Deutschen Akademie für Bevölkerengswissenschaften" in Hamburg, die ■
die Fortsetzung sozialdarwinistischer Traditionen einsetzte und 1952 Miro 9
der "Pro Familia". 10 Jahre lang war er ihr Präsident und danach bis 1BW -
renpräsident. Außerdem war Harmsen Mitglied der Leitung des IPPF (In t
Parent Plaining Federation) und sorgte von dort aus "für die ® , .''
stischen Methoden in die US-Strategien zur Bekämpfung der
in der 3. Welt" (Materialien gegen Bevölkerungspolitik, 1984, 48). erst »w trat
Harmsen —auf Druck von außen —vom Amt des Ehrenpräsidenten der Pro Familie
zurück (vgl. Pro Familia Information 6/84, 21; Güse/Schmacke 1984,115f).
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(9) Die Geschichte der Lebenshilfe kann hier nur in groben Zügen geschildert werden.
Näheres über das Eingebundensein der Lebenshilfe in politische und ökonomische
Entwicklungen in der Bundesrepublik Deutschland und ihre Abhängigkeit davon
fi n d e t s i c h b e i Wa l d s c h m i d t 1 9 8 4 .

(10) 1968 in "Lebenshilfe für geistig Behinderte" umbenannt.
(11) In den ersten Jahren nach der Gründung wurden neben dem sofort eingerichteten

wissenschaftlichen Beirat noch andere Fachgremien gebildet, so z.B. der Sozialbei¬
rat, der pädagogische Ausschuß, der Werkstättenausschuß.

( 1 2 ) H e u t e " W e r k s t a t t f ü r B e h i n d e r t e " ( W f B ) .
(13) "Die Gaupp-Schule in Tübingen: Kern der aktiven Kader der Euthanasie und des

Völkermordes in der Psychiatrie" (W. Jantzen 1985). Der sog. "Zigeuner-Ritter",
Robert Ritter, verantwortlich für den Genozid der Sinti und Roma, entstammte
auch der Gaupp-Schule.

(14) Professor Mauz war einer der an der "Euthanasie" beteiligten Psychiater, auch einer
d e r " K r e u z e i s c h r e i b e r " .
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ermöglicht der Autor dem Leser sich 
fundiert mit Denkmodellen und • Glau­
bensbekenntnissen der Schulpsychologie 
kritisch auseinanderzusetzen. 

Reinald Weiß 
BÜHNE FREI 

filr eine politische 
Supervision 
190 Seiten 

M 64 - DM 21,-­
Es geht um das Selbstverständnis der 
psycho-sozial Tätigen: lassen sich mit Hilfe 
des Psychodramas ihr Alltag und ihre ln­
terakti?nen untersuchen, so liefert Brecht 
das Mittel, auf der Bühne sogleich die 
große Methode einzuführen, also das Er­
kannte nochmals kritisch zu durchleuch­
ten. Das Normale, Selbstverständliche wird 
i�s R ampenlicht gerückt und damit 
nicht nur die eigene Subjektivität, sondern 
auch die institutionellen und sozialpoliti­
schen Gegebenheiten. Das Ergebnis ist die 
�ntwicklung einer konkreten Utopie poli­
tischer Supervision, ein Lernbaukasten, 
der zu weiteren Experimenten anregt und 
auffordert. 

Tatje Weik 
UMSCHICHTUNGEN 

Erfolge und Mißerfolge 
der Gemeindepsychiatrie 

ISBN 3-92312�4-1 

171 Seiten 

Mn-DM24;-

Über 200 000 Patienten werden jährlich in 

psychiatrische Krankenhäuser eingewiesen 
und rund 1 Million Bundesbürger nimmt 
jährlich die Hilfe eines niedergelassenen 

Psychiaters oder Psychotherapeuten in 

Anspruch. Psychische Schwierigkeiten sind 
in der BRD ein durchaus verbreitetes 
Phänomen ! Welche Behandlungsmöglich­
keiten existieren jedoch für psychisch 
Leidende? 
Um auf diese Frage Antworten zu finden, 
werden im Buch zentrale psychiatrische 
Begriffe, wie 
- Krankheitsverständnis 
- soziale und räumliche I ntegration 

- Selbsthilfe 
- Prävention 
- Versorgungseinrichtungen 

- Geschichte 
aus der Sicht der Gemeindepsychiatrie 
erklärt und diskutiert. 

Peter Suchanek 
NOT DER TUGEND 

Arbeit, Sexlllllität, 
Umgang mit Konflikten 
in sozialpsychiatrischen 

Einrichtungen 
184 Seiten 

M 47 - DM 14,80 

Peter Suchanek analysiert In diesem Buch 
einige Normen, die der P!"xis von prote• 
stentischen, antroposoph1schen und 1'!1 
Marxismus orientierten sozlalpsychla,ri· 
sehen Einrichtungen zugrunde liegen . Er 

geht dem Ursprung bestimmter Norm�n 

nach und zeigt ihre Auswirkungen 1_uf d1: 
Klienten. Er kommt zu dem Erge�11• '!8 

Ein richtungen von Trägem, d!e sich 
resigniert, unbewußt oder willentlich dam 
Gewinnstreben unterordnen, an d�n Be· 
dürfnissen der Betroffenen vorbeigehen. 

Verordnete Tugenden wie Fleiß, Ordnung, 

Harmonie werden zur Not der •�deren, 

der Ohnmächtigen, nicht nur in der 

Sozialpsychiatrie. 
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FRAUENBLICKE 

Zeichnungen und Karikaturen 
von und über Frauen 
in Lateinamerika 

80 Seiten, Kunstband 
M 69 DM 15,--

Vier Künstlerinnen und Künstler aus Peru themeti­
sieren eus ihrer jelM!iligen Perspektive des, wes sie 
be\M!gt, wes sie betrifft. Meine Feder ist mein Mes­
ser! Marisa Godinez zeichnet die unterdrückte und 
eusgebeutete Freu in Leteinamerike.Christine Ro­
senthal nimmt die Frauen der herrschenden Klas­
sen und deren Verhelten gegenüber ihren besitzlo­
sen 'Mitschwestern' aufs Korn. Juan Acevedo setzt 
sich zeichnerisch mit der Beziehung zwischen Mann 
und Freu auseinender und Carlin stellt den "genz 
elltäglichen Wahnsinn" der, den die Mehrheit der 
lateinamerikanischen Frauen erlebt. 

Hg. Daniels, Degener, u.a. 
KRÜPPEL-TRIBUNAL 

Menschenrechtsverletzungen 
im Sozialstaat 

ersch. 1983 
ISBN 3-7609-0799-7 

169 Seiten - DM 14,­
Fünf Jahre sind seit dem 'Interna­
tionalen Jahr der Behinderten' 
vergangen. Die "Aktionsgruppe ge­
gen das UNO.Jahr" brachte auf 
dem Krüppeltribunal die Menschen­
rechtsverletzungen an Behinderten 
zur Anklage. Sie konnten auf die 
Aussonderung und Diskriminierung 
Behinderter punktuell aufmerksam 
machen. Leider hat sich hinsichtlich 
der Behandlung von Krüppeln in 
diesem fünf Jahren nichts Wesent­
liches verändert. Die täglichen Pres­
seberichte bestätigen die Aktualität 
des Kriippeltribunals und des hier 
vorliegenden Bandes. 

Ewinkel, Hermes, u.a. 
Geschlecht: BEHINDERT 

bes. Merkmal: FRAU 
ein Buch von 

behinderten Frauen 
188 Seiten 

1. Auflege: Okt. 1985 
2. Auflage: März 1986 

M 68 - DM 15,­

Wie ein roter Faden zieht sie durch das 
ganze Buch die Erkenntnis, daß behinder­
ten Frauen Freiräume zugestanden wer­
den, Freiräume, die auf den ersten Blick 
betrachtet vorteilhaft erscheinen (z.B. 
Abtreibung, Sterilisation etc.), hinter 
denen sich aber letztlich eine Diskriminie­
rung verbirgt, gegen die schwer anzukämp­
fen ist, weil sie subtil verläuft. 
In ihren Erfahrungsberichten und Überle­
gungen verdeutlichen "Krüppelfrauen", 
daß sie nicht einmal in der Frauenbe­
wegung ihre Probleme zur Sprache bringen 
können. Erst in jüngster Zeit gibt es 
Ansätze (Stichwort: Gentechnologie), die 
bisherige Ausgrenzung zu thematisieren 
und gemeinsam zu überwinden. 
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Kiniatihaman. mehr Konaantration auf Examplariaehaa,
m e h r M u t a i n d a r M a a a a .

D i s k u s s i o n s f o r u m 1 :
W e r v e r w a l t e t w e n , w i e , w o h i n ?Wir wollen dieae Kritik aufBml

G e a u r t d h e i t a u g b e a t i m m t a L a W t a p a n d u r c h a l l #
O i t k u a a t o n a f o r o n h i n d u r e h a i e h a n . W k w o l l a n d a m i t d l #

a u f d e m

B a a l # a c h a f f a n a u A u a e i n a n d a r a a t a u n g e n a w l a c h « n d e n
trerachiedanen Bewegungen und Initiativen. Be wollen
w i r a u e i n e r g e m e l n a a m e n , a b e r a u c h k r i t i a e h e n

D i s k u s s i o n s f o r u m 2 :
Ang r i f f au f d i e Gesundhe i t ?
-MUnn dw toSMohiwIogtofiR e fl e a i o n a n r a g e n .

Oie Bewegung lat aww vielfältig, aber in vielen Billen
auch auaammenhanglea geworden. Wir mflaaen una
krit iaeh fragan, wo wkatohen. welche Strategien die
n l c h a t e n J a h r e m d g l i c h a i n d * u n d a u w e l c h e n
g e m e i n a a m e n p o l W a c h e n B e r d a r u n g e n w i r u n a
durehfingan können, um nicht alle BMan aua der Hand
a u v e r l i e r e n

D I s k u s s l o n s f o h i m 3 :
Menschücher AOtag
-Kr.nk- Min .I« Folg«?

Oie Wege cur UmgeauNung daa Geaundheitaberaicha
laaaen aich nicht mehr allein von einem gameinaam
geteilten Geaellachaftaentwurf ableitan.¥nr aollianuna
d a r a u f e i n i g e n . d a B w i r a u a
B e a t a n d a a w f n a h m e d e a a a n . w a a w i r i m G e a u n d h e i t a -

I . a u

Illen aich bei der Varinderung
W e l c h e B p l e l r l u m e f O r

h e r a c h e n d a n G e a u n d h e k a - u n d
7WO alnd BngplBe

urtd Mlndemiaae. die einer Umgeaulcung fan Wege
a t a h e n ? S i e m O a a e n

v e r a c h l e d e n e Ve r g e h e n a w e l a a n u m g e a u k a t u n d

D i s k u s s i o n s f o r u m 4 :
Der Widerspenstigen Zähmung

● i M r k r M K h . n

u n d S o i i a i b e r e i c h v o i fi n d a n . d a a u
b e a t i m m e n a n w e l c h e n

H indemiaae e rgeben .
A k a m a t l v e n a u r
SoaiaipolWk beat

D i s k u s s i o n s f o r u m 6 :
Pondk de r See le
-Dw Elnntn. twluhm P«>Mk

D i s k u s s i o n s f o r u m 6 :
R e v o l t e I n T h e o r i e a Ta t
●ftundlagen fOr gaaellachaMleha VaDeahalb aoll der GT 97 ein Berum fOr alle diejenigen

aein. die aich mit derherkammllohen Zuachrelbung von
Gaaundheit und KrankheK nicht aulHeden gaben wollen.
Br aoll die Chance bleton. awlachen den einaatnen
In i t ia t iven und Bewegungen aowie a l len , d ie a ich
b e v e f f e n f O h l e n . n e u e A n a l u e f ü r e i n e n b r e i t a n
W W e r a t a n d a u d i a k u d e r a n .

Har noch a inme l unaara Adraaaa t

Varaln Gaaundheh und Okologla e. V.
G a a u n d h e t a l e d a n R a a a a l
Medrlch-Ibart-S». i7f, S800 Kaaaal
TaMOn:OSS1/S4000

D i e a i n d a b J a n u a r b e i u n a a u
b e a t e i l e n .

Ab 2$. Mira vrerden wir mit dar Varaehickiipg beginnen.
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Die Zwangssterilisation geistig behinderter Menschen ist auch
heute noch ein weitgehend tabuisiertes Thema. An die Öffentlich¬
keit dringen immer nur einzelne Skandale. Aber auch diese Skan¬
dale lösen keine breite inhaltliche Diskussion aus, in der z.B.
die historische Entwicklung dieser Form des Umgangs mit Men¬
schen, die man für unwürdig oder unfähig sich fortzupflanzen
hält, berücksichtigt wird. Ebensowenig wird problematisiert,
daß hauptsächlich Frauen und Mädchen von diesen Eingriffen
betroffen sind und welche Auswirkungen diese Eingriffe für
s ie haben .

Das vorliegende Buch zeigt die —zum Teil unrühmliche und
nicht aufgearbeitete— Vergangenheit dieser Problematik auf
und arbeitet die besondere Betroffenheit der geistig behinderten
Frauen heraus, sowohl für die Vergangenheit als auch für die
Gegenwart. Dabei wird deutlich, daß Zwangssterilisation nicht
aufgrund von "Sachzwängen" erfolgt, wie uns oTt glauben ge¬
macht wird, sondern daß es oft Hilflosigkeit, MangaJ an Alter¬
nativen und Phantasie, aber auch eugenisches Gedankengut und
Menschenverachtung sind, die auch heute noch die Zwangssteri¬
lisation oft zur einzigen Lösung eines Problems macht.
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